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ANLAGEN ZUR BEGRÜNDUNG 

Anhang I Prüfbogen zur Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 13 a Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. Anlage 2 BauGB 

 2. Teiländerung  Großflächiger Einzelhandel und Gewerbe, 

Mühlacker-  

Wick und Partner: Relevanzprüfung Artenschutz gem. § 44 BNatSchG, 2012.2016 

Beck und Partner: BP Gewerbegebiet Süd 2. Teiländerung Großflächiger Einzelhandel und Gewerbe  Spezielle 

Artenschutzrechtliche Prüfung, 25.09.2017 (inkl. Formblatt) 

FCS-Maßnahme für Zauneidechsen (Lacerta agilis), Bericht, 25.10.2023 

Büro Dr. Donato Acocella: Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten Erweiterung des EKZ Schrammel in 

Mühlacker Enzberg, 12.11.2020 

Büro Dr. Donato Acocella: Gutachten für ein Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker, Bericht, 02.07.2015 

Beschluss über das Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker vom 23.06.2015 Sitzungsvorlage 151/2015 
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1. Anlass und Zweck 

1.1 Anlass 

Für den Standort des SB-Warenhauses (Hit-Markt) in der Kanalstraße in Mühlacker-Enzberg 
bestehen seit mehreren Jahren Umbau- und Entwicklungsplanungen. Die Modernisierungsab-
sichten sind mit einzelhandelsbezogenen Planungen verbunden, die Verkaufsfläche des SB-
Warenhauses inklusive Getränkemarkt, Bäcker sowie Mall und Eingangsbereich, als auch die 
Verkaufsfläche des angegliederten Pflanzenmarkts zu erweitern und einen kleinen Baumarkt 
anzusiedeln.  

Der Betreiber und die Eigentümer verfolgen seit längerer Zeit bereits dringlich erforderliche Än-
derungen und geringfügigere Erweiterungen des gleichsam "in die Jahre gekommenen" SB-
Warenhauses. Der heutige Bau- und Nutzungsbestand des Marktes bedingt zur Erhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Einzelhandelsbetriebs und damit auch der hier geschaffenen über 
hundert Arbeitsplätze eine Anpassung an die heutigen Anforderungen des modernen Einzel-
handels. 

Am Standort fehlen heute jedoch die planungsrechtlichen Voraussetzungen, auf deren Grund-
lage Genehmigungsverfahren sachgerecht entschieden werden können, um eine der 
städtebaulichen Einzelhandelsstruktur der Stadt Mühlacker entsprechende standortverträgliche 
Einzelhandelsentwicklung abschließend zu regeln.  

1.2 Ziele und Zwecke 

Mit der Bebauungsplanänderung verfolgt die Stadt Mühlacker ihre stadtentwicklungspolitischen 
Ziele zur Sicherung und Stärkung der Versorgungsfunktion in den Stadtteilen. Der nicht inte-
grierte Standort an der Kanalstraße nimmt eine deutliche Wettbewerbsposition zum zentralen 
Versorgungsbereich der Innenstadt und Stadtteilkern ein. Dabei übernimmt der über Jahrzehnte 
etablierte großflächige Einzelhandel, im vorliegenden Falle als SB-Warenhaus in Enzberg den-
noch eine wichtige Versorgungsfunktion und benötigt einen Anpassungsspielraum für eine 
angemessene betriebliche Entwicklung. Daher dient die Bebauungsänderung auch der Siche-
rung des Standorts innerhalb der örtlichen Versorgungsstruktur in Mühlacker. 

Die vorgesehene Bebauungsplanänderung dient dazu, die Entwicklungsmöglichkeiten am 
Standort planungsrechtlich zu erfassen und in raumordnerisch sowie städtebaulich verträgliche 
Bahnen zu lenken. Die Stadt verfolgt mit diesem Bebauungsplan, den Empfehlungen aus dem 
durch den Gemeinderat beschlossenen Einzelhandelskonzept der Stadt Mühlacker 

Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung GmbH) i.S. eines städtebaulichen Ent-
wicklungskonzepts nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu entsprechen. 

Die Stadt stellt den Bebauungsplan unter der Zielsetzung auf, insbesondere auch eine pla-
nungsrechtliche Steuerung hinsichtlich des sogenannten nicht integrierten Einzelhandels-
standorts Kanalstraße, Mühlacker-Enzberg, über Festsetzungen für ein Sonstiges Sondergebiet 
gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO für großflächige Handels- bzw. 
Einzelhandelsbetriebe mit dem überwiegenden Sortiment Lebensmittel, Nahrungs- und Ge-
nussmittel vorzunehmen.  

1.3 Erforderlichkeit 

Die Standortentwicklung bedarf sowohl gegenüber den raumordnerischen und regionalplaneri-
schen Anforderungen wie auch im Kontext der gesamtstädtischen Einzelhandelssituation einer 
bauleitplanerischen Steuerung. 

Der rechtsgültige Bebauungsplan  Teilbereich Süd - 1. Änderung 
setzt bisher eine Höchstgrenze einer Verkaufsfläche von 5.300 m2 ohne 
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jede Sortimentsbeschränkung fest. Hinzu kommen Veränderungen aus der Entwicklungsdyna-
mik im Einzelhandel der letzten Jahre sowie die Entwicklung in der Rechtsprechung zur 
Verkaufsflächenbewertung.  

Der derzeitige Bebauungsplan ist deshalb nicht mehr ausreichend geeignet, die Steuerungs-
funktion einer geordneten Entwicklung zu gewährleisten. Mit der Bebauungsplanaufstellung 
bzw. änderung wird daher das Ziel verfolgt, Festsetzungen zur Sicherung und angemessenen 
quantitativen Entwicklung des Marktes bei gleichzeitiger Steuerung bezüglich der zentrenrele-
vanten Randsortimente zu treffen. 

Der Gemeinderat der Stadt Mühlacker hat in seiner Sitzung am 19.07.2016 beschlossen, für 
unter Ziffer 2  2. 
T

 2. Teiländerung  Großflächiger Ein-
zelhandel und Gewerbe, Mühlacker-Enzberg, Kanalstraße  

2. Lage und Umfang des Plangebiets 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Enzberg an der Bundesstraße B 10 westlich des Zentrums der 
Stadt Mühlacker. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans hat eine Größe von ca. 4,9 ha. Das 
Plangebiet umfasst zum Aufstellungsbeschluss vollumfänglich die Flurstücke 1197/31; 1197/30; 
1197/29; 1124/3; 1124/1; 1120; 1119; 1116/1; 1116; 1107; 1106/1; 1101/1; 1101; 1100; 1099/3; 
1096; 1095; 1076/2; 805/1; 805; 783; 780/1; 782/4; 718; 712 sowie die Flurstücke 1063 und 
1197/28 anteilig. Maßgebend für die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs ist die 
zeichnerische Darstellung des Bebauungsplans. 

Zwischenzeitlich, bis 04/2022, erfolgten Anpassungen der Flurstücke im südlichen Bereich. Das 
Flurstück 1076/2 wurde mit Neuzuschnitt und Vergrößerung des Flurstück 1096 vereinigt. Dem 
Bebauungsplanentwurf liegt die nachgeführte Katastersituation zugrunde, die dem Auszug aus 
dem Liegenschaftskataster vom 23.03.2021 sowie 18.11.2021 der Fortführungsmitteilungen der 
Vermessungsbehörde des Landratsamts Enzkreis entspricht. 

Der Geltungsbereich wird im Westen durch die Kanalstraße und im Osten durch die Bundes-
straße B 10 begrenzt. Die Straßen besitzen übergeordnete Erschließungsfunktion ohne direkten 
Bezug zu Bebauungsplaninhalten. Der Geltungsbereich umfasst die Baugebietsflächen des Ge-
werbegebiets, die absehbar baulichen Veränderungen unterworfen sind und daher zur 
Sicherung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung einer bauleitplanerischen Steuerung 
bedürfen. 

Im nördlichen Bereich ist auf Flurstück-Nr. 1197/30 eine neue Gewerbehalle realisiert. In diesem 
Zusammenhang ist der Erschließungsstich nach rechtsgültigem Bebauungsplan auf Flurstück-
Nr. 1197/31 in abweichender Lage und nicht mehr bebauungsplankonform ausgebaut worden. 

Im Norden begrenzen die nördlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke der Nummern 
1197/30 und 1197/29 den Geltungsbereich. 

Das Vorhaben der Neuordnung des SB-Warenhauses inklusive Ansiedlung eines Baumarkts 
reicht bis einschließlich Flurstück-Nr. 805/1 und 1095 sowie 1096, sodass die südliche Grenze 
dieser Flurstücke die Südgrenze des Geltungsbereichs bilden. 

Zur Kanalstraße sind die Flurstücke im räumlichen Zusammenhang in den Geltungsbereich mit-
einbezogen, so dass die realisierte Erschließung abweichend vom gültigen Bebauungsplan 

 Teilbereich Süd   nunmehr pla-
nungsrechtlich abschließend nachgeführt werden kann.  
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Abb. 1: Abgrenzungsplan des Bebauungsplans, als Anlage des Aufstellungsbeschlusses 167/2016 des Gemeinderats 
vom 19.07.2016 

2.1 Neuordnung der Grundstückssituation im Bereich des geplanten Sondergebiets SO1 

Der Plangebietsteil des Bestandsbetriebs eines SB-Warenhauses wird zukünftig im Bebau-
ungsplan als Sondergebiet SO1 für großflächige Einzelhandelsbetriebe mit dem überwiegenden 
Sortiment Lebensmittel, Nahrungs- und Genussmittel festgesetzt. 

Die im Zuge der über Jahrzehnte hinweg seit 1964 sukzessive erfolgten baulichen Entwicklung 
des Bestandsbetriebs im geplanten Bereich des Sondergebiets SO1 nach diversen Zukäufen 
und auch Tauschvorgängen, die etwa im Zusammenhang des Neubauvorgangs der südöstlich 
angrenzenden Bundesstraße B10 veranlasst werden mussten, entstandene Grundstückssitua-
tion erfordert für diesen Plangebietsteil eine Neuordnung der Grundstücksverhältnisse, die von 
den Eigentümern bereits veranlasst worden ist.  

In dem betreffenden Plangebietsteil befinden sich Buchgrundstücke, die auch in der obigen Ge-
samtbestandsaufnahme aller im Geltungsbereich des Plangebiets des Bebauungsplans 
gelegenen Flurstücke bereits bezeichnet sind. Die im Plangebiet Sondergebiet SO1 gelegenen 
Buchgrundstücke werden gemäß § 890 Absatz 1 BGB, soweit sie im Plangebiet gelegene zu-
gebuchte Flurstücke aufweisen, von den Grundstückseigentümern zu einem Buchgrundstück 
vereinigt, um die Umsetzung der Bebauungsplanziele gewährleisten zu können (siehe hierzu 
auch Ziffern 12.1.1 bis 12.1.4). 
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3. Städtebauliche Ausgangssituation 

3.1 Stadträumliche und naturräumliche Einbindung 

Die Große Kreisstadt Mühlacker liegt zwischen dem Städtedreieck Heilbronn, Karlsruhe und 
Stuttgart in nordöstlicher Nachbarschaft zu Pforzheim. Sie erstreckt sich über eine Fläche von 
5.432 Quadratmetern im Enzkreis. Laut den Angaben des Statistischen Landesamts Baden-
Württembergs belief sich die Einwohnerzahl der Kreisstadt am Ende des Jahres 2022 auf ca. 
26.000 Einwohner. Die Stadt Mühlacker bildet das Mittelzentrum für die umliegenden Städte 
und Gemeinden Vaihingen an der Enz, Eberdingen, Wiernsheim, Niefern-Öschelbronn, Kiesel-
bronn, Ölbronn-Dürrn, Ötisheim, Maulbronn und Illingen bildet. Mühlacker selbst besteht aus 
den fünf Stadtteilen Enzberg, Großglattbach, Lienzingen, Lomersheim und Mühlhausen an der 
Enz. Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Enzberg. Seit 1972 ist Enzberg ein Stadtteil von 
Mühlacker und zählte heute rund 3.900 Einwohner. 

Bereits die Römer siedelten sich zwischen 100 und 260 n. Chr. auf Enzberger Gebiet an und 
hinterließen am östlichen Ortseingang eine bedeutende Villa Rustica. Nach mehrmaligem Be-
sitzwechsel wurde die Burg zum Stammsitz der Herren von Enzberg. Im 14. Jahrhundert ist 
kurzzeitig neben dem im Tal gelegenen Dorf auch eine kleine Stadt Enzberg direkt unterhalb 
der Burg nachzuweisen. 1504 wurde Enzberg württembergisch. 

Bis weit ins 19. Jahrhundert lebte die Enzberger Bevölkerung von der Landwirtschaft, doch 
schon um 1700 gab es zwei Papiermühlen, die eine beginnende Industrialisierung andeuten. 
Zunehmend sicherten sich die Enzberger ihren Lebensunterhalt durch Fabrikarbeit im nahege-

lagerte sich der Wirtschaftsschwerpunkt zunehmend auf den Tertiärsektor. 

Naturräumlich betrachtet befindet sich Mühlacker in der Großlandschaft Neckar und Tauber-
Gäuplatten sowie im Naturraum Neckarbecken. Die Umgebung von Mühlacker ist geprägt durch 

Stadtteil Enzberg liegt links der Enz auf dem das Enztal begrenzenden Höhenzug. Nördlich auf 
der gegenüberliegenden Enzseite erstreckt sich die Kernstadt Mühlacker in einem flachen Sei-
tental. Nördlich sowie südlich des Plangebiets befinden sich die beiden Erhebungen Enzberg 
(ca. 340 müNN) und Galgenberg (ca. 350 m ü.NN.). Topografisch betrachtet befindet sich das 
Plangebiet im Enztal auf einer Höhenlage von etwa 230 Metern über Normal Null.  

In diesem flachen Seitental verläuft auch die Eisenbahnstrecke. Enzberg bekam bereits 1863 
eine Bahnstation. Deshalb profitiert Mühlacker von einer günstigen Lage am Eisenbahnkreuz. 
Der Haltepunkt Enzberg ist an die Strecken Stuttgart-Karlsruhe sowie Stuttgart-Heidelberg an-
gebunden. In das benachbarte Oberzentrum Pforzheim ergeben sich ebenfalls Verbindungen.   

Mühlacker liegt verkehrsgünstig zwischen den Ballungsräumen Stuttgart und Karlsruhe 7 Kilo-
meter von der Autobahnausfahrt der A 8 Pforzheim-Ost entfernt sowie an den Bundesstraßen 
B 10 und B 35. Südlich des Geltungsbereichs verläuft die Bundesstraße B 10 parallel zum Fluss 
Enz. 

3.2 Bestandssituation im Gebiet  

Das Gewerbegebiet zwischen Enzkanal und Bundesstraße wird durch unterschiedliche Hand-
werks- und Gewerbebetriebe besetzt. Darunter befinden sich produzierende Betriebe (u. a. 
Maschinenbau, Kachelöfen) diverse Lagerhallen sowie Anlagen für gesundheitliche Zwecke 
(Pflegedienst). Im Gebiet befindet sich seit 1993 ebenfalls ein SB-Warenhaus. Es besteht damit 
ein differenzierter Nutzungsmix im gewerblichen Sektor zwischen großmaßstäblichem Gewer-
bebetrieb und kleinteiligem Handwerk. 

Die bauliche Maßstäblichkeit im Gebiet reicht von großen Hallen bis zu kleinteiligen Wohnge-
bäuden sowie noch unbebauten Flächen. Dabei können sowohl die Gebäudekörnungen, als 
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auch die unterschiedlichen Nutzungen im Geltungsbereich als sehr durchmischt eingestuft wer-
den.  

Im Umfeld des Gebiets befinden sich unter anderem weitere Gewerbeflächen. Im Nordosten 
befinden sich Mischbauflächen, der Bahnhof Enzberg, sowie die Wohnbebauung, die sich to-
pografisch erhöht auf dem Enzberg entwickelt hat. Durch den Enz-Kanal im Nordwesten, die 
Bundesstraße B 10 sowie den Fluss Enz im Südosten, als auch im daran angrenzenden Natur-
schutzgebiet Nr. 
allseitigen Restriktionen eine Art Insel, innerhalb dessen sich das Bestandsgebiet entwickelt 
hat.  

3.3 Erschließung des Plangebiets 

3.3.1 Äußere Erschließung 

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die angrenzende Kanalstraße, die in Nordost-
Südwest Richtung verläuft. Die Kanalstraße bindet als Gewerbegebietserschließung im Süden 
über den Kreisverkehr an die Kieselbronner Straße, die als Haupterschließung mit Anbindung 
an die Bundesstraße B10 den Stadtteil Enzberg übergeordnet anbindet. 

Auch vom zentralen Siedlungsbereich der Stadt Mühlacker gelangt man über die B 10 am An-
schluss Kanalstraße ins Plangebiet. Damit sind die umgebenden Siedlungsbereiche sehr gut 
an das Versorgungsangebot des Standorts angebunden. 

3.3.2 Fuß- und Radweg 

Das Plangebiet ist vom nordwestlich gelegenen Wohngebiet am Enzberg durch mehrere Unter-
führungen auf Höhe der Bahngleise, als auch durch zwei Fußgänger-Brücken über den 
Enzkanal erschlossen. Die verkehrliche Anbindung nördlich des HIT-Markts verfügt über einen 
separaten Fußgängerweg der dann in östlicher Richtung in einen Fußgängerbereich übergeht. 
Durch eine anschließende Unterführung unterhalb der 

südlich des Plangebiets erschlossen 
werden. 

3.3.3 Grundstückserschließung 

Die Zufahrt ins Plangebiet bzw. zum Kundenparkplatz des SB-Warenhauses erfolgt von der 
nördlich gelegenen Kanalstraße über eine Sticherschließung sowie über eine im Südwesten 
parallel dazu verlaufende private Stichstraße. Der Kundenparkplatz des SB-Warenhauses um-
fasst derzeit 189 Stellplätze.  

4. Beschreibung des Vorhabens 

4.1 Bauliche Entwicklungsziele 

Innerhalb des Plangebiets befindet sich bereits heute ein Nebeneinander gewerbegebietstypi-
scher Betriebe des produzierenden Sektors und Vertrieb sowie der bisher durch ein 
Sondergebiet im Bebauungsplan planungsrechtlich gesicherte großflächige Einzelhandelsbe-
trieb des SB-Warenhauses. 

Die heute bestehende Gebäudesituation des SB-Warenhauses ist seit den letztmals in den Jah-
ren 1993/1994 maßgebend durchgeführten Erweiterungs-, Umbau- und Umstrukturierungs-
maßnahmen nahezu unverändert. 

Vor dem Hintergrund der allgemeinen Veränderungen im Einzelhandel sieht sich der Betreiber 
gezwungen, das Geschäftsgebäude kundengerecht und den heutigen Anforderungen entspre-
chend zu ertüchtigen und es dabei im Verhältnis zu der Größe des bereits bestehenden Bau- 
und Verkaufsflächenbestands in noch untergeordnetem Umfang zu erweitern. 
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Die erforderlichen baulichen Modernisierungs- und Anpassungsmaßnahmen, u.a. hinsichtlich 
der Neustrukturierung der Leergutannahme, des Neubaus der Leergutannahme und des Leer-
gutlagers, des Umbaus der Eingangssituation, einer Parkplatzüberdachung sowie der 
zukünftigen Verortung der Pflanzenmarktfläche des betreffenden Konzessionärs im Bereich des 
SB-Warenhauses u.a. stellen dringliche Baumaßnahmen zur Sicherung der betrieblichen Markt-
fähigkeit dar. 

Die dargelegten Änderungsplanungen, die den Erdgeschossbereich des Geschäftsgebäudes 
(SB-Warenhaus) und Teilbereiche dessen Stellplatzanlage erfassen, sind im Rahmen eines 
früheren Änderungsgenehmigungsantrags konkretisiert worden. Dieser Antrag ist bei der Bau-
rechtsbehörde der Stadt Mühlacker vorliegend, ruht jedoch aufgrund fehlender 
Genehmigungsfähigkeit auf Grundlage des derzeit rechtsgültigen Bebauungsplans 
gebiet Enzberg - Teilbereich Süd   (20.08.1994). Deshalb ist 
seitens der Betreiber ein erneutes Baugesuch zu erwarten, das die wesentlichen Modernisie-
rungsmaßnahmen auf Grundlage der Festsetzungen des zukünftigen Bebauungsplans 
konkretisiert. 

Der derzeit rechtsgültige Bebauungsplan setzt für den betreffenden Plangebietsteil des SB-Wa-
renhauses ein sonstiges Sondergebiet mit der Z
Abs. 2 und 3 BauNVO fest. Die zulässige Verkaufsfläche ist durch Festsetzung auf   5.300 m2 
begrenzt, eine weitere Differenzierung und Regelung bezüglich der Festsetzung von Verkaufs-
flächenanteilen für einzelne Sortimente bzw. Sortimentsgruppen besteht indes nicht. In 
Verbindung mit den Aussagen des Einzelhandelskonzepts (2016) und den raumordnerischen 
Anforderungen besteht im Rahmen einer Entwicklungsplanung weitergehender Regelungsbe-
darf.  

Ferner hat die Bestandsaufnahme ergeben, dass die für das bestehende SB-Warenhaus zwi-
schenzeitlich erteilten Genehmigungen, mit Blick auf deren genehmigungsrechtlichen 
Bestandsschutz, dementsprechend ebenfalls nur Verkaufsflächenhöchstgrenzen erfassen und 
dies wiederum ohne Sortimentsbeschränkungen. 

Bereits der genehmigungsrechtliche Bestand ermöglicht danach etwa die Ausführung von zu-
mindest fachmarktähnlichen Nutzungen im Bereich des SB-Warenhauses, die ohne Flächen- 
und Sortimentsbeschränkungen städtebaulich problematische Auswirkungen verursachen 
könnten. 

Neben den baulichen Anpassungen an Bestandsgebäuden planen die Eigentümer und Betrei-
ber auf dem heute unbebauten Grundstück Flst.-Nr. 1101 entlang der Gebietszufahrt die 
spätere Realisierung eines kleineren Baumarkts. Dieser Baumarkt wird einen i.S.d. Verständ-
nisses der Baunutzungsverordnung großflächigen Einzelhandelsbetrieb, aber im Verhältnis zu 
sonstigen in der Branche üblich realisierten Größenordnungen solcher Märkte, einen mit maxi-
mal 1.400 m2  

Die Erschließung des SB-Warenhauses sowie des geplanten Baumarkts erfolgt über einen auf 
Flurstück-Nr. 1100 und 1099/3 bereits realisierten privaten Erschließungsstich zu den Parkie-
rungsflächen. 

Um die betreffenden baulichen Modernisierungs-, Anpassungs- und in diesem Zusammenhang 
auch Erweiterungsmaßnahmen für das SB-Warenhaus sowie das weitere Ansiedlungsverfah-
ren des Baumarkts realisieren zu können und zudem die weiteren gewerblichen Bauvorhaben 
sowie die anzupassenden Erschließungsflächen planungsrechtlich zu sichern, ist eine Ände-
rung des bestehenden rechtskräftigen Bebauungsplans  Teilbereich 
Süd  erforderlich. 

Schließlich erfolgten in den letzten Jahren im nördlichen Planbereich der Bau einer großen Be-
triebshalle eines angesiedelten Gewerbebetriebs und die Neuordnung des von der Kanalstraße 
nach Osten in Richtung B 10 führenden Erschließungsstichs. 
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4.2 Bauliche Bestandssituation 

Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich bereits ein großflächiges Einzelhandelsunterneh-
men in der Funktion eines SB-Warenhauses. Dieses hat sich aus betrieblichen Anfängen im 
Jahre 1964 unter sukzessiver baulicher Erweiterung auf der Grundlage diverser bestandskräftig 
erteilter und nach wie vor auch jeweils umfänglich ausgenutzter Baugenehmigungen entwickelt.  

Die Bestandsaufnahme im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu der baurechtlichen Aus-
gangssituation hat ergeben, dass die für das bestehende Marktgebäude erteilten wesentlichen 
baurechtlichen Genehmigungen jedenfalls keine maßgebenden Festlegungen zu Beschränkun-
gen der Verkaufsflächen nach Art und Fläche beinhalten. Dies ermöglicht im Rahmen des 
sogenannten genehmigungsrechtlichen Bestandsschutzes der erteilten Baugenehmigungen 
auch die Ausführung von zumindest fachmarktähnlichen Nutzungen und insbesondere auch die 
Belegung mit Verkaufsflächen mit innenstadtrelevanten Sortimenten in Größenordnungen, die 
möglicherweise negative städtebauliche Auswirkungen im Sinne des planungsrechtlichen Ver-
ständnisses gemäß § 11 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 BauNVO mit sich bringen könnten.  

Diese Feststellung bezieht sich dabei auch auf die angesichts des heute noch vorhandenen 
Bau- und Nutzungsbestands erteilten Baugenehmigungen, die bestandskräftig sind und auch 
nach wie vor ausgenutzt werden bzw. werden können. Das betrifft insbesondere die folgenden 
Baugenehmigungen:  

 Genehmigung vom 31.12.1964 betreffend Neubau Wohnhaus mit Lagerhalle, zugehörige 
Büros und Garage;  

 Genehmigung vom 03.07.1969 betreffend Erweiterung Lagerhalle;  

 Genehmigung vom 23.04.1970 betreffend Neubau Lagerhalle;  

 Genehmigung vom 26.07.1974 mit Änderung vom 30.12.1974 betreffend Umbau und Erwei-
terung des Marktes durch Anbau einer Halle, einer Hofüberdachung und Garagen sowie 
Errichtung von Stellplätzen; 

 Genehmigung vom 02.01.1981 betreffend Umbau und Erweiterung des Marktes sowie Er-
richtung weiterer Stellplätze;  

 Genehmigung vom 02.01.1981 betreffend Neubau Penthouse über Halle im EG; 

 Genehmigung vom 09.08.1982 betreffend Änderungen Markt sowie Anbau Vordach;  

 Genehmigung vom 18.08.1985 betreffend Vergrößerung/Verlängerung des genehmigten 
Anbaus an der Nordseite;  

 Genehmigung vom 14.01.1986 betreffend Umbau und Erweiterung des Marktes mit Metz-
gerei;  

 Genehmigung vom 10.08.1993 betreffend Abbruch Nebengebäude, Neubau Getränkemarkt, 
Umstrukturierung des Markes, Änderung der Stellplätze usw. Diese Genehmigung betrifft 
Maßnahmen und auch die Aufnahme des maßgebenden Bau- und Nutzungsbestandes, 
durch die der Markt auch bereits im Wesentlichen sein heutiges Gepräge erhalten hat;  

 Genehmigung vom 17.05.1993 betreffend Umschichten von Verkaufs- und Nutzflächen;  

 Genehmigung vom 23.03.1999 betreffend Eingangsüberdachung mit Duldung einer Erwei-
terung des Gartenmarktes;  

 Genehmigung vom 09.08.2011 betreffend Anbau Technikraum.  
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4.3 Festsetzungskonzept 

Zur Sicherung einer geordneten Gebietsentwicklung innerhalb des Geltungsbereichs sowie in 
der stadträumlich-funktionalen Auswirkung ist eine räumliche Gliederung differenzierter Bauge-
biete vorgesehen. Mit zwei Sondergebieten für die großflächigen Einzelhandelsnutzungen 
werden, in einem Sondergebiet SO1 Großflächiger Einzelhandel mit dem überwiegendem Sor-
timent Lebensmittel-, Nahrungs- und Genussmittel und SO2 Großflächiger Einzelhandel mit 
baumarktspezifischem Sortiment u. a. durch Festsetzungen zu maximal zulässigen Verkaufs-
flächen und Sortimentsbestimmungen, städtebauliche und raumordnerische Vorgaben erfüllt. 

Um zu erreichen, dass das sondergebietsbezogene Festsetzungskonzept zu Verkaufsflächen-
begrenzungen im Plangebietsteil des Sondergebiets SO1 ausreichend bestimmt und mit Blick 
auf die weitere einheitliche betriebliche Nutzung letztlich auf Vollzug ausgerichtet werden kann, 
verfolgen die Eigentümer eine Neuordnung der Grundstückssituation dahingehend, die diversen 
Grundbuchgrundstücke in diesem Gebiet zu einem Grundstück, in der Hand eines Eigentümers 
stehend, zu vereinigen. Hierzu erfolgte mittlerweile eine Vereinigung gemäß § 890 Abs. 1 BGB 
der betreffenden Grundstücke zu einem neuen Buchgrundstück. 

Insgesamt zielt das Festsetzungskonzept auf eine angemessene Entwicklung des bestehenden 
SB-Warenhauses bei gleichzeitiger Steuerung bezüglich der nach Einzelhandelskonzept innen-
stadtrelevanten Sortimenten, das heißt der nahversorgungsrelevanten und sonstigen 
zentrenrelevanten Sortimente betreffend. Die nicht zentrenrelevanten Sortimente stellen sich 
als weitgehend unproblematisch dar. 

Hinsichtlich der Zulassung eines Baumarkts, für den eine Steuerung durch Verkaufsflächenbe-
grenzung insgesamt und in Bezug auf untergeordnete Randsortimente erfolgen soll, ist das 
Vorhaben nach gutachterlicher Einschätzung auch im Sinne des städtischen Entwicklungskon-
zepts als vertretbar anzusehen. 

Die Gewerbegebietsflächen umfassen die bereits bebauten Flächen nördlich des öffentlichen 
Erschließungsstichs Gewerbegebiet GE1 sowie die westlichen Flächen, teilweise im Bestand 
bebauten, teilweise unbebauten Flächen, zukünftig als Gewerbegebiet GE2 festgesetzt, zur Ka-
nalstraße. Die Differenzierung der Gewerbegebietsflächen GE1 und GE2 bildet die 
städtebaulich gewünschte Nutzungsgliederung innerhalb des Geltungsbereichs ab. 

5. Übergeordnete Planungen 

5.1 Landesentwicklungsplan 2002 

Für die gewerbliche Entwicklung, auch im Bestand, sind die Grundsätze des Landesentwick-
lungsplans zur Wirtschaftsentwicklung und Standortbedingungen (Plansätze 3.3.1 und 3.3.2) 
einschlägig. 

Laut dem Ziel 3.3.7 (Z) des Landesentwicklungsplans 2002 

sollen sich Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige 
großflächige Handelsbetriebe für Endverbraucher (Einzelhandelsgroßprojekte) in 
das zentralörtliche Versorgungssystem einfügen. Sie dürfen i.d.R. nur in Ober-, 
Mittel- und Unterzentren ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden. Hiervon ab-
weichend kommen auch Standorte in Kleinzentren und Gemeinden ohne 
zentralörtliche Funktion in Betracht, wenn  

- dies nach den raumstrukturellen Gegebenheiten zur Sicherung der Grundver-
sorgung geboten ist oder  

- diese in Verdichtungsräumen liegen und mit Siedlungsbereichen benachbarter 
Ober-, Mittel- oder Unterzentren zusammengewachsen sind. 

Gemäß dem Ziel 3.3.7.1 (Z) 
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soll die Verkaufsfläche von Einzelhandelsgroßprojekten so bemessen sein, dass 
deren Einzugsbereich den zentralörtlichen Verflechtungsbereich nicht wesentlich 
überschreitet. Die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbe-
reich und die Funktionsfähigkeit anderer Zentraler Orte dürfen nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 

Gemäß dem Ziel 3.3.7.2 (Z) 

dürfen Einzelhandelsgroßprojekte weder durch ihre Lage und Größe noch durch 
ihre Folgewirkungen die Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne der Standort-
gemeinde wesentlich beeinträchtigen. Einzelhandelsgroßprojekte sollen vorrangig 
an städtebaulich integrierten Standorten erweitert werden. Für nicht zentrenrele-
vante Warensortimente kommen auch städtebauliche Randlagen in Frage. 

Nach Grundsatz 3.3.7.3 (G) 

ist bei Vorhaben, die auf Grund ihres Warenangebots nur geringe Auswirkungen 
auf die innerörtliche Einzelhandelsstruktur und damit auf die Funktionsfähigkeit der 
Stadt- und Ortskerne erwarten lassen, eine Ansiedlung in städtebaulichen Rand-
lagen möglich.  

 Die Einhaltung der Ziele ist regelmäßig durch ein Fachgutachten zu bewerten und nachzuwei-
sen (siehe hierzu auch: Büro Acocella: Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten 
Erweiterung des EKZ Schrammel in Mühlacker Enzberg, 1211.2020 in der Anlage). 

5.2 Regionalplan 2015 Nordschwarzwald 

Gemäß Regionalplan Nordschwarzwald 2015, verbindlich seit 21.03.2005 ist das Plangebiet als 

deutsamen Straßen, einer geplanten Trinkwasser-Talsperre und einem regionalen Grünzug 
sowie von bestehenden Siedlungsflächen. Die gebündelte Verkehrsinfrastruktur im Enztal för-
dert seit Jahrzehnten die gewerbliche Standortkonzentration. 

 

Abb. 2: Kartenausschnitt des Regionalplans 2015 Nordschwarzwald, verbindlich seit 21.03.2005 
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Die Stadt Mühlacker / Stadtteil Enzberg ist nach Regionalplan 2015 Nordschwarzwald folgen-
den regionalplanerischen Kategorien zugeordnet: 

Lage auf der Entwicklungsachse nach LEP 2002 / RP 2.3.1 Z (2)  
Pforzheim-Mühlacker  (Vaihingen an der Enz).  
Die Achse führt durch das Enztal am Stadtteil Enzberg. 

Die Stadt Mühlacker ist als Mittelzentrum (PS 2.2.2 N (1)) festgelegt. Mühlacker bildet damit 
den zentralörtlichen Siedlungs- und Versorgungskern des zentralen Ortes (PS 2.2.2 G (3)). 

 

Die Stadt Mühlacker übernimmt die Mittelzentrale Funktion für folgende Verflechtungsbereiche: 

Mittelbereich Mühlacker 

Nahbereich Knittlingen Kleinzentrum Knittlingen 

Nahbereich Maulbronn Kleinzentrum Maulbronn, Sternenfels 

Nahbereich Mühlacker 

 

MZ Mühlacker, Ötisheim, 

Kleinzentrum Illingen 

Abb. 3: Eigene Darstellung in Anlehnung an die Tabelle des Regionalplans (2015) Nordschwarzwald, Seite 13 

Die planungsrelevanten Grundsätze und Ziele der Raumordnung, als Konkretisierung der Ziele 
der Landesplanung, werden im Folgenden auszugsweise aus dem Regionalplan Nordschwarz-
wald in der 1. Änderung, rechtskräftig seit 03.09.2010 aufgeführt: 

5.2.1 Verbrauchernahe Versorgung nach PS 2.9.1  

(G) Um eine verbrauchernahe Versorgung zu gewährleisten, sollen integrierte 
und wohngebietsnahe Standorte für die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben 
gefördert werden. Die Einzelhandelsstandorte sollen gut für den Fußgänger- und 
Fahrradverkehr erschlossen sein und mit dem ÖPNV erreichbar sein. 

5.2.2 Standorte für Einzelhandelsgroßprojekte nach PS 2.9.2  

Z (1) Die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandelsgroßpro-
jekten ist grundsätzlich nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren zulässig. Im 
Einzelfall sind Einzelhandelsgroßprojekte auch in Kleinzentren oder Gemeinden 
ohne zentralörtliche Funktion zulässig, wenn 

 sie zur Deckung des Bedarfs der wohnortnahen Grundversorgung der   
 Gemeinde erforderlich sind oder  

 diese Gemeinden in Verdichtungsräumen liegen und mit Siedlungsberei- 
 chen benachbarter Ober-, Mittel- oder Unterzentren zusammengewachsen  
 sind. 

N (2) Die Verkaufsfläche der Einzelhandelsgroßprojekte ist so zu bemessen, 
dass der angestrebte Einzugsbereich des Vorhabens den zentralörtlichen Ver-
flechtungsbereich der Standortgemeinde nicht wesentlich überschreitet.  

Z (3) Die Funktionsfähigkeit des zentralörtlichen Versorgungskerns der Standort-
gemeinde oder die Funktionsfähigkeit anderer Zentraler Orte sowie die 
verbrauchernahe Versorgung dürfen nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

N (4) Einzelhandelsgroßprojekte sollen vorrangig an städtebaulich integrierten 
Standorten ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden. 

Z (6) Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten Sortimenten (vgl. Sorti-
mentsliste in der Begründung zum Regionalplan, 1. Änderung) sind nur in den 
Versorgungskernen der Städte und Gemeinden anzusiedeln. Die Versorgungs-
kerne werden in der Raumnutzungskarte gebietsscharf für Oberzentrum-, Mittel- 
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und Unterzentren abgegrenzt. Außerhalb der Versorgungskerne sind regionalbe-
deutsame Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten Sortimenten 
ausgeschlossen. 

Z (7) Einzelhandelsgroßprojekte mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten (vgl. 
Sortimentsliste in der Begründung des Regionalplans) sind ebenfalls den Versor-
gungskernen zuzuordnen. Wenn im Versorgungskern nach Prüfung keine 
geeigneten Flächen zur Verfügung stehen, ist auch eine Ansiedlung außerhalb 
der Versorgungskerne möglich. 

V (9) Einzelhandelsgroßprojekte, die der Nahversorgung (wohnortnahen Grund-
versorgung) dienen, (vgl. Sortimentsliste in der Begründung des Regionalplans), 
sind den Versorgungskernen oder Ortszentren zuzuweisen. Sie können im Ein-
zelfall auch an Standorten außerhalb des Versorgungskerns innerhalb oder in 
räumlicher Zuordnung zu Wohngebieten in städtebaulich integrierten Lagen aus-
gewiesen, errichtet oder erweitert werden. Kongruenzgebot oder 
Beeinträchtigungsverbot sind einzuhalten. 

5.3 Flächennutzungsplan 2025 

Der Flächennutzungsplan 2025 der Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Mühlacker und der Ge-
meinde Ötisheim, rechtskräftig seit dem 28.09.2013, weist für das Plangebiet bestehende und 
geplante Sonderbauflächen und bestehende Gewerbliche Bauflächen aus.  

Das Plangebiet ist umgeben von weiteren Gewerbe- und Mischbauflächen, von überörtlichen 
und örtlichen Hauptverkehrsflächen sowie von einem Naturschutzgebiet. Im nordwestlichen Be-
reich befinden sich Mischbauflächen sowie Wohnbauflächen auf dem Enzberg. 

 
Abb. 4: Kartenausschnitt des Flächennutzungsplans 2025 der Verwaltungsgemeinschaft der Stadt  
Mühlacker und der Gemeinde Ötisheim, rechtskräftig seit dem 28.09.2013 

Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit mehr als 800 m2 Verkaufsfläche, sind entsprechend  
§ 11 Abs. 3 BauNVO außerhalb der Kerngebiete, nur in den hierfür ausgewiesenen Sonderge-
bieten für den Einzelhandel zulässig. Im Flächennutzungsplan werden für das Plangebiet diese 
als Sonderbauflächen mit der jeweiligen Zweckbestimmung (SB-Warenhaus mit nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten, Gartencenter, Baumarkt, Märkte) dargestellt. 
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Bei der Entwicklung der Sonderbauflächen durch die verbindliche Bauleitplanung muss darauf 
geachtet werden, dass keine bzw. möglichst geringe negative Auswirkungen auf die beste-
hende Versorgungsinfrastruktur, die Umwelt, den Verkehr und das Landschaftsbild entstehen. 
Die möglichen Auswirkungen werden u.a. unter Nummer 9 behandelt. 

Als bestehende Sonderbaufläche SB-Warenhaus in den Darstellungen des Flächennutzungs-
plans ist das SB-Warenhaus mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten in Enzberg an der  
B 10 im heutigen Bestandsumgriff dargestellt. Der Kundenparkplatz des SB-Warenhauses ist 
als geplante Sonderbaufläche im Flächennutzungsplan dargestellt und wird im Zuge dieser Be-
bauungsplanänderung entsprechend qualifiziert. 

5.4 Berichtigung des wirksamen Flächennutzungsplans der Verwaltungsgemeinschaft 
Mühlacker-Ötisheim (FNP 2025) 

Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13a Absatz 2 Nr. 2 Baugesetzbuch im Wege der Be-
 2. Teiländerung 

berg angepasst. Die Berichtigung 
stellt einen redaktionellen Vorgang dar, auf den die Vorschriften über die Aufstellung von Bau-
leitplänen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne Öffentlichkeitsbeteiligung, beinhaltet 
keinen Umweltbericht und bedarf nicht der Genehmigung. Mit der Öffentlichen Bekanntma-
chung des Inkrafttretens  2. Teiländerung großflächiger 

die Berichtigung des FNP 2025 der Ver-
waltungsgemeinschaft Mühlacker  Ötisheim wirksam. 

Die Berichtigung erstreckt sich über den Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplans und wird 
aus der nachfolgenden Abbildung Gegenüberstellung Auszug wirksamer FNP 2025 - berichtig-
ter FNP 2025 ersichtlich. 

 

Auszug wirksamer Flächennutzungsplan 

begebiet Süd  2. Teiländerung großflächiger 

berg 

Auszug berichtigter FNP 2025 Bereich Be-
 2. 

Teiländerung großflächiger Einzelhandel und 
Gewe  

  

Abbildung 5: Gegenüberstellung Auszug wirksamer und berichtigter FNP 2025 im Bereich Bebauungsplan 
gebiet Süd   

Inhalt der Berichtigung ist die Umwandlung einer gewerblichen Baufläche in eine Sonderbau-
fläche im südlichen Geltungsbereich. Es soll damit die Errichtung eines Baumarktes 
gewährleistet werden. 
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5.5 Einzelhandelserlass 

Mit der Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums zur Ansiedlung von Einzelhandels-
großprojekten (21.02.2001 sowie Ergänzung) wird die zentrale Vorschrift des § 11 Abs. 3 
BauNVO, mit der der Gesetzgeber negativen Auswirkungen durch die Einzelhandelsgroßpro-
jekte wirksam entgegentritt, für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Einzelhandels-
großprojekten konkretisiert.  

Zur Beurteilung von Einzelhandelsgroßprojekten ist daher zusätzlich der das Verwaltungshan-
deln konkretisierende Einzelhandelserlass heranzuziehen. Demnach sind bei Standorten für 
großflächigen Einzelhandel folgende Prüfkriterien zu beachten: 

Der Einzelhandelserlass Baden-Württemberg führt hierzu aus, 

5.5.1 Integrationsgebot (der Standort des Vorhabens soll städtebaulich integriert sein) 

dass ein Einzelhandelsgroßprojekt im zentralörtlichen Versorgungskern (Stadt- 
und Ortskern) errichtet oder erweitert oder diesem in unmittelbarer Nähe zuge-
ordnet werden soll, sodass in der Regel keine Beeinträchtigungen der 
Funktionsfähigkeit dieses Versorgungskerns der Standortgemeinde gegeben ist. 

  
(vgl. Nr. 3.2.2.3 Einzelhandelserlass Baden-Württemberg) 

5.5.2 Kongruenzgebot (das Vorhaben muss sich in das zentralörtliche Versorgungssystem einfü-
gen) 

nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren ausgewiesen, errichtet oder erweitert wer-
Einzelhandelserlass Baden-Württemberg). 

Nach dem Einzelhandelserlass von Baden-Württemberg liegt 

gestrebte Einzugsbereich des Vorhabens den zentralörtlichen Verflechtungs-
bereich der Standortgemeinde wesentlich überschreitet. Eine wesentliche Über-
schreitung ist i. d. R. gegeben, wenn mehr als 30 % des Umsatzes aus Räumen 
außerhalb des Verflechtungsberei Einzel-
handelserlass Baden-Württemberg). 

5.5.3 Beeinträchtigungsgebot (das Vorhaben darf das städtebauliche Gefüge und die  
Funktionsfähigkeit des zentralörtlichen Versorgungskerns sowie die verbrauchernahe  
Versorgung im Einzugsbereich des Vorhabens nicht beeinträchtigen) 

Eine wesentliche Beeinträchtigung des zentralörtlichen Versorgungskerns 
(Stadt- und Ortskern) der Standortgemeinde oder eine Beeinträchtigung der 
Funktionsfähigkeit anderer Zentraler Orte sowie der verbrauchernahen Versor-
gung im Einzugsbereich gemäß Einzelhandelserlass Baden-Württemberg liegt 
dann vor, wenn dort aufgrund des Vorhabens und des zu erwartenden Kaufkraft-
abflusses Geschäftsaufgabe drohen: 

verlust bei zentren- o-
der nahversorgungsrelevanten Sortimenten von ca. 10 % und bei nicht 
zentrenrelevanten und nicht nahversorgungsrelevanten Sortimenten von ca. 20 

Einzelhandelserlass Baden-
Württemberg). 
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6. Bebauungsplanverfahren 

6.1 Bebauungsplan der Innentwicklung nach § 13a BauGB 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Die Anwendungsvoraussetzungen gemäß § 13a Abs. 1 
Nr. 2 BauGB, den Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren durchzuführen, sind gegeben, 
weil der Bebauungsplan der Nachverdichtung und anderen Maßnahmen der Innenentwicklung 
dient und 

 keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen (siehe hierzu Ziffer 9.1, allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall nach § 3c Satz 1 UVPG), 

 keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b ge-
nannten Schutzgüter bestehen (siehe hierzu Ziffer 9 Belange des Umweltschutzes), 

 keine Anhaltspunkte für Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG bestehen.  

Im Gebiet selbst und in der unmittelbaren Umgebung befinden sich laut der Liste der Störfall-
betriebe im Regierungsbezirk Karlsruhe (Auskunft Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 
Raumordnung, Baurecht und Denkmalschutz) keine relevanten Störfallbetriebe. Es sind keine 

den. 

Mit der Planung werden Maßnahmen der Innenentwicklung realisiert, es werden die Vorausset-
zungen für die Nachverdichtung geschaffen. Die zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 
BauNVO beträgt zwischen 20.000 m2 bis weniger als 70.000 m2; gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 ist 
eine Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich, ob der Bebauungsplan zu erheblichen Umweltaus-
führungen führt. Das beschleunigte Verfahren ist nur zulässig, wenn die Vorprüfung dies 
verneint.   

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB nach den Vorschriften 
des § 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB. Dies bedeutet, dass: 

 von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 abge-
sehen wird, 

 die Auslegung nach § 3 Abs. 2 durchgeführt wird, 

 die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 durchgeführt wird, 

 von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, 

 vom Umweltbericht nach § 2a, 

 von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2,  
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 

 sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen 
wird und 

 § 4c (Überwachung von erheblichen Umweltauswirkungen) nicht anzuwenden ist. 

6.1.1 Verzicht auf Umweltprüfung  

Im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB gelten die Vorschriften des vereinfach-
ten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend; danach wird von der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 und vom Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen. 
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Die Umweltauswirkungen sind in der planerischen Abwägung auch bei Anwendung des 
§ 13a BauGB zu prüfen; dies erfolgt in Kapitel 9 dieser Begründung. 

Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens im Rahmen des Bebauungsplans der 
Innenentwicklung erscheint sachgerecht, da die allgemeinen Anforderungen des § 13a 
BauGB gegeben sind. In vorliegendem Fall besteht durch die planungsrechtliche Situa-
tion eines rechtsgültigen Bebauungsplans mit entsprechender Eingriffszulässigkeit und 
der tatsächlichen bestehenden, genehmigten Bebauung und Erschließung eine Situation, 
dass mit der Bebauungsplanänderung keine wesentlichen Veränderungen der Umwelt-
auswirkungen verbunden sein werden und damit die Schonung der Umwelt als Ziel der 
Umweltprüfung gewährleistet bleibt.  

6.1.2 Vorprüfung des Einzelfalls 

Gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist zur Klärung der Anwendungszulässigkeit des be-
schleunigten Verfahrens eine Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich, wenn die zulässige 
Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO zwischen 20.000 m2 bis weniger als 70.000 
m2, wie vorliegend, beträgt. Die Vorprüfung liegt mit Stand vom 19.05.2022 als Anlage 
den Unterlagen bei, das Ergebnis wird unter Ziffer 11.1.2 dargestellt. Das beschleunigte 
Verfahren ist danach zulässig, da der Bebauungsplan voraussichtlich zu keinen erhebli-
chen Umweltauswirkungen führt. 

6.2 Bisheriger Verfahrensverlauf 

Der Gemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung vom 19.07.2016 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
 2. Teiländerung  Großflächiger 

Einzelhandel und Gewerbe, Mühlacker-Enzberg, Kanalstraße
beschleunigten Verfahren i. S. d. § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB beschlossen. 

Mit dem durch den Gemeinderat gebilligten Planentwurf mit Stand vom 27.10.2022 erfolgte in 
der Zeit vom 06.03.2023 bis 06.04.2023 die formelle Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 
4 BauGB. Aufgrund von Planänderungen (durch Herausnahme der bisher internen Maßnah-
menfläche zum Artenschutz und nun Sicherung als externe FCS-Maßnahmenfläche) wird eine 
erneute Beteiligung mit den geänderten Unterlagen gemäß § 4a Abs. 3 BauGB durchgeführt. 

7. Planungsrechtliche Situation 

7.1 Bestehendes Planungsrecht 

bereich - 1. Änderung und Teilaufhebung , rechtskräftig seit 20.08.1994. Wesentliche 
Festsetzungsinhalte sind:  

Der Bebauungsplan setzt zur Art der baulichen Nutzung im Plangebiet Gewerbeflächen nach § 
8 BauNVO sowie im Bereich des SB-Warenhauses eine nach § 11 Abs. 2 BauNVO sonstige 
Sondergebietsfläche NVO 
fest. Ausnahmen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO sind zugelassen. Darunter fallen Wohnungen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Ge-
werbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind 
sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. Im Gewerbegebiet 
sind nach § 1 Abs. 4 BauNVO Einzelhandelsgeschäfte nur im Zusammenhang mit entsprechen-
den Gewerbebetrieben zulässig, wobei die Nutzfläche des Gewerbebetriebs überwiegen muss. 
Die maximale Verkaufsfläche innerhalb des Sondergebiets ist durch Festsetzung auf 5.300 m2 
begrenzt, allerdings ohne jegliche Steuerung zu Sortimenten oder Sortimentsgruppen. Im süd-
lichen Bereich des Sondergebiets ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB die Zulässigkeit eines 
Parkhauses festgesetzt. Vergnügungsstätten, die ebenfalls ausnahmsweise zulässig wären, 
sind im Bebauungsplan nicht zulässig. 
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Innerhalb des Gewerbegebiets ist das Maß der baulichen Nutzung durch eine Grundflächenzahl 
GRZ von 0,8 und einer Geschossflächenzahl GFZ von 2,2 festgesetzt. Innerhalb des Sonder-

GRZ von 0,6 und einer Geschossflächenzahl GFZ von 0,7 festgesetzt. 

Es sind Gebäudehöhen von maximal 18,0 m im Gewerbegebiet und maximal 7,0 m im Sonder-
gebiet zulässig. Die Bauweise ist als abweichende Bauweise von der offenen Bauweise 
festgesetzt  Grenzbauten sind allgemein zulässig.  

Entlang des nordwestlichen Geltungsbereichs sind Leitungsrechte für eine oberirdische Trasse 
-

Bundesstraße B 10, sind Flächen für ein Pflanzgebot festgesetzt. 

Innerhalb des Geltungsbereichs sind zwei 
setzt. 

Eine südwestliche Verkehrsfläche in Form einer Stichstraße, die mit einer Aufweitung als Wen-
dehammer endet, sollte die Erschließungsfunktion der hinterlegenden Grundstücke 
gewährleisten. Die Lage ist in Überlagerung zum heutigen Katasterplan ungefähr zwischen den 
Flurstücken Nr. 1101 und 1106/1. 

Die nordöstliche Verkehrsfläche endet mit einer Aufweitung als kreisförmige Wendeplatte mit 
einem Radius von ca. 12,9 m. Diese Verkehrsfläche sollte die Erschließung eines im Bebau-
ungsplan vorgesehenen Parkhauses für das festgesetzte Einkaufszentrum sowie eine 
allgemeine Wendemöglichkeit im Gebiet sicherstellen. Die Verkehrsfläche wird mit einem Fuß-
weg zur Unterführung unter der Bundesstraße weitergeführt. 

 

Abbildung 
 2. Teiländerung großflächiger Einzelhandel und 
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7.1.1 Neuordnung der Grundstückssituation im Bereich der Erschließungsstraße Nord mit Wende-
hammer 

Der Bebauungsplan greift mit der geänderten Planung der Erschließungssituation, die sich auf 
die geänderte Verortung der Straße, die sich zwischen dem Geschäftshaus Kanalstraße 46 und 
dem gewerblichen Gebäude Kanalstraße 64 befindet, den Ausbau eines Wendehammers und 
die Führung eines Fußgängerbereichs bezieht, in die vorgegebene Grundstückssituation ein. 
Sie betrifft das Flurstück-Nr. 712, auf dem sich u.a. das Hauptgebäude des Bestandsbetriebes 
befindet sowie das im Eigentum der Stadt stehende Grundstück Flst.Nr. 1197/31 sowie die Ver-
kehrsfläche (Teilfläche Flst.Nr. 1197/28), die auf die bisher dort bestehende Straße entfällt.  

Es ist beabsichtigt, auch zur Abwendung einer Enteignung, einen Flächenabtausch zwischen 
den Grundstücken Flst. Nrn. 712 und 1197/31, das im Plangebietsteil des Sondergebiets S01 
belegen sein wird, und im Übrigen mit einem öffentlichen Leitungsrecht belastet ist, vorzuneh-
men.  

7.2 Bestandssituation im Kontext des Planungsrechts 

Die baulichen Maßnahmen über Jahrzehnte, teilweise auf Genehmigungsgrundlage von Aus-
nahmen und Befreiungen, führen zu derzeitigen Abweichungen des baulichen Bestands von 
den Festsetzungen des Bebauungsplans. 

Hierbei ist auf den Bereich östlich des Marktgebäudes zur B 10 hinzuweisen, in dem kein Park-
haus realisiert, sondern durch bauliche Anlagen und Überdachungen ein Pflanzenmarktbereich 
besteht.  

Aufgrund der Realisierung einer neuen Gewerbehalle auf den Flst.-Nr. 1197/30 kann der nörd-
liche Erschließungsstich, der mit einer Wendeanlage von einem Radius mit 12,9 m endet, 
gemäß dem gültigen plankonform 
ausgebaut werden.  

Die Kundenparkplätze, die dem SB-Warenhaus zugeordnet sind, sind auf einer großflächigen 
Stellplatzanlage südlich des Verbrauchermarkts realisiert. Die Stellplatzanlage befindet sich au-
ßerhalb des festgesetzten Sondergebiets auf überbaubaren 
Gewerbegebietsflächen. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans existieren Wohngebäude, die nicht gemäß den aus-
nahmsweisen zulässigen Nutzungen gem. § 8 Abs. 3 BauNVO zulässig wären, sprich sie 
werden nicht von Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie nicht von Betriebsinhabern und 
Betriebsleitern, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind, genutzt. Hierbei handelt es sich um 
zwei Wohnungen und ein Wohngebäude in der Kanalstraße 42 - 46, welche genehmigungs-
rechtlichen Bestandsschutz genießen. Bestandsschutz berechtigt, eine baulich errichtete 
Anlage in ihrem Bestand zu erhalten und sie wie bisher zu nutzen. Er berechtigt auch dazu, die 
zur Erhaltung und zeitgemäßen Nutzung der baulichen Anlage notwendigen Maßnahmen 
durchzuführen.  

7.3 Auswirkungen der Bestandssituation und möglicher Einzelhandelsentwicklung 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens hat die Stadt eine Untersuchung der insbesondere von 
dem Bestandsbetrieb, dem Neubauvorhaben sowie dem geplanten kleineren Baumarkt ausge-
henden städtebaulichen Auswirkungen im Sinne des § 11 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 
BauNVO eingeholt. 

Das vorliegende Gutachten des Büros Dr. Donato Acocella, Stadt- und Regionalplanung GmbH, 
vom 12.11.2020 gelangt u.a. zu dezidierten Ansätzen zu Verkaufsflächenbeschränkungen in 
Bezug auf Sortimente und Sortimentsgruppen, wie sie auch in der "Sortimentsliste Mühlacker" 
aufgeführt sind, die wiederum Bestandteil des oben genannten städtebaulichen Entwicklungs-
konzepts zum Einzelhandel der Stadt Mühlacker ist. Diese Ansätze sind in die umgesetzten 
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Festsetzungen des Bebauungsplans zu den Sondergebietsteilen Sondergebiet SO1 und Son-
dergebiet SO2 unter "A Planungsrechtliche Festsetzungen" eingegangen. 

7.4 Planungsziele im Geltungsbereich 

7.4.1 im Kontext der Einzelhandelsnutzung 

Die gutachterliche Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regionalent-
wicklung GmbH, Lörrach/Nürnberg/Dortmund, mit Stand vom 12.11.2020 führt die 
Planungsziele wie folgt aus: 

ten für großflächigen Einzelhandel mit dem überwiegendem Sortiment Lebensmittel, 
Nahrungs- und Genussmittel (somit auch für das bestehende SB-Warenhaus) bzw. 
für großflächigen Einzelhandel mit baumarktspezifischem Sortiment mit Verkaufsflä-
chen-Obergrenzen für die Gesamtverkaufsfläche, die Gesamtheit der nahversor-
gungs- und sonstigen zentralrelevanten Sortimente sowie für die einzelnen Sorti-
mente. Dabei sollen die Möglichkeiten einer Entwicklung von innenstadtrelevanten 
Fachmarktnutzungen sowie wesentliche Beeinträchtigungen des innerstädtischen 
zentralen Versorgungsbereichs der Stadt Mühlacker  und in der Folge weiterer, au-
ßerhalb der Stadt Mühlacker gelegener zentraler Versorgungsbereiche  sowie der 
bestehenden Nahversorgungsstrukturen im Umfeld des Planvorhabens ausgeschlos-
sen werden. Trotzdem sollen die Festsetzungen der zulässigen sortimentsbezogenen 
Verkaufsflächen so flexibel gestaltet sein, dass auch zukünftig  soweit verträglich  
gewisse Anpassungen in der Sortimentsstruktur vorgenommen werden können und 
damit auf handels- und nachfrageseitige Veränderungen reagiert werden 
pitel 1, Seite 1 f.) 

Die gutachterliche Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regionalent-
wicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 konkretisiert das Vorhaben wie folgt: 

Für den Standort des Hit-Marktes in Enzberg gibt es seit mehreren Jahren einzelhan-
delsbezogene Planungen. Dabei soll die Verkaufsfläche des SB-Warenhauses 
inklusive Getränkemarkt, Bäcker sowie Mall und Eingangsbereich von derzeit zumin-
dest faktisch rund 5.760 m2 auf 6.300 m2 erweitert werden. Weiterhin soll die 
Verkaufsfläche des aktuell und auch perspektivisch dem SB-Warenhaus angeglieder-
ten Pflanzenmarktes von derzeit faktisch 474 m2 auf und 600 m2 vergrößert sowie ein 
kleiner Baumarkt mit 1.400 m2 angesiedelt werden. el 1, S. 1) 

7.4.2 im Kontext der Erschließung 

 Teilbereich Süd  1. Ände-

werden im Zuge der 2. Teiländerung zum Teil aufgehoben. 

Die westlich durch Planzeichen festgesetzte Erschließungsfläche (ungefähr zwischen Flst.-Nr. 
1101 und 1106/1) ist nicht bestehend und wird auch in absehbarer Zeit infrastrukturell nicht 
benötigt. Die Erschließung des Planbereichs kann durch alternative Erschließungsflächenfest-
setzungen ausreichend gewährleistet werden. Die östlich durch Planzeichen festgesetzte 
Erschließungsfläche kann aufgrund des umgesetzten Vorhabens auf den Flurstücken-Nr.: 
1197/30 und 1197/29 nicht mehr gemäß den Darstellungen des rechtsgültigen Bebauungsplans 
entwickelt werden und Bedarf demnach einer zeichnerischen Berichtigung. Der lageverscho-
bene Erschließungsstich sieht wiederum eine Aufweitung des Erschließungsstichs in Form 
eines Wendehammers vor. Um diese erforderliche Wendemöglichkeit herzustellen, ist es not-
wendig, ca. 180 qm der nicht überbaubaren Sondergebietsflächen SO1 (des rechtsgültigen 
Bebauungsplans) in Anspruch zu nehmen. 
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Die westliche private Straßenfläche dient der Erschließung der Parkplatzflächen die den groß-
flächigen Einzelhandelsbetrieben in SO1 und SO2 zugeordnet sind. Der Erschließungsstich ist 
bereits heute ausgebaut und wird für die Aufrechterhaltung der Erschließungsfunktion festge-
setzt. 

7.4.3 allgemeine Fortschreibung und Aktualisierung der Festsetzungen 

Zusätzlich sind noch Anpassungen der Festsetzung zur überbaubaren Grundstücksfläche, zur 
Grundflächenzahl, zur Geschossflächenzahl, zur Höhe baulicher Anlagen, zu Grünflächen so-
wie zu Leitungsrechten notwendig. Die artenschutzrechtlichen Belange wurden ermittelt und 
beschrieben. Aufgrund des Vorkommens von Zauneidechsen im nordöstlichen Randbereich 
wird hierfür eine Maßnahmenfläche festgesetzt, welche die Fortpflanzungs- und Ruhestätte be-
wahrt.  

Darüber hinaus werden weitere Festsetzungen zu planungs- und bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften überprüft und gegebenenfalls angepasst. 

7.5 Veränderungen der Rechtslage zur Verkaufsflächenbestimmung 

Zur, im rechtsgültigen Bebauungsplan  Teilbereich Süd  1. Ände-
rung und Teilaufhebun , festgesetzten maximalen Verkaufsfläche ist auf die mittlerweile 
erfolgte Rechtsprechung zur Klarstellung der Verkaufsflächenberechnung hinzuweisen. Das 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat in seinen Urteilen klargestellt, dass bei der Berech-
nung der Verkaufsfläche unter anderem auch die Thekenbereiche, die vom Kunden nicht 
betreten werden dürfen, der Kassenvorraum (Einschließlich eines Bereichs zum Einpacken der 
Ware und Entsorgen des Verpackungsmaterials) sowie ein Windfang einzubeziehen sind. 

8. Einzelhandelskonzept Mühlacker 

8.1 Aussagen und Ziele des Einzelhandelskonzepts im Stadtteil Enzberg 

Regionale und kommunale Entwicklungskonzepte für den Einzelhandel sollen dazu beitragen 
das Nebeneinander von großflächigem Einzelhandel und Facheinzelhandel vorausschauend 
raum- und stadtverträglich zu steuern. Dabei ist das 

 Stadt und Regionalentwicklung 
GmbH, Nürnberg/Lörrach/Dortmund vom 02.07.2015 maßgeblich. 

Das Büro Acocella erarbeitete bereits in den Jahren 2005/2006 für die Stadt Mühlacker ein 
Einzelhandelsgutachten (2006), das Vorschläge für einen Zielkatalog und Grundsätze zur räum-
lichen Einzelhandelsentwicklung enthielt. Vor dem Hintergrund geänderter 
Rahmenbedingungen und allgemeiner Veränderungen im Einzelhandel sowie konkreter Vorha-
ben erfolgte im Jahr 2015 eine Fortschreibung. Der Gemeinderat hatte in seiner Sitzung am 
23.06.2015 den folgenden wesentlichen Punkten des Gutachtens zugestimmt und diese als 
städtebauliche Entwicklungskonzeption im Sinne von §1 Absatz 6 Nummer 11 Baugesetzbuch 
beschlossen: 

1. Den Zielen für die zukünftige Einzelhandelsentwicklung gemäß Kapitel 6. Vorschlag für einen 
Zielkatalog, Seite 59 -64 des Gutachtens für die Einzelhandelskonzeption.  

2. Dem Entwicklungsspielraum der Bedarfsprognose von 25.000 EW in der Status-Quo Variante 
bzw. 26.500 EW in der FNP 2025-Variante.  

3. Der auf die Stadt Mühlacker abgestimmten Sortimentsliste für zentrenrelevante und nicht 
zentrenrelevante Sortimente gemäß dem Vorschlag auf Seite 81 des Gutachtens. 

4. Der Abgrenzung des zentralen Versorgungsbereichs der Innenstadt für die Neuansiedlung 
von Einzelhandelsgeschäften entlang der Bahnhofstraße zwischen Kelterplatz und Beim Igels-
bach sowie im weiteren Verlauf auf der südlichen Straßenseite der Bahnhofstraße bis zur 
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Poststraße entsprechend der dargestellten Abgrenzung in Anlage 5. Die Entwicklung des zweit-

Bahnhofstraße) wird hierbei insbesondere in den Bereichen Gastronomie, Dienstleistung und 
kleinteiliger Einzelhandel gesehen.  

5. Den Grundsätzen und Maßnahmen zur räumlichen Einzelhandelsentwicklung. 

In Bezug auf die Einzelhandelssituation auf gesamtstädtischer Ebene wird im Gutachten für die 
Stadt Mühlacker in den Sortimenten des kurzfristigen Bedarfsbereichs per Saldo zumindest eine 
annähernd rechnerische Vollversorgung der eigenen Bevölkerung nebst z. T. deutlichen Kauf-
kraftzuflüssen verzeichnet und somit eine quantitativ betrachtet gute Versorgungssituation 
festgestellt. Im Rahmen einer Verkaufsflächenprognose wird unter Berücksichtigung der Ange-
bots- und Wettbewerbssituation eine grundsätzlich quantitative Verbesserung der 
Versorgungssituation in Aussicht gestellt. (Kapitel 3.2.3, S. 29) 

 
bauungsplan gegenständlicher Planbereich): 

  [...] nicht integrierte Standort Kanalstraße liegt im Stadtteil Enzberg rund 500 
Meter nordöstlich des zentralen Bereichs Enzberg. Die Gesamtverkaufsfläche be-
trägt insgesamt rd. 6.000 qm, worauf der überwiegende Anteil auf ein SB-
Warenhaus mit einem großen Nahrungs-/ Genussmittelangebot und umfangreichen 
nahversorgungs- und sonstigen zentrenrelevanten Randsortimenten entfällt. Weiter-
hin sind noch ein relativ kleines Gartencenter sowie ein Betrieb des 
Lebensmittelhandwerks und ein Schuh- und Schlüsseldienst, der auch Schilder 

 

Gemäß Gutachten verzeichnet der nicht integrierte Standort Kanalstraße einen Anteil von  
14 % an der Gesamtverkaufsfläche von Mühlacker; hier befinden sich ein Drittel der gesamt-
städtischen Verkaufsfläche im Sortiment Nahrungs- /Genussmittel. Darüber hinaus wird ein 
umfangreiches Angebot an zentrenrelevanten Randsortimenten offeriert. Damit nimmt der 
Standort laut Gutachter sowohl zum zentralen Versorgungsbereich Innenstadt als auch zu wei-
teren integrierten und nicht integrierten Standorten von Lebensmittelbetrieben eine deutliche 
Wettbewerbsposition ein. (Kapitel 5.1.2, S. 53) 

Mit dem Ziel einer räumlichen Lenkung des Einzelhandels zur Sicherung einer langfristigen 
Zentrenentwicklung werden im Einzelhandelsgutachten Maßnahmenvorschläge unterbreitet, u. 
a. die Verkaufsflächenentwicklung des Einzelhandels auf Grundlage einer Sortimentsliste nach 
zentrenrelevanten, nahversorgungsrelevanten und nicht zentrenrelevanten Sortimenten zu 
steuern. Diese Sortimentsliste des Einzelhandelskonzepts von 2015 ist dem Textteil der Pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen unter Ziffer A 1.5 beigefügt. 

Als Planungsperspektive wird für den Planstandort im Gutachten damals von einer Flächenent-
wicklung von zusätzlich rund 340 qm Verkaufsfläche ausgegangen; hierzu wird folgendes 
empfohlen: 

Erweiterung SB-Warenhaus / Kanalstraße im Stadtteil Enzberg 
steht auf Grund des nicht integrierten Planstandorts nicht mit den Zielen und Grunds-
ätzen zur räumlichen Einzelhandelsentwicklung im Einklang. Jedoch handelt es sich 
um eine relativ und absolut betrachtet relativ geringe Erweiterung, sodass mit hoher 
Wahrscheinlichkeit keine Auswirkungen gegen den Bestand oder gegen beabsichtigte 
bzw. planerisch wünschenswerte Entwicklungen  z. B. am Potenzialstandort Goe-
thestraße  zu erwarten sind. Dennoch sollte das Vorhaben nur ermöglicht werden, 
wenn im Gegenzug das gesamte Einzelhandelsangebot am Standort Kanalstraße 
baurechtlich gefasst wird, d. h. wenn der Bestand durch eine maximale Gesamtver-
kaufsfläche sowie durch sortimentsweise Verkaufsflächenobergrenzen gesichert 
wird. S. 98) 
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Diese planungs- und baurechtliche Steuerung erfolgt nun mit vorliegender Bebauungsplanauf-
stellung. 

9. Belange des Umweltschutzes 

9.1 Umweltbericht / Umweltverträglichkeitsprüfung / Eingriffsregelung 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren aufgestellt. Nach § 13a Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB entfällt die Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB.  

Die durchgeführte allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls (aufgrund der festgesetzten Grundflä-
che von ca. 38.000 m2) kommt zur Einschätzung, dass für das Vorhaben keine Umweltprüfung 
erforderlich ist. Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht nicht.  

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von NATURA 2000-Gebieten (§ 1 Abs. 6 Nr. 7b 
BauGB) bestehen nicht. Zwar grenzt unmittelbar östlich der B 10 das FFH-Gebiet DE-7018342 

mit erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzzwecks und der Er-
haltungsziele des FFH-Gebiets mit den vorkommenden Lebensraumtypen und Arten ist jedoch 
nicht zu rechnen. Eine direkte Flächeninanspruchnahme des FFH-Gebiets findet nicht statt. Es 
bestehen bereits hohe Vorbelastungen mit einem Störpotenzial durch den Gewerbestandort 
und die B 10. Mit der Planung bleibt die Gebietscharakteristik als Sonder- und Gewerbegebiet 
bestehen.  

9.2 Ermittlung der Planauswirkungen 

Unberührt bleibt, dass bei der Abwägung die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen sind (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um einen nahezu vollständig bebauten Innenbereich, wel-
cher überwiegend gewerblich genutzt wird. Innerhalb des Gebiets sind große Flächenanteile 
bereits versiegelt. Als einzige wertgebende Elemente sind die Laubbäume und die randliche 
Kiesflächen (Habitatsfläche Zauneidechse) zu nennen. Innerhalb des Plangebiets sind keine 
wesentlichen, nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. Die Bebauungsplanaufstellung 
dient der Innenentwicklung und wirkt damit vielmehr einer weiteren Zersiedelung im Außenbe-
reich entgegen. 

9.3 Bestandsbeschreibung und Bewertung sowie Auswirkungen auf die Schutzgüter 

 
Boden/Fläche 

Bestand Die Bodenfunktionen sind aufgrund der Vorbelastung auch auf den noch 
unbebauten Flächen nur von geringer Wertigkeit. Auf den bebauten und 
versiegelten Flächen sind die Funktionen erloschen oder sehr stark beein-
trächtigt (z.B. Schotterflächen). Hinweise auf Altlasten oder 
Altlastenverdachtsflächen liegen nicht vor. 

Bewertung Im Hinblick auf die natürlichen Bodenfunktionen ist das Gebiet von gerin-
ger Bedeutung. 

Auswirkungen Aufgrund des bestehenden hohen Versiegelungsgrades ist nicht mit erheb-
lichen Beeinträchtigungen auf die Bodenfunktionen zu rechnen. Gegenüber 
den bestehenden Planungsrechten ist die Mehrversiegelungsrate marginal, 
ca. 280 qm können zusätzlich versiegelt werden. Maßnahmen zur Dachbe-
grünung mindern die Auswirkungen zusätzlich. 
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Wasser 

Bestand Hydrogeologisch wird der Untergrund von jungquartären Flusskiesen und 
Sanden (GWL) gebildet. Diese besitzen eine hohe Durchlässigkeit und sind 
von besonderer Bedeutung für die Grundwasserneubildung. Aufgrund des 
bestehenden erheblichen Versiegelungsgrades ist die Grundwasserneubil-
dung im Plangebiet bereits sehr stark eingeschränkt. Als 
Oberflächengewässer verläuft am westlichen Rand der EVS-Kanal. Durch 
das Gebiet verläuft der Schlupfgraben, welcher jedoch komplett unterir-
disch verdolt ist.   

Bewertung Im Hinblick auf die Grundwasserneubildung und den Wasserhaushalt ist 
das Gebiet insgesamt von geringer Bedeutung. 

Auswirkungen Erhebliche negative Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung und 
den Wasserhaushalt sind aufgrund der Vorbelastung durch Versiegelung 
nicht zu erwarten. Maßnahmen zur Dachbegrünung sowie zur Verwendung 
wasserdurchlässiger Beläge mindern die Auswirkungen zusätzlich. Beein-
trächtigungen auf den ökologischen Zustand der Gewässer sind nicht zu 
erwarten (keine Nutzungsänderungen im Plangebiet).  

Klima/Luft 

Bestand Die kleinflächig vorhandenen Gehölzbestände besitzen Filter- und Regene-
rationsfunktionen, die als klimatische Ausgleichsflächen von hoher 
Wertigkeit für das Mikroklima im Siedlungsbereich sind. Aufgrund des ho-
hen Versiegelungsgrades ist mit der Bildung von Wärmeinseln zu rechnen. 
Die lufthygienischen Bedingungen können durch den Gewerbestandort und 
den Straßenverkehr und die Tallage (Inversionswetterlagen) als belastet 
angesehen werden. 

Bewertung Hinsichtlich des Schutzgutes Klima/Luft ist das Gebiet von geringer Be-
deutung. 

Auswirkungen Mit erheblichen negativen Auswirkungen ist aufgrund der Vorbelastung des 
Plangebiets nicht zu rechnen. Maßnahmen zur Dachbegrünung sowie zu 
Pflanzbindungen und -geboten führen zu einer zusätzlichen Minderung 
möglicher kleinklimatischer Beeinträchtigungen.  

Landschaftsbild / Erholung 

Bestand Es handelt sich um überformte Flächen mit hohem Versiegelungsgrad. Die 
östlich verlaufende Enz mit angrenzenden Auwäldern und Auwiesen (u.a. 
FFH- und Naturschutzgebiet) besitzt hingegen eine besondere Bedeutung 
für das Landschaftsbild. Bedeutende Blickbeziehungen bestehen nicht. 
Eine Erholungsnutzung ist im Plangebiet nicht gegeben.  

Bewertung Hinsichtlich des Schutzgutes Ortsbild-, Landschaftsbild / Erholung ist das 
Gebiet von geringer Bedeutung. 

Auswirkungen Mit erheblichen negativen Beeinträchtigungen ist aufgrund der Vorbelas-
tung des Plangebiets nicht zu rechnen. Durch die Anpassung der 
Gebäudehöhe in einem Teilbereich des Sondergebiets auf ein einheitliches 
Maß ergeben sich keine erheblichen Auswirkungen.  Die festgesetzten 
Pflanzbindungen und -gebote mindern bioklimatische Belastungen und die-
nen der landschaftsräumlichen Einbindung. 

Arten/Biotope und biologische Vielfalt 

Bestand Beim Biotopbestand handelt es sich überwiegend um versiegelte Flächen 
(Gebäude, Straßen, Hofflächen) sowie kleine Grünflächen mit Bäumen und 
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Ruderalvegetation. Durch erste Erhebungen wurde eine Betroffenheit für 
Zauneidechsen festgestellt (vgl. Kap. 9.5). Die biologische Vielfalt innerhalb 
des Gebiets ist aufgrund der Vorbelastungen als gering einzustufen.    

Bewertung Im Hinblick auf das Schutzgut Arten / Biotope ist das Plangebiet von gerin-
ger-allgemeiner Bedeutung.  

Auswirkungen Mit erheblichen negativen Auswirkungen ist aufgrund der Vorbelastung des 
Plangebiets nicht zu rechnen. Maßnahmen zur Dachbegrünung sowie zu 
Pflanzbindungen und geboten führen zu einer zusätzlichen Minderung. 
Der Eingriff in die Habitatfläche für Zauneidechsen wird über eine planex-
terne FCS-Maßnahme kompensiert. 

Mensch 

Bestand Innerhalb des Plangebiets ist mit erheblichen Vorbelastungen bezüglich 
Lärm- und Schadstoffemissionen durch die großflächige gewerbliche Nut-
zung und den Straßenverkehr (B 10) zu rechnen. Innerhalb des Gebiets 
befinden sich Bestandsgebäude mit Wohnnutzung. Weitere Wohnbebau-
ung schließt westlich des Kanals an.  

Bewertung Hinsichtlich des Schutzgutes Mensch ist das Gebiet von allgemeiner Be-
deutung.  

Auswirkungen Durch die Planung ist nur mit einer geringfügigen Erhöhung an Lärm- und 
Schadstoffimmissionen durch gering steigenden Anliefer- und Kundenver-
kehr zu rechnen. Nutzungen mit potenziellen Umwelt- und 
Gesundheitsgefährdungen sind im Bebauungsplan ausgeschlossen.  

Kultur- und Sachgüter 

Bestand Innerhalb des Geltungsbereichs sind keine Kultur- oder Sachgüter bekannt.  

Bewertung Hinsichtlich des Schutzgutes Kultur- und Sachgüter ist das Gebiet von ge-
ringer Bedeutung.  

Auswirkungen Erhebliche Auswirkungen sind nicht ersichtlich. 

9.4 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Aufgrund der genannten Vorbelastungen ist nicht mit erheblichen Wechselwirkungen zwischen 
den Schutzgütern zu rechnen. Im Vergleich zum Bestand und bestehendem Planungsrecht kön-
nen durch Maßnahmen zur Dachbegrünung positive Effekte für die Schutzgüter Boden, Wasser, 
Klima/Luft und Arten/Biotope erzielt werden.  

9.5 Besonderer Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG 

Auch bei Vorhaben im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ist zu prüfen, inwiefern 
Belange des besonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG berührt werden. Mit dem mittler-
weile erfolgten Planfortschritt und vertiefenden Untersuchungen wurde in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde eine geeignete planexterne FCS-Maßnahme festgelegt. Der Voll-
ständigkeit halber ist der Untersuchungsumfang und die Vorgehensweise zum Artenschutz hier 
vollständig dargestellt:  

9.5.1 Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung 

Zur Einschätzung artenschutzrechtlicher Belange gemäß § 44 BNatSchG wurde das Plangebiet 
einer Vorprüfung unterzogen. Im Rahmen dieser Vorprüfung wurde in einem ersten Schritt die 
Relevanz, d. h. ein mögliches Vorkommen der in Baden-Württemberg vorkommenden europa-
rechtlich geschützten Arten nach Anhang IV FFH-Richtlinie und Art. 1 der EU-
Vogelschutzrichtlinie ermittelt. Die Relevanzprüfung im Jahr 20216 kam zu dem Schluss, dass 
ein geeignetes Habitatpotential für Zauneidechsen im Nordosten des Plangebiets im Randbe-
reich der Schotterfläche besteht. Im Rahmen der Begehungen konnten Zauneidechsen 
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festgestellt werden. Die artenschutzrechtliche Prüfung erfolgte 2017 in einem gesonderten Be-
richt. 
Ein geeignetes Habitatpotential für Mauereidechsen oder Schlingnattern ist im Plangebiet nicht 
vorhanden. Die Zauneidechsenpopulation ist nur kleinflächig vorhanden und besteht aus weni-
gen Individuen, so dass ein ausreichendes Nahrungsangebot für Schlingnattern im Plangebiet 
fehlt. Für alle übrigen Reptilienarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie stellt der Planungsraum 
kein bekanntes Verbreitungsgebiet dar. 

(Grundlage ist und weitere Informationen enthält die Relevanzprüfung, Wick + Partner Architek-
ten und Stadtplaner, Stuttgart, Stand 2016). 

9.5.2 Artenschutzrechtliche Prüfung  Reptilien 

Die artenschutzrechtliche Prüfung setzte die Empfehlungen der artenschutzrechtlichen Rele-
vanzprüfung um, indem eine vertiefende Untersuchung der Zauneidechsen hinsichtlich ihrer 
Verbreitung im Plangebiet und der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG erfolgt.  

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung kam zum Ergebnis, dass Zauneidechsen lediglich 
an einer Stelle im Plangebiet nachgewiesen wurden. Es handelt sich um denselben Ort, an dem 
bereits im Rahmen der Vorprüfung Zauneidechsen festgestellt wurden. Am 31.05.2017 und am 
09.08.2017 wurden jeweils zwei adulte Zauneidechsen zwischen den Steinen am westlichen 
Rande des Flurstücks Nr. 1197/29 beobachtet. Das westlich angrenzende Grundstück war von 
einer sehr dichten Grasflur bewachsen und damit für Eidechsen eher ungeeignet.  

Die damalige gutachterliche Feststellung war, für den Fall, dass das Gelände des Abstellplatzes 
und damit die Fundorte der Zauneidechse erhalten bleiben, keine Maßnahmen (CEF-Maßnah-
men) zum Ausgleich von Fortpflanzungs- und Ruhestätten erforderlich sind.  

Das Gutachten schlug, sollte die Fläche durch das Vorhaben beansprucht werden, die Anlage 
eines Ersatzlebensraum im räumlichen Zusammenhang und im zeitlichen Vorgriff (CEF-Maß-
nahmen) vor.  

Zudem müsse, wenn in die umliegenden Flächen eingegriffen wird und im Zuge dieser Maß-
nahme offene Bodenbereiche entstehen und Baumaterialien (Sand, Steine, Holz) abgelagert 
werden und damit das Gelände für Eidechsen attraktiv wird, dieser Bereich während der Bau-
phase gegen die Lebensstätte der Zauneidechse abgezäunt werden. 

(Grundlage ist und weitere Hinweise enthält die Artenschutzrechtliche Prüfung  Reptilien des 
Planungsbüros Beck und Partner, Karlsruhe, Stand vom 25.09.2017 sowie die Stellungnahme 
zu den Zauneidechsenfundorten, Planungsbüro Beck und Partner, Karlsruhe, Stand vom 
24.10.2019). 

9.5.3 Weitergehende Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange und erforderliche Kompensa-
tion im Zuge der Bebauungsplanänderung  

Bei der weitergehenden Betrachtung der Situation und mit erneuter Erhebung und Bewertung 
der Situation im Plangebiet durch Hinzuziehung eines weiteren Fachbüros, sind die Untere Na-
turschutzbehörde und die Stadt zu folgender Einschätzung gelangt:  

Die Schaffung des über den Bebauungsplan ursprünglich vorgesehenen Ersatzhabitats und/o-
der eines vorgezogenen naturschutzrechtlichen Ausgleichs i.S. einer sogenannten CEF-
Maßnahme im Bereich des Plangebiets ist mangels geeigneter Flächen in diesem Gebiet be-
ziehungsweise auch in dem gesamten Gewerbegebiet nicht möglich. Dies auch mit Blick auf 
die aktuell hier bestehende Situation mit weitergehender gewerblicher Bebauung und gewerb-
licher Nutzung auch von Freiflächen in der unmittelbaren Nachbarschaft des ursprünglich 
vorgesehenen Ersatzhabitats. 

Zielsetzung ist es daher nunmehr, wie im Bericht zu den weitergehenden Untersuchungen 
(2023) dargelegt, spezielle kompensatorische Maßnahmen einzusetzen, die als "Maßnahmen-
sicherung des Erhaltungszustandes" oder als sogenannte FCS-Maßnahme bezeichnet werden, 
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da sie dazu dienen, einen günstigen Erhaltungszustand der betroffenen Art zu bewahren. 
Dadurch wird angestrebt, eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Zauneidechsen-
population in Mühlacker zu verhindern.  

Beabsichtigt ist dazu, Flächen im Bereich eines bestehenden Zauneidechsenvorkommens für 
diese Art aufzuwerten oder bestehenden Lebensraum auch zu erweitern. Die aufzuwertenden 
Flächen müssen nach dem Fachgutachten mindestens eine Größe von 400 m2 aufweisen, eine 
dauerhafte Pflege ist zu gewährleisten.  

Im Zuge der unter dieser Zielsetzung erfolgten Untersuchung von mehreren in Betracht kom-
menden Standorten wurde in Abstimmung und mit Zustimmung der Unteren Naturschutz-
behörde das im Eigentum der Stadt stehende Grundstück Flst. Nr. 1202, Gemarkung Mühl-
acker, im Bereich "Gartenhausgebiet Stöckach" mit einer Größe von ca. 480 m2 festgelegt auf 
dem die beschriebene Zielsetzung erreichbar sein wird. 

(Grundlage ist und weitere Hinweise enthält -Maßnahme 
 Projekt Nr. 23.094, 

Stand vom 25.10.2023) 

9.5.4 Sicherung der planexternen FCS-Maßnahme 

Die Verpflichtung zur Herstellung und zum dauerhaften Erhalt der Kompensationsmaßnahme 
und damit die dauerhafte Sicherung der Maßnahmen zum Erhaltungszustand der Zauneidech-
sen auf dem planexternen Flurstück Nr. 1202, das sich im Eigentum der Stadt Mühlacker 
befindet, erfolgt über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen der Stadt Mühlacker und 
dem planbegünstigten Eigentümer. Dieser Vertrag ist zwischen den Vertragsparteien abge-
stimmt. Die Untere Naturschutzbehörde hat mit Schreiben vom 29.02.2024 sowohl dem 
fachlichen Maßnahmenkonzept (FCS-Maßnahme) als auch den Inhalten des öffentlich-rechtli-
chen Vertrags zugestimmt.     

9.6 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 

Das Planungskonzept berücksichtigt sowohl städtebauliche als auch umweltbezogene Ziele, 
negative Auswirkungen zu vermeiden, bzw. so gering wie möglich zu halten (Vermeidungs- und 
Minimierungsgebot). Diese sind als Festsetzungen u. a. zum Maß der baulichen Nutzung (ma-
ximale Gebäudehöhe), zu Pflanzgeboten, Dachbegrünung sowie zur zeitlichen Begrenzung von 
Rodungsarbeiten in den Bebauungsplan eingeflossen.  

10. Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 

Gemäß §1a Abs. 3 BauGB sind voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts zu 
berücksichtigen. Hierzu erfolgt eine Bilanzierung der nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB bezeichne-
ten Schutzgüter (Boden, Wasser, Klima/Luft, Arten/Biotope, Landschaftsbild/Erholung). Jedes 
Schutzgut wird dabei einzeln bilanziert und der Kompensationsbedarf ermittelt. Abschließend 
erfolgt eine zusammenfassende Übersicht. 

10.1 Bewertungsverfahren 

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erfolgt nach den Empfehlungen der LUBW. Als Grundlage 
dienen: 

LfU 2005: Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft in der Bau-
leitplanung sowie Ermittlung von Art und Umfang von Kompensationsmaßnahmen 

LfU 2005: Bewertung der Biotoptypen Baden-Württembergs zur Bestimmung des Kompensati-
onsbedarfs in der Eingriffsregelung 
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LUBW 2013: Das Schutzgut Boden in der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  Arbeits-
hilfe 

Aufbauend auf der verbal-argumentativen Beschreibung und Bewertung von Natur und Land-
schaft vor und nach dem Eingriff (Kap 9.3) erfolgen nun eine Bewertung nach einem fünfstufigen 
Modell sowie die Ermittlung des Kompensationsumfangs. Die Berechnung des Ausgleichsbe-
darfs erfolgt in Annahme des planmäßigen Endausbaus. 

Da es sich bei der Fläche um einen bereits baurechtlich überplanten Bereich handelt, richtet 
sich die Ausgleichspflicht nicht nach dem realen Bestand, sondern nach der Differenz zwischen 
bestehenden und darüber hinausgehenden, neu zu schaffenden Baurechten (§1a Abs. 3 Satz 
6 BauGB). 

Bewertungsstufen und deren Bedeutung 

Wertstufe Bedeutung für Naturhaushalt 

sehr hoch 
besondere 

hoch 

mittel allgemeine 

gering 
geringe 

sehr gering 

10.2 Bilanzierung Bebauungsplangebiet 

10.2.1 Schutzgut Boden 

Es wurde die Arbeitshilfe 2 zur ÖKVO bzw. Bodenschutz 24 angewendet. Als Datengrundlage 
dienen die Daten der Bodenschätzung. Bewertet werden die Bodenfunktionen nach BBodSchG: 
natürliche Bodenfruchtbarkeit, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und Filter und Puffer für 
Schadstoffe. Die Funktion als Standort für naturnahe Vegetation ist nur bei einer sehr hohen 
Bedeutung zu berücksichtigen und planintern nicht vorhanden.  

Nach den bestehenden Planungsrechten und auch des tatsächlichen Bestands ist ein Großteil 
der Fläche bereits versiegelt. Die noch unbebauten Flächen werden aufgrund der Vorbelastun-
gen pauschal der Wertstufe 1 zugeordnet.  

 
Bewertung Bestand  

Bewertungsklassen für die 
Bodenfunktionen 

Wert 
stufe 

Ökopunkte  
pro qm 

Fläche ge- 
samt in qm 

Ökopunkte  
gesamt 

0  0  0  0 0 37.964 0 

1  1  1 1 4 10.606 42.424 

Summe   48.570 42.424 

 

Bewertung Planung  

Bewertungsklassen für die 
Bodenfunktionen 

Wert 
stufe 

Ökopunkte  
pro qm 

Fläche ge- 
samt in qm 

Ökopunkte  
gesamt 
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0  0  0  0 0 38.242 0 

1  1  1 1 4 10.328 41.312 

Summe   48.570 41.312 

Entsprechend der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz beträgt das Kompensationsdefizit für das Schutz-
gut Boden: 41.312  42.424 = -1.112 ÖP 

 

10.2.2 Schutzgut Wasser 

Hauptbewertungskriterium für das Schutzgut Grundwasser ist die Durchlässigkeit der anstehen-
den Gesteinsformation für die landschaftsplanerisch relevante Funktion Grundwasser-dargebot 
und neubildung. Der geologische Untergrund des Planungsgebiets besteht aus jungquartären 
Flusskiesen und Sanden (GWL) und weist eine hohe Durchlässigkeit in Bezug auf die Grund-
wasserneubildung auf. Als Vorbelastung ist die großflächige Versiegelung zu nennen, so dass 
erhebliche Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung nicht zu erwarten sind. Oberflächen-
gewässer sind von der Planung nicht direkt betroffen. Der durch das Gebiet verlaufende 
Schlupfgraben ist unterirdisch verdolt. Auch auf den westlich angrenzenden EVS-Kanal hat die 
Planung keine erheblichen Umweltauswirkungen. Gegenüber den bestehenden Planungsrech-
ten können nur ca. 0,3% des Plangebiets mehr versiegelt werden. 

Nach der ÖKVO Anlage 2 zu § 8; 3.2 Grundwasser gelten Eingriffe in das Grundwasser durch 
die Bewertung des Schutzgutes Boden als abgedeckt.  

Der Eingriff in das Schutzgut Wasser führt zu keinem zusätzlichen Kompensationsbe-
darf. 

10.2.3 Schutzgut Klima / Luft 

Der Eingriff durch die Änderung des Bebauungsplans kann als unerheblich gewertet werden. 
Negative Auswirkungen durch die Bebauung und den Verkehr können durch die festgesetzten 
Pflanzgebote und Festsetzungen zur Dachbegrünung sowie durch Maßnahmen des techni-
schen Umweltschutzes minimiert werden.   

Der Eingriff in das Schutzgut Klima/Luft führt zu keinem zusätzlichen Kompensationsbe-
darf. 

10.2.4 Schutzgut Landschaftsbild / Erholung 

Das Planungsgebiet besitzt vor dem Eingriff eine sehr geringe Wertigkeit. Die Errichtung von 
Gebäuden führt zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen. Durch die Festsetzungen von Mini-
mierungsmaßnahmen (Begrenzung der Art und des Maßes der baulichen Nutzung, Ausschluss 
von ortsuntypischen Materialien, Pflanzgebote) wirkt der Eingriff auch für die angrenzende Um-
gebung nicht wertmindernd.  

Der Eingriff in das Schutzgut Landschaftsbild/Erholung führt zu keinem zusätzlichen 
Kompensationsbedarf. 
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10.2.5 Schutzgut Arten / Biotope 

Es wurde die ÖKVO Anlage 2 zu § 8, Bewertungsregelung zur Bestimmung des Kompensati-
onsbedarfs angewendet. 

 

Bewertung Schutzgut Biotope 
        

Wert-
stufe /  

Wert- 
stufe /  

Code Biotoptyp Fläche Fläche ÖP ÖP 

Basismo-
dul 

Fein- 
modul 

    BESTAND  
in qm  

PLANUNG  
in qm 

BESTAND PLANUNG 

Stufe V 
 

33  64   sehr hohe naturschutzfachliche 
Bedeutung 

    

    nicht vorhanden         

Stufe IV 
 
 
 

17  32   hohe naturschutzfachliche Be-
deutung 

    

  nicht vorhanden     

Stufe III 9 - 16  mittlere naturschutzfachliche 
Bedeutung 

    

12 41.22 Hecken aus standortheimischen 
Arten  
- Beeinträchtigung durch Straßen-
verkehr und Gewerbe 

1.646 1.085 19.752 13.020 

 11 35.64 Ausdauernde Ruderalvegetation 
(MF Zauneidechsen) 

0 625 0 6.875 

Stufe II 
 
 
 

5  8  geringe naturschutzfachliche 
Bedeutung 

    

  nicht vorhanden     

Stufe I 
 
 
 

1  4  keine bis sehr geringe natur-
schutzfachliche Bedeutung 

    

1 60.21 völlig versiegelte Straße/Platz 2.458 2.042 2.458 2.042 

1 60.10 von Bauwerken bestandene Flä-
che 

35.506 36.200 35.506 36.200 

4 60.50 Kleine Grünflächen (nicht über-
baubare Flächen, Verkehrsgrün)  

8.960 8.618 35.840 34.472 

Gesamt 48.570 48.570 93.556 92.609 

        

Bilanz in Ökopunkten -947 

 

Hinweis: Die Bilanzierung von einzelnen Baumstandorten ist nicht möglich. Die Bilanz ist aber 
im Vergleich zwischen dem bestehenden Planungsrecht (je angefangene 500 qm Grundstücks-
fläche ist ein Baum zu setzen) und den neuen Festsetzungen zur Pflanzung und Erhaltung von 
Bäumen als ausgeglichen anzusehen.  

10.2.6 Zusammenfassung 

Nach Durchführung der planinternen Kompensationsmaßnahmen ergibt sich folgende rechne-
rische Bilanz: 

Schutzgut Ergebnis Umfang 

Boden Kompensationsdefizit - 1.112 

Wasser ausgeglichen -  
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Klima/Luft ausgeglichen - 

Landschaftsbild/Erholung ausgeglichen - 

Biotope/Arten  Kompensationsdefizit - 947 

Gesamtbilanz - 2.059 

Nach Durchführung der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz ergibt sich ein rechnerisches Kompensati-
onsdefizit von -2.059 Ökopunkten.  

10.2.7 Abwägung zur Eingriffswirkung und Ausgleichspflicht 

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz kommt zu je einem geringen rechnerischen Kompensationsdefi-
zit für das Schutzgut Boden und das Schutzgut Biotope/Arten.  

In der fachlichen Bewertung kann von einem tatsächlichen Ausgleich durch weitere Kompensa-
tionsmaßnahmen abgesehen werden. Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die geeignet 
sind, nachteilige Umweltauswirkungen auszugleichen, 

zum Schutzgut Boden: 

 für Neubauten ist bei Flachdächern eine Dachbegrünung festgesetzt; sie dient der Puffe-
rung und Reduzierung des Oberflächenwasserabflusses und Sicherung des kleinräumigen 
Wasserkreislaufs durch Verdunstung; sie führt damit zum Ausgleich kleinklimatischer Be-
lastungen durch Versiegelung  die Dachbegrünung geht nicht in die rechnerische Bilanz 
ein  

 Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen; die Festsetzung zum Ober-
flächenmaterial dient der Sicherung des kleinräumigen Wasserkreislaufs durch 
Versickerung; sie führt damit zum Ausgleich kleinklimatischer Belastungen durch sonstige 
Versiegelung  teilversiegelte Flächen werden in der rechnerischen Bilanz nicht erfasst  

zum Schutzgut Biotope/Arten: 

 die Festsetzung zu Baumpflanzungen ist gegenüber dem rechtsgültigen Bebauungsplan 
konkretisiert und erzielt eine höhere landschaftsräumliche und naturschutzfachliche Quali-
tät; damit können neue Lebensräume geschaffen werden, die die geringen Habitat-verluste 
qualitativ ausgleichen.   

Planexterne Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich und werden daher nicht festgesetzt. 

11. Prüfung und Bewertung der Planauswirkungen 

Mit der Ausweisung der Sondergebiete für großflächigen Einzelhandel (mit überwiegenden Sor-
timent Lebensmittel, Nahrungs- und Genussmittel bzw. mit baumarktspezifischem Sortiment) 
gemäß § 11 BauNVO sind die Auswirkungen im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 und 3 insbesondere 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des § 3 des Bundes-Immissions-schutzgesetzes so-
wie Auswirkungen auf die infrastrukturelle Ausstattung, auf den Verkehr, auf die Versorgung der 
Bevölkerung im Einzugsbereich der in Satz 1 bezeichneten Betriebe, auf die Entwicklung zent-
raler Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden, auf das Orts- und 
Landschaftsbild und auf den Naturhaushalt zu prüfen. 

11.1 Umwelt  

11.1.1 Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 

Der Bebauungsplan, in dem eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von 
insgesamt 20.000 m2 bis weniger als 70.000 m2 festgesetzt wird, darf im beschleunigten Ver-
fahren aufgestellt werden, wenn aufgrund einer überschlägigen Prüfung, unter 
Berücksichtigung der in Anlage 2 des Baugesetzbuchs genannten Kriterien, die Einschätzung 
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erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen 
hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung 
des Einzelfalls). Der Bebauungsplan setzt eine Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO von  
38.000 m2 fest; die daher erfolgte Vorprüfung des Einzelfalls ist als Anlage I Bestandteil der 
Begründung. 

11.1.2 Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls 

Die überschlägige Prüfung des Einzelfalls für das Vorhaben / Bebauungsplan 
Süd  2. Teiländerung  Großflächiger Einzelhandel und Gewerbe, Mühlacker-Enzberg, Kanal-
straße  (siehe auch 
Anhang I Prüfbogen zur Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 13 a Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. 

 2. Teiländerung  Großflächiger 
Einzelhandel und Gewerbe, Mühlacker- ):  

Die Änderung des Bebauungsplans ist voraussichtlich nicht mit erheblichen Umweltauswirkun-
gen verbunden. Die Durchführung einer Umweltprüfung ist nicht erforderlich.  

Innerhalb des Plangebiets bestehen bereits erhebliche Vorbelastungen durch überbaute Flä-
chen sowie durch das Verkehrsaufkommen durch Anlieferungen und Kunden. Alle Schutzgüter 
sind demzufolge bereits mehr oder weniger stark beeinträchtigt. Von relevanter Bedeutung ge-
mäß den Vorgaben des europäischen Artenschutzes ist das Vorkommen der Zauneidechse. 
Um keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG auszulösen, wird die Fortpflanzungs- und 
Ruhestätte als Maßnahmenfläche gesichert. Mit erheblichen Umweltaus-wirkungen durch die 
Änderung des Bebauungsplans ist voraussichtlich nicht zu rechnen.  

Als Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden im Bebauungsplan u. a. festgesetzt: 

 Erhalt der Fläche für Zauneidechsen 
 Dachbegrünung von Flachdächern ab einer Größe von > 10 qm,  

Substratstärke mind. 10 cm 
 Ausschluss von unbeschichteten Außenmaterialien, die Metalle ausschwemmen 
 Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
 Gestaltung der unbebauten Flächen (Freihalten von Versiegelungen) 
 Verwendung wasserdurchlässiger Beläge von Stellplätzen und Wegen 
 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung  
 Maßnahmen gegen Vogelschlag 

11.1.3 Auswirkungen auf schädliche Umwelteinwirkungen 

Die Vorprüfung des Einzelfalls vertritt die Einschätzung, dass mit dem geplanten Vorhaben 
keine schädlichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Es befinden sich keine Störfallbe-
triebe im Geltungsbereich oder im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets. Nutzungen mit 
potentiellen Umwelt- und Gesundheitsgefährdungen sind im Bebauungsplan ausgeschlossen. 
Der unteren Bodenschutzbehörde liegen zurzeit keine Erkenntnisse über schädliche Bodenver-
änderungen im Geltungsbereich vor. Die Grundstücke befinden sich aktuell weder im Altlasten- 
noch im Bodenschutzkataster.  

Eine Umweltprüfung ist nicht erforderlich. Zu beachten sind jedoch einige Auflagen, die sowohl 
in der Vorprüfung des Einzelfalls beschrieben, als auch in den Festsetzungen bzw. Hinweisen 
zum Schutz und zum Erhalt der Fläche für Zauneidechsen, zur ökologischen Baubegleitung 
sowie zu den Fäll-, Schnitt-, und Rodungsarbeiten festgesetzt werden. 

11.1.4 Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 

Durch das Vorhaben ist nur mit einer geringfügigen Erhöhung an Lärm- und Schadstoffimmis-
sionen durch den Anliefer- und Kundenverkehr zu rechnen. Wohnbebauung schließt westlich 
des Kanalwegs (ca. 50 m Entfernung) an. Zwischen der Wohnbebauung am Enzberg und dem 
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Gewerbestandort an der Kanalstraße befinden sich gemäß Flächennutzungsplan Mischgebiets-
flächen, die mögliche Immissionen abschirmen. 

11.1.5 Auswirkungen auf den Naturhaushalt 

Durch die bereits zum Teil erhebliche Vorbelastung im Gebiet ergeben sich für das Vorhaben 
keine oder nicht erhebliche Auswirkungen. 

11.1.6 Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild 

Es besteht bereits eine erhebliche Vorbelastung. Negative Auswirkungen werden durch die 
Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe, den Ausschluss von gebietsuntypischen Materia-
lien und Eingrünungsmaßnahmen minimiert. 

11.2 Einzelhandel 

11.2.1 Prüfung auf etwaige Abweichungen von Zielen der Raumordnung hinsichtlich des großflächi-
gen Einzelhandels mit überwiegendem Sortiment Lebensmittel, Nahrungs- und Genussmittel 
in SO 1 

Ein Zielabweichungsverfahren nach § 6 Absatz 2 Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. m. § 24 
LPIG ist erforderlich, wenn die Bauleitplanung gegen Ziele der Raumordnung verstößt. Ziele 
der Raumordnung sind gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 7 i. V. m. § 13 ROG verbindliche Vorgaben 
in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raumord-
nung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festsetzungen in 
Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums; zu den Raumord-
nungsplänen zählen sowohl der Landesentwicklungsplan als auch der Regionalplan. 

Die Bebauungsplanänderung in Bezug auf das SB-Warenhaus verstößt nicht gegen Plansatz 
2.9.2 Z (1). Die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandelsgroßprojekten ist 
danach grundsätzlich nur in Ober-, Mittel-, und Unterzentren zulässig. Mühlacker ist ein Mittel-
zentrum und kann daher aus raumordnerischer Sicht Standort eines Einzelhandels-
großprojekts sein bzw. dieses auch erweitern. 

Gemäß Plansatz 2.9.2 Z (3) des Regionalen Raumordnungsplan Nordschwarzwald 2015 dürfen 
die Funktionsfähigkeit des zentralörtlichen Versorgungskerns der Standortgemeinde oder die 
Funktionsfähigkeit anderer Zentraler Orte sowie die Verbrauchernahe Versorgung nicht wesent-
lich beeinträchtigt werden. Zu diesen Punkten liegt die gutachterlichen Stellungnahme des 
Büros Dr. Donato  Acocella  Stadt- und Regionalentwicklung GmbH, Lörrach/Nürnberg/Dort-
mund, mit Stand vom 12.11.2020 (siehe Anlage zur Begründung) vor. Die gutachterliche 
Stellungnahme kommt zu dem Ergebnis, dass weder negative Auswirkungen auf den Versor-
gungskern der Standortgemeinde noch auf die Funktionsfähigkeit anderer zentraler Orte oder 
die verbrauchernahe Versorgung zu befürchten sind (Kapitel 4, S. 22ff).  

Gemäß Ziffer 2.9.2 (6) und (7) des Regionalen Raumordnungsplan Nordschwarzwald 2015, 
sind Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Sortimenten 
nur in den Versorgungskernen der Städte und Gemeinden anzusiedeln. Das bestehende SB-
Warenhaus liegt außerhalb des Versorgungskerns von Mühlacker. Jedoch gilt dieses Ziel schon 
dem Wortlaut nach (vgl. Satz 2) und insbesondere ausweislich der Begründung nur für Neuan-
siedlungen. Wörtlich heißt es hierzu auf S. 7 des Regionalplans  1. Änderung: 

 

Das Ziel steht folglich der Erweiterung eines bestehenden Einzelhandelsgroßprojekts nicht ent-
gegen. Im Wege der Zielfestsetzung auf Ebene des Regionalplans wäre eine solche absolute 
Regelung in Bezug auf Einzelhandelsbetriebe, die Bestandsschutz genießen, wohl auch nicht 
verhältnismäßig. Bestehende Einzelhandelsbetriebe und ihre möglichen Erweiterungen werden 

gengehalten werden müsste, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Standortgemeinde 



Stadt Mühlacker Bebauungsplan  2. Teiländerung   
-Enzberg  37 

Begründung  Stand: 12.04.2024 

selbst bzw. anderer Zentraler Orte oder der verbrauchernahen Versorgung führen. Die Plan-
konzeption, dass Ziffer 2.9.2 (6) und (7) keine Anwendung auf Erweiterungen finden, ist also 
auch in systematischer Hinsicht nachvollziehbar. 

11.2.2 Prüfung auf etwaige Abweichungen von Zielen des Landesentwicklungsplans 
hinsichtlich des großflächigen Einzelhandels mit überwiegendem Sortiment  
Lebensmittel, Nahrungs- und Genussmittel in SO 1 

Nach Plansatz 
system einfügen; sie dürfen in der Regel nur in Ober-, Mittel-, und Unterzentren ausgewiesen, 
errichtet oder erweitert werden. Da es sich bei Mühlacker um ein Mittelzentrum handelt, ist je-
denfalls der zweite Teil des Plansatzes eingehalten. Dabei handelt es sich nach dem 
systematischen Zusammenhang um eine Konkretisierung des ersten Teils, d. h. des Erforder-
nisses, dass sich Einzelhandelsgroßprojekte in das zentralörtliche Versorgungssystem einfügen 
sollen. Dementsprechend steht Plansatz 3.3.7 der Erweiterung nicht entgegen.  

Plansatz 3.3.7.1 enthält ein Kongruenzgebot, welches bei der Bemessung der Verkaufsfläche 
zu beachten ist. Der Einzugsbereich des Einzelhandelsgroßprojekts darf danach den zentral-
örtlichen Verflechtungsbereich nicht wesentlich überschreiten. Zum Mittelbereich Mühlacker 
gehören nach dem Landesentwicklungsplan (Anhang Seite A19) die Gemeinden Illingen, Knitt-
lingen, Maulbronn, Mühlacker, Ötisheim und Sternenfels. Zur Abschätzung des zu erwartenden 
Einzugsbereichs wird im Rahmen einer Prognoseberechnung in der gutachterlichen Stellung-
nahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regionalentwicklung GmbH, 
Lörrach/Nürnberg/ Dortmund, mit Stand vom 12.11.2020, Kapitel 5, S. 27ff auf die sog. Bin-
dungsquoten abgestellt bzw. auf die Frage, ob das Vorhaben auf Zuflüsse von außerhalb des 
Verflechtungsbereichs in erheblichem Umfang angewiesen ist. Dies ist nach der fachgutachter-
lichen Stellungnahme nicht der Fall, so dass Plansatz 3.3.7.1 ebenfalls eingehalten ist. 

Plansatz 3.3.7.2 regelt, dass Einzelhandelsgroßprojekte weder durch ihre Lage und Größe noch 
durch ihre Folgewirkungen die Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne der Standortgemein-
den wesentlich beeinträchtigen dürfen. Einzelhandelsgroßprojekte sollten vorrangig an 
städtebaulich integrierten Standorten ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden. Für nicht 
zentrenrelevante Warensortimente kämen auch städtebauliche Randlagen in Frage. Dieser 
Plansatz regelt somit im Wesentlichen ein Integrationsge- und Beeinträchtigungsverbot. 

Die gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regionalent-
wicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 kommt zu dem Schluss, dass eine wesentliche 
Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne mit hoher Wahrscheinlichkeit 
ausgeschlossen werden könne und vielmehr im Sinne einer positiven Auswirkung das Vorha-
ben möglicherweise zu einer Kaufkraftrückholung werde beitragen können (Kapitel 4, S. 22 ff.). 
Auch mit dem Einzelhandelskonzept der Stadt Mühlacker sei die Erweiterung letztlich vereinbar, 
weil dort die maßvolle Erweiterung gemeinsam mit einer Beschränkung der Verkaufsfläche ins-
gesamt und der einzelnen Sortimentsflächen bereits enthalten sei (Kapitel 6, S. 30 f.) 
Dementsprechend wird auch gegen Plansatz 3.3.7.2 hier nicht verstoßen.  

Nach alledem sind hier Verstöße im Hinblick auf die Festsetzung des SO 1 mit der Zweckbe-
stimmung großflächiger Einzelhandel mit dem überwiegenden Sortiment Lebensmittel, 
Nahrungs- und Genussmittel gegen Ziele der Raumordnung und Landesplanung nicht ersicht-
lich. Ein Zielabweichungsverfahren ist deshalb nicht erforderlich. 

11.2.3 Prüfung auf etwaige Abweichungen von Zielen der Raumordnung und der Landesplanung hin-
sichtlich des großflächigen Einzelhandels mit baumarktspezifischem Sortiment in SO 2 

Ein Widerspruch gegen den Platzsatz 2.9.2 Z (1) des oben beschriebenen Regionalplans 
Nordschwarzwald liegt nicht vor. Wie dargelegt ist Mühlacker ein Mittelzentrum und kann Stand-
ort für Einzelhandelsgroßprojekte sein. 
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Ein Verstoß gegen den Platzsatz 2.9.2 Z (3) liegt ebenfalls nicht vor. Hierzu kann wiederum auf 
die gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regionalent-
wicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 verwiesen werden, wonach auch bei Einhaltung der 
im Bebauungsplan vorgesehenen Verkaufsflächengrößen im Hinblick auf das zentrenrelevante 
Randsortiment, das durch den Bebauungsplan beschränkt wird, wesentlich Beeinträchtigungen 
i. S. d. Zieles nicht zu befürchten sind (Kapitel 4, S. 22 ff).  

Ein Verstoß gegen 2.9.2 Z (7) ist nicht gegeben, da eine Ansiedlung von Einzelhandelsgroß-
projekten mit zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb der Versorgungskerne möglich ist, 
wenn eine Prüfung ergibt, dass im Versorgungskern keine geeigneten Flächen zur Verfügung 
stehen. Die Überlagerung des Versorgungskerns für Einzelhandelsgroßprojekte (vgl. Abb2: 
Kartenausschnitt des Regionalplans 2015 Nordschwarzwald) mit dem Flächennutzungsplan 
2025 der Verwaltungsgemeinschaft  Mühlacker/Ötisheim sowie dem Liegenschaftskataster der 
Landesanstalt für Umwelt Baden Württemberg (Grundlage: Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung (LGL)) hat ergeben, dass im Versorgungskern von Mühlacker keine geeigne-
ten Standorte zur Verfügung stehen.  

Verstöße gegen Plansätze des Landesentwicklungsplans sind hinsichtlich der geplanten An-

nach der gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regional-
entwicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 e  (Kapitel 5, S. 27 f). 
Nach Plansatz 3.3.7.2 können schließlich auch städtebauliche Randlagen in Betracht kommen, 
d. h. der geplante Standort für den Baumarkt tangiert den Plansatz nicht.  

11.2.4 Prüfung auf etwaige Abweichungen von Darstellungen des Flächennutzungsplans 

Die Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßgroßprojekten ist planungsrechtlich auf Kerngebiete und 
Sondergebiete nach § 11 BauNVO mit entsprechender Zweckbestimmung begrenzt. Die Auf-
stellung der 2. Teiländerung des Bebauungsplans wird im Wesentlichen aus den Darstellungen 
des Flächennutzungsplans entwickelt. Das bestehende SB-Warenhaus sowie der dazugehörige 
Parkplatz werden als Sonderbauflächen aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans ent-
wickelt. 

Der kleine Baumarkt befindet sich gemäß Flächennutzungsplan auf Gewerblicher Baufläche 
und kann somit vorerst nicht aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt wer-
den. Da das Vorhaben jedoch im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB entwickelt 
wird, besteht gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB die Möglichkeit abweichende Darstellungen des 
Flächennutzungsplans im Wege der Berichtigung anzupassen, da die geordnete städtebauliche 
Entwicklung mit der 2. Teiländerung des aufzustellenden Bebauungsplans gewährleistet ist. 

11.2.5 Bewertung des Vorhabens vor dem Hintergrund des Einzelhandelskonzepts für die Stadt 
Mühlacker 

Die gutachterliche Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regionalent-
wicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 vertritt für das geplante Vorhaben folgende 
Einschätzung in Bezug auf das Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker: 

Bezogen auf das Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker steht die beabsichtigte 
Erweiterung auf Grund des nicht integrierten Planstandorts nicht mit den Zielen und 
Grundsätzen zur räumlichen Einzelhandelsentwicklung im Einklang. 

Hinsichtlich des Zielkataloges ist festzustellen, dass die beabsichtigte Erweiterung ins-
besondere weder zur Erhaltung und Stärkung der Einzelhandelszentralität und / oder 
der Einzelhandels- und Funktionsvielfalt des zentralen Versorgungsbereichs Innen-
stadt, noch zur Erhaltung und Stärkung der integrierten, dezentralen Nahversorgungs-
struktur beiträgt. 
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Nach den Grundsätzen zur räumlichen Einzelhandelsentwicklung sollten Einzelhan-
delsbetrieben mit nahversorgungs- oder sonstigem zentrenrelevanten Hauptsortiment 
nicht angesiedelt und erweitert werden. 

Jedoch wurde bereits im Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker im Rahmen der 
grundsätzlichen Bewertung einiger weniger Planvorhaben darauf verwiesen, dass es 
sich [bei dem Vorhaben Erweiterung SB-Warenhaus / Kanalstraße im Stadtteil Enzberg] 
um eine relativ und absolut betrachtet vergleichsweise geringe Erweiterung handle, so-
dass gegen den Bestand oder gegen beabsichtigte bzw. planerisch wünschenswerte 
Entwicklungen mit hoher Wahrscheinlichkeit Auswirkungen nicht zu erwarten wären. 
Das Vorhaben sollte jedoch nur dann ermöglicht werden, wenn gleichzeitig das ge-
samte Einzelhandelsangebot im Bereich des Planstandortes in einem Bebauungsplan 
mit maximalen Gesamtverkaufsflächen sowie sortimentsweisen Verkaufsflächenober-
grenzen festgesetzt / gesichert wird. Da diese Voraussetzung erfüllt wird, steht das 
Vorhaben letztlich im Einklang mit dem Einzelhandelsk
(Kapitel 6, S. 30 f.) 

11.2.6 Gutachterliche Stellungnahme zum Vorhaben 

Die gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regionalent-
wicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 untersucht die Möglichkeiten einer Entwicklung von 
innenstadtrelevanten Fachmarktnutzungen sowie mögliche wesentliche Beeinträchtigungen 
des innerstädtischen zentralen Versorgungsbereichs der Stadt Mühlacker  und in der Folge 
weiterer, außerhalb der Stadt Mühlacker gelegener zentraler Versorgungsbereiche  sowie der 
bestehenden Nahversorgungsstrukturen im Umfeld des Planvorhabens. (Kapitel 1, Seite 1 f.) 

Die gutachterliche Stellungnahme stellt die aktuellen sortimentsweisen Verkaufsflächen und die 
Umsätze des Einzelhandels in Mühlacker sowie eine Gegenüberstellung von Angebot und 
Nachfrage auf Sortimentsebene dar. Des Weiteren werden die sortimentsweisen Ist-Verkaufs-
flächen der Bestandteile des Planvorhabens, die seitens des Betreibers für die 
Vorhabenbestandteile beabsichtigten maximalen sortimentsweisen Verkaufsflächen, die 

auf ba-
-

-Umsatz der Be-
triebe des Planvorhabens zum Bestand  Verkaufsfläche und Umsatz  in Mühlacker insgesamt 
bzw. bezogen auf den innerstädtischen zentralen Versorgungsbereich gebildet.  

westliche Auswirkungen schließen lassen bzw. in welchen Sortimenten dies nicht ausgeschlos-
sen werden kann. Für das erweiterte Vorhaben erfolgt eine Prüfung hinsichtlich des 
Kongruenzgebots, die Bewertung des Vorhabens vor dem Hintergrund des Einzelhandelskon-
zepts sowie die Darlegung eines Festsetzungsvorschlags sowohl für großflächigen 
Einzelhandel mit überwiegendem Sortiment Lebensmittel, Nahrungs- und Genussmittel (SB-
Warenhaus) bzw. für großflächigen Einzelhandel mit baumarktspezifischem Sortiment. (Kapitel 
1, S. 2 f.) 

11.2.7 Beurteilung des Integrationsgebots 

Dem Einzelhandel ist aufgrund seiner Leitfunktion bei der Entwicklung der Innenstadt eine be-
sondere Rolle beizumessen. Ein belebtes Zentrum ist ohne ausgeprägte Handelssituation nicht 
denkbar. Einzelhandelsstandorte sollen deshalb Siedlungsschwerpunkten zugeordnet sein, um 
eine integrierte Ansiedlung innerhalb innerstädtischer Zentren oder Nebenzentren zu gewähr-
leisten (Integrationsgebot). 

Gemäß Nr. 3.2.2.3 des Einzelhandelserlasses Baden-Württemberg, sind Einzelhandelsgroß-
projekte vorrangig im zentralörtlichen Versorgungskern zu errichten oder zu erweitern, sodass 
i.d.R. keine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit dieses Versorgungskerns der Standortge-
meinde gegeben ist. Die Erweiterung des seit 1993/1994 bestehenden SB-Warenhauses sowie 
die Ansiedlung eines Discount-Baumarkt am Standort an der Kanalstraße befindet sich zwar in 
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einer städtebaulichen Randlage, jedoch führt die gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. 
Donato Acocella  Stadt- und Regionalentwicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 aus, 
dass: 

in nahversorgungsrelevanten Teil-Sortimenten Auswirkungen auf die verbrauchernahe 
Versorgung nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden können. Zu berücksichtigen ist 
jedoch, dass die rechnerisch möglichen Mehrumsätze dieser Sortimente sehr gering 

hinsichtlich der für das Vorhaben im Sinne eines Worst-Case-Ansatzes an-
gesetzten Flächenleistungen  wesentliche städtebauliche Auswirkungen gegen den 
innerstädtischen zentralen Versorgungsbereich überschlägig betrachtet mit hoher 
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden können  (Kapitel 4, S. 23, 2. Absatz.) 

Die Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit des Versorgungskerns der Standortgemeinde kann 
trotz der Erweiterung von Einzelhandelsgroßprojekten in Randlage mit hoher Wahrscheinlich-
keit ausgeschlossen werden. Für die Sortimentsgruppen, die wesentliche Auswirkungen gegen 
den Bestand nicht ausschließen können, wird in der gutachterlichen Stellungnahme auf die 
Nachweisbarkeitsgrenze bzw. die Kaufkraftrückholung verwiesen. 

11.2.8 Wirkungen in der Raumschaft und Kongruenzgebot 

Gemäß dem Einzelhandelserlasses Baden-Württemberg sind Einkaufszentren, großflächige 
Einzelhandelsbetriebe und sonstige großflächige Handelsbetriebe für Endverbraucher in das 
zentralörtliche Versorgungssystem einzufügen.  

Die Wirkungsanalyse für das Planvorhaben ergibt laut gutachterlicher Stellungnahme, 
dass weder SB-Warenhaus und integrierter Pflanzenmarkt zusammen noch das Ge-
samtvorhaben sind vor diesem Hintergrund existenziell auf Zuflüsse von außerhalb des 
Verflechtungsbereiches in einer Größenordnung von mehr als 30 % angewiesen. Das 
Kongruenzgebot wird demnach sowohl durch das erweiterte SB-Warenhaus als auch 
durch das Planvorhaben insgesamt eingehalten.  (Kapitel 5, S. 28, letzter Absatz der 
gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und Regional-
entwicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020) 

11.2.9 Städtebauliche Wirkungsaspekte und Beeinträchtigungsverbot 

Es ist auszuschließen, dass mit dem Vorhaben das städtebauliche Gefüge und die Funktions-
fähigkeit des zentralörtlichen Versorgungskerns sowie die verbrauchernahe Versorgung im 
Einzugsbereich des Vorhabens beeinträchtigt werden. 

der gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella  Stadt- und 
Regionalentwicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020 zeigt, dass in den nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten - mit Ausnahme von Nahrungs-/ Genussmittel inkl. 
Reformwaren und Drogerie / Parfümerie inkl. Wasch- und Putzmittel - bei Betrachtung 
des gesamtstädtischen Einzelhandelsangebotes jeweils Relationswerte von 10 % und 
mehr zu verzeichnen sind. Auswirkungen gegen die verbrauchernahe Versorgung kön-
nen vor diesem Hintergrund  d. h. ohne Berücksichtigung weiterer Aspekte  nicht 
ausgeschlossen werden. 

Zu berücksichtigen ist jedoch, dass in den [zentrenrelevanten] Sortimenten: PBS / Zei-
tungen / Zeitschriften, (Schnitt-) Blumen und Zooartikel (Tiernahrung und -zubehör) die 
rechnerisch - 
vor dem Hintergrund der Nachweisbarkeitsgrenze [...] und des hinsichtlich der für das 
Vorhaben im Sinne eines Worst-Case-Ansatzes angesetzten Flächenleistungen [...] - 
wesentliche Auswirkungen gegen die verbrauchernahe Versorgung überschlägigen be-
trachtet mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden können. 

Die Relationen der nicht zentrenrelevanten Sortimente sind allenfalls bedingt von Aus-
sagekraft. Wesentlich sind hier vielmehr die absoluten Verkaufsflächen und Umsätze 
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sowie die Bestandssituation. Diesbezüglich ist zu berücksichtigen, dass sowohl der ge-
ringfügig vergrößerte Gartenmarkt als auch der geplante Baumarkt im Vergleich zu 
üblicherweise realisierten Märkten dieser Betriebsformen vergleichsweise geringe Ver-
kaufsflächen aufweisen (sodass auch keine Gefährdung der entsprechenden 
Versorgungsfunktion z. B. des nahegelegenen Oberzentrums Pforzheim zu erwarten 
ist) . (Kapitel 4, S. 23 ff. der gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato A-
cocella  Stadt- und Regionalentwicklung GmbH, Lörrach/Nürnberg/Dortmund, mit 
Stand vom 12.11.2020) 

11.2.10 Auswirkungen auf die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche 

Bezogen auf das Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker ist festzustellen, dass 
bereits in diesem eine relativ und absolut betrachtet vergleichsweise geringe Erweite-
rung des SB-Warenhauses am Planstandort positiv beurteilt wurde, sofern  wie nun 
vorgesehen - gleichzeitig das gesamte Einzelhandelsangebot im Bereich des Plan-
standorts in einem Bebauungsplan mit maximalen Gesamtverkaufsflächen sowie 
sortimentsweisen Verkaufsflächenobergrenzen festgesetzt / gesichert  

Das Kongruenzgebot wird in allen Sortimenten des Planvorhabens  sowohl allein be-
zogen auf das SB-Warenhaus als auch bezogen auf das Gesamtvorhaben  
eingehalten [...]. Kapitel 7, S. 31 ff. der gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. 
Donato Acocella  Stadt- und Regionalentwicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020) 

11.2.11 Auswirkungen auf die Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbereich sowie Ergebnis 
der Untersuchungen der gutachterlichen Stellungnahme  

-Warenhauses und des in diesen integrierten 
Pflanzenmarktes sowie die Ansiedlung eines (kleinen) Baumarktes im Stadtteil Enzberg 
der Stadt Mühlacker, lassen in den vorhabenrelevanten Sortimenten mit hoher Wahr-
scheinlichkeit keine wesentlichen städtebaulichen Auswirkungen bzw. Auswirkungen 
gegen die verbrauchernahe Versorgung erwarten [...]  

 (Kapitel 7, S. 31 ff der gutachterlichen Stellungnahme des Büros Dr. Donato Acocella 
 Stadt- und Regionalentwicklung GmbH, mit Stand vom 12.11.2020) 

Aufgrund des mittlerweile eingetretenen Zeitfortschritts der Bebauungsplanaufstellung 
hat eine Rückfrage beim Gutachter ergeben, dass bezüglich der Aussagen der gut-
achterlichen Stellungnahme vom 12.11.2020 keine wesentlichen Änderungen der 
örtlichen Rahmenbedingungen ersichtlich sind, die zu abweichenden Aussagen führen 
würden. 

11.3 Erschließung 

11.3.1 Auswirkungen auf die infrastrukturelle Ausstattung 

Durch die bestehenden 189 Stellplätze, welche dem SB-Warenhaus (SO1) zugeordnet sind, 
sowie der zusätzlichen Herstellung von 34 Stellplätzen zum Bereich des Baumarkts (SO2) ge-
mäß Entwicklungskonzept kann den bauordnungsrechtlichen Anforderungen zur Herstellung 
notwendiger Stellplätze ausreichend Genüge geleistet werden. Somit ist von keiner Verschlech-
terung der Parkierungssituation und Abwicklung des Parkierungsverkehrs auszugehen.  

11.3.2 Auswirkungen auf den Verkehr  

Es ist davon auszugehen, dass es durch das Vorhaben zu einer Verkehrserhöhung kommt, die 
nur von sehr untergeordneter Bedeutung und hinsichtlich der verkehrlichen Konsequenzen nicht 
planungsrelevant ist. Innerhalb des Plangebiets sind bereits erhebliche Vorbelastungen bezüg-
lich Lärm- und Schadstoffemissionen durch die großflächige gewerbliche Nutzung und den 
Straßenverkehr (B 10) / Schienenverkehr festzustellen. 
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11.3.3 Baulastübernahme  

Zur Sicherung einer ausreichenden und geordneten Erschließung im Planbereich wird eine Ver-
einigungsbaulast der Flst.-Nr. 1120 und 1106/1 oder funktionsgleiche Baulast angestrebt. Im 
rechtsgültigen Bebauungsplan vom 20.08.1994 war an dieser Stelle eine öffentliche Verkehrs-
fläche zeichnerisch festgesetzt, die bis heute nicht umgesetzt wurde. Diese wird im Zuge der 2. 
Bebauungsplanänderung aufgehoben, da diese infrastrukturell nicht erforderlich ist. 

11.3.4 Schlupfgraben  

Innerhalb des Geltungsbereichs ist der Schlupfgraben als wasserführender Kanal unterirdisch 
geführt. Die Trasse befindet sich von Westen unter der Kanalstraße führend über das Flurstück 
Nr. 1197/31 nach Osten und quert den Erschließungsstich sowie wiederum die Baugebietsflä-
chen auf Flurstück Nr. 712 bevor der Kanal unter der Bundesstraße nach Osten geführt ist. 

Der Kanal sowie dessen Zugänglichkeit ist dinglich zu sichern und dauerhaft von Überbauung 
freizuhalten. 

11.4 Sicherung der Planungsziele 

Zur Förderung bzw. Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele schließen die Stadt 
Mühlacker mit den im Geltungsbereich insbesondere im Teilgebiet SO1 ansässigen Eigentü-
mern beziehungsweise Betreibern des bestehenden großflächigen Einzelhandelsunternehmen 
in Gestalt eines SB-Warenhauses einen städtebaulichen Vertrag gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
2 BauGB. 

Zur baurechtlichen Ausgangssituation siehe Kapitel 4.2 Bauliche Bestandssituation, 2. Absatz  

Um zu erreichen, dass der zur Aufstellung gelangende Bebauungsplan mit den beabsichtigten 
Festsetzungen zu Verkaufsflächenbegrenzungen im Plangebietsteil des Sondergebiets SO1 
letztlich auf Vollzug gerichtet sein muss bzw. werden kann, ist aus Sicht der Stadt erforderlich, 
mit Blick auf den dargestellten genehmigungsrechtlichen Bestandsschutz der Altgenehmigun-
gen zu reagieren. Angesichts dessen, dass diese Genehmigungen in ihrer rechtlichen Wirkung 
fortbestehen und auch nicht etwa bereits durch eine auf das Baugesuch betreffend das Neu-
bauvorhaben ergehende Baugenehmigung in ihren Rechtwirkungen voll umfänglich abgelöst 
werden würden.  

Hierzu übernehmen die Eigentümer und der Betreiber im Rahmen des abzuschließenden städ-
tebaulichen Vertrags dezidiert die in dem Festsetzungssystem des Bebauungsplans geregelte 
Verkaufsflächenbeschränkungen in Form von Unterlassungsverpflichtungen.  

Nach Neuordnung der diversen Grundbuchgrundstücke durch Vereinigung zu einem neuen 
Buchgrundstück übernehmen die Grundstückeigentümer die Verpflichtung zur Bestellung der 
Dienstbarkeit an dem betreffenden neuen Grundstück zur Sicherung der Planungsziele.  

12. Planungsrechtliche Festsetzungen 

12.1 Art der baulichen Nutzung 

12.1.1 Festsetzung der Sondergebiete für großflächigen Einzelhandel 

Es werden zwei Sondergebiete für großflächigen Einzelhandel mit dem überwiegenden Sorti-
ment Lebensmittel, Nahrungs- und Genussmittel (SO 1) und für großflächigen Einzelhandel mit 
baumarktspezifischem Sortiment (SO 2) festgesetzt. Durch die Festsetzung von Verkaufsflä-
chen-Obergrenzen für die Gesamtverkaufsfläche, die Gesamtheit der nahversorgungs- und 
sonstigen zentrenrelevanten Sortimente sowie für die einzelnen Sortimente werden wesentliche 
Beeinträchtigungen des innerstädtischen zentralen Versorgungsbereichs der Stadt Mühlacker 
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 und in der Folge weiterer, außerhalb der Stadt Mühlacker gelegener zentraler Versorgungs-
bereiche  sowie der bestehenden Nahversorgungsstrukturen im Umfeld des Planvorhabens 
ausgeschlossen. Trotzdem sind die Festsetzungen der zulässigen sortimentsbezogenen Ver-
kaufsflächen so flexibel gestaltet, dass auch künftig - soweit verträglich - gewisse Anpassungen 
in der Sortimentsstruktur vorgenommen und damit auf handels- und nachfrageseitige Verände-
rungen reagiert werden kann. 

Die quantitativen Verkaufsflächenfestsetzungen basieren auf gutachterlicher Festlegung und 
Überprüfung und sind geeignet, ungewünschte und schädliche Auswirkungen zu vermeiden. 
Das Festsetzungsregime ist weiter geeignet, die raumordnerischen Anforderungen einer Ein-
zelhandelsentwicklung am Standort zu erfüllen. Hierzu wird auf die fachgutachterliche 
Stellungnahme (Dr. Acocella, 12.11.2020) sowie die Ausführungen der Begründung u.a. unter 
Ziffer 11.2 verwiesen. 

12.1.2 Problematik der Kontingentierung von Verkaufsflächen 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans hat sich der Plangeber intensiv mit der Frage 
des Zulässigkeitsrahmens einer Verkaufsflächenbegrenzung auseinandergesetzt. Zu den pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen unter A Ziffer 1.1.1 Sondergebiet  SO1 (§ 11 BauNVO) und 
A Ziffer 1.2.1 Sondergebiet SO 2 (§ 11 BauVNO) wird erläutert bzw. klargestellt:  

Es ist Kommunen erlaubt, in einem Bebauungsplan, in dem sie Sondergebiete für die § 11 Ab-
satz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO ebenfalls genannten großflächigen 
Einzelhandelsbetriebe ausweisen, nach Quadratmetergrenzen bestimmte Regelungen über die 
höchstzulässige Verkaufsfläche zu treffen.  

vgl. Külpmann, juris PR  BVerwG 4/2020, Anm. 6, BVerwG; Urteil vom 27.04.1990 
 4 C 36/87; BVerwG; Urteil vom 03.04.2008  4 CN 3/07  

Solche Regelungen sind Vorschriften über die Art der zulässigen Nutzung. Neben der Festset-
zung von Höchstverkaufsflächen ist ferner die Festsetzung von Mindestverkaufsflächen oder 
auch von Mindestverkaufsflächen für bestimmte Sortimente zulässig.  

vgl. BVerwG, Urteil vom 17.10.2019  4 CN 8/18   

 

Das Bundesverwaltungsgericht lässt indes nur vorhabenbezogene, keine gebietsbezogenen 
Kontingentierungen zu.  

vgl. Külpmann, a.a.O; BVerwG, Urteil vom 03.04.2008, a.a.O.; BVerwG, Beschluss 
vom 11.11.2009  4 BN 63/09; BVerwG, Urteil vom 24.03.2010  4 CN 3/09  

 

Der Kommune ist es grundsätzlich verwehrt, die Nutzungsoptionen vorhabenunabhängig durch 
eine auf das Gebiet insgesamt bezogene Verkaufsflächenbegrenzung zu regeln. Eine derartige 
mit der Gefahr eines "Windhundrennens" unter den potentiellen Bauantragstellern verbundene 
gebietsbezogene Kontingentierung widerspricht dem Ansatz des Verordnungsgebers der 
Baunutzungsverordnung, wonach grundsätzlich jede zugelassene Nutzung auf jedem Grund-
stück möglich sein soll.  

Das Bundesverwaltungsgericht hat in der vorstehend zitierten Entscheidung vom 17.10.2019 
auch festgestellt, dass eine nummerische Kontingentierung von Nutzungsmöglichkeiten in der 
Form der Festsetzung der Zahl der zulässigen Vorhaben in einem Baugebiet danach ebenfalls 
nicht zulässig ist. So ist in dem betreffenden Urteil die Festsetzung der Zahl des/der in einem 
Sondergebiet zulässigen Vorhaben/s  in dem betreffenden Fall eines (1) Einzelhandelsbetrie-
bes  mangels Rechtsgrundlage als rechtsfehlerhaft beanstandet worden.  

Das Verbot einer gebietsbezogenen Kontingentierung gilt allerdings dann nicht, wenn die ge-
bietsbezogen angelegte Verkaufsflächenbegrenzung mit einer grundstücksbezogenen 
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Begrenzung identisch ist. In diesem Fall kann die (grundsätzlich unzulässige) gebietsbezogene 
Verkaufsflächenregelung zumindest planerhaltend als zulässige grundstücksbezogene Festset-
zung verstanden werden.   

vgl. BVerwG, Urteil vom 17.10.2019, a.a.O.; BVerwG, Urteil vom 24.03.2010  4 
CN 3.09; VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 12.08.2020  3 S 1113/20; 
OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 01.07.2020  8 C 11841/19  

 

12.1.3 Identität zwischen gebietsbezogener und grundstücksbezogener Verkaufsflächenbegrenzung 

Vorliegend besteht das Sondergebiet SO1 nach der von den Grundstückseigentümern gemäß 
§ 890 Absatz 1 BGB veranlassten Vereinigung der zuvor im Plangebiet belegenen, bislang 
"selbständigen" Buchgrundstücke sowie einem ebenfalls in diesem Gebiet belegenen ehemali-
gen WEG-Grundstück sämtlich zu einem Buchgrundstück nach dieser Zusammenführung 
wesentlich aus einem "neuen" Buchgrundstück.  

Die im Plangebietsteil Sondergebiet SO1 SB-Warenhaus bestehende bzw. entstehende Grund-
stückssituation stellt sich wie folgt dar: 

Flurstück-Nr. anteilige Flächengröße in m2 im SO1 

Flst.-Nr. 712 6.263 m2 

Flst.-Nr. 718 109 m2 

Flst.-Nr. 780/1 68 m2 

Flst.-Nr. 783 6.839 m2 

Flst.-Nr. 805 1.125 m2 

Flst.-Nr. 805/1 1.094 m2 

Flst.-Nr. 1063 143 m2 

Flst.-Nr. 1096 2.530 m2 

Flst.-Nr. 1107 87 m2 

Flst.-Nr. 1116 1.791 m2 

Flst.-Nr. 1116/1 570 m2 

Flst.-Nr. 1124/1 230 m2 

Flst.-Nr. 1124/3 3.189 m2 

Flst.-Nr. 1197/31 675 m2 

Summe 24.713 m2 

 

Die gebietsbezogenen betreffenden Verkaufsflächenfestsetzungen unter Ziffern 1.1.2. ff. der 
Planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes beziehen sich mithin wesentlich auf 
dieses im betreffenden Plangebiet belegene "neue" Buchgrundstück, das groß genug ist, den 
im Sondergebiet SO1 zugelassenen großflächigen Einzelhandel  insbesondere in Gestalt des 
Bestandsbetriebes  und inklusive aller funktional notwendigen Flächen (u.a. Parkierung) auf-
zunehmen. 

Für den Begriff des Buchgrundstücks ist grundsätzlich auf den Grundstücksbegriff im grund-
buchrechtlichen Sinne abzustellen.  

vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 01.07.2020 a.a.O.; BVerwG, Urteil vom 
14.02.1991  4 C 51/87; BVerwG, Beschluss vom 30.11.2000  4 BN 57.00  

Das Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne ist dabei als räumlich abgegrenzter Teil der 
Erdoberfläche zu verstehen, der auf einem besonderen Grundstücksblatt unter einer besonde-
ren Nummer im Grundstücksverzeichnis eingetragen ist.  
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Dabei kann das Buchgrundstück auch  wie im vorliegenden Fall des im Plangebiet Sonderge-
biet S01 belegenen betreffenden "neuen" Buchgrundstücks, das unter einer Nummer im 
Bestandsverzeichnis gebucht ist bzw. wird  aus mehreren Grundstücken bzw. auch mehreren 
Flurstücken bestehen, sofern diese nach Vereinigung gem. § 890 Absatz 1 BGB auf einem 
besonderen Grundbuchblatt unter einer besonderen Nummer des Grundstücksverzeichnisses 
eingetragen ist.   

vgl.  OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 01.07.2020, a.a.O.  

 

Vorliegend "besteht" das Sondergebiet SO2 wesentlich aus dem in diesem Plangebietsteil be-
findlichen Grundstück Flurstück Nr. 1101 zur Größe von 2617 m2. Ferner befindet sich in diesem 
Plangebietsteil das Grundstück Flurstück Nr. 1101/1 zur Größe von lediglich 58 m2 sowie im 
Teilflächen der Flurstücke Nr. 783 im Umfang von 29 m2 und Flurstücke Nr. 805 im Umfang von 
49 m2. 

Flurstück-Nr. anteilige Flächengröße in m2 im SO2 

Flst.-Nr. 1101 2.617 m2 

Flst.-Nr. 1101/1 58 m2 

Flst.-Nr. 783 anteilig 29 m2 

Flst.-Nr. 805 anteilig 49 m2 

Summe 2.753 m2 

 

Die gebietsbezogene Verkaufsflächenfestsetzung unter vorgenannter Ziffer 1.2.2 der planungs-
rechtlichen Festsetzungen bezieht sich mithin wesentlich auf das im betreffenden Plangebiet 
belegene Buchgrundstück Flurstück-Nr. 1101, das groß genug ist, den im Sondergebiet SO2 
zugelassenen Einzelhandel  in Gestalt des geplanten kleineren Baumarktes  aufzunehmen.  

Unter vorstehenden Ansätzen sind die nur noch gleichsam deklaratorisch als gebietsbezogene 
Festsetzungen angelegten Verkaufsflächenbegrenzungen für die Sondergebiete SO1 und SO2 
als solche zulässig.  

Eine unzulässige Kontingentierung von Verkaufsflächen scheidet jedenfalls aus, wenn das  
jeweils einzige vorhabengeeignete  Grundstück im Plangebiet in den Grenzen der Verkaufs-
flächenbeschränkungen genutzt werden kann und der eine oder andere Eigentümer im 
Plangebiet belegener Grundstücke nicht hinnehmen müsste, Abstriche an seinen Nutzungs-
möglichkeiten hinnehmen zu müssen. Der Möglichkeit einer Grundstücksteilung kommt 
rechtlich insoweit keine Bedeutung zu.  

vgl. BVerwG, Urteil vom 17.10.2019, a.a.O.; OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
01.07.2020 a.a.O.  

 

12.1.4 Erreichung der Planziele in den Sondergebieten 

Ist die Festsetzung von Verkaufsflächenobergrenzen wegen des dargestellten Grundstücksbe-
zugs grundsätzlich wirksam, so ist noch der Frage nachzugehen, ob damit auch die 
Planungsziele vorliegenden Bebauungsplanes für die Sondergebiete SO1 und SO2 bereits um-
fänglich erreicht sind. 

Soweit es das Sondergebiet SO1 betrifft, ist dieses Ziel im Ergebnis  wie in dieser Begründung 
auch mehrfach angesprochen  dahin gerichtet, gleichsam nach Art des für Sondergebiete nicht 
anwendbaren § 1 Absatz 10 BauNVO dem einen Bestandsbetrieb im Bereich des Sonderge-
biets SO1 Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen für die 
Zukunft zu ermöglichen. Dies allerdings unter gleichzeitiger Fassung und Steuerung bzw. Be-
schränkung der von diesem Standort ausgehenden etwaigen negativen städtebaulichen 
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Auswirkungen i.S. des § 11 Absatz 3 Satz 1 Nrn. 2 und 3 sowie Satz 2 BauNVO insbesondere 
mit Blick auf die Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbereich, die Entwicklung des zentralen 
Versorgungsbereichs der Stadt Mühlacker und anderer Gemeinden.  

Dieses auf den einen Bestandsbetrieb bezogene Ziel wird insbesondere auch mit den Planungs-
rechtlichen Festsetzungen unter Ziffern A 1.1.2.1 und 1.1.2.2 über die Gesamtverkaufsflächen-
höchstgrenze von 6.900 m2 und über die Gesamtmindestverkaufsflächengröße von 3.500 m2 
sowie auch die sortimentsbezogene Mindestverkaufsflächengröße, wonach mit dem in Ziffer A 
1.1.1 bezeichneten überwiegenden Sortiment Lebensmittel, Nahrungs- und Genussmittel min-
destens mehr als 50% der jeweiligen Verkaufsfläche des zulässigen Einzelhandels belegt 
werden muss, erreicht.  

Das betreffende Festsetzungssystem auch unter dem  wie dargelegt  rechtlich zulässigen 
Ansatz von Mindestverkaufsflächengrößen sichert das Planziel der Stadt, in dem Sondergebiet 
SO1 allein den Bestandsbetrieb bzw. einen Betrieb mit dem Schwerpunkt des Lebensmittelein-
zelhandels zu erfassen. Dem "Auftreten" eines Betriebs oder mehrerer, weiterer großflächiger 
Betriebe dieses Typus im Plangebiet ist durch die auf die Verkaufsflächenhöchstgrenze von 
6.900 m2 bezogene Verkaufsmindestfläche von 3.500 m2 entgegnet.  

Die Anforderung des Erreichens dieser Mindestverkaufsflächengröße "sperrt" mithin die Ansied-
lung entsprechender großflächiger Einzelhandelsbetriebe im Plangebietsteil Sondergebiet SO1 
neben dem vorhandenen Bestandsbetrieb, der seinerseits bereits 3.500 qm Verkaufsfläche er-
reicht bzw. erreichen muss, da diese weiteren Betriebe die erforderliche Mindest-
verkaufsflächengröße von 3.500 m2 nicht  mehr  in Ansehung der wiederum festgesetzten 
Höchstverkaufsfläche von 6.900 m2 erreichen können.  

Ohnehin wäre bei Auftreten von weiteren großflächigen Betrieben des Typus des Bestandsbe-
triebes auch die Frage nach der Zulässigkeit solcher Vorgänge mit Blick darauf aufgeworfen, 
ob in Ansehung solcher Vorgänge die Begrifflichkeit des Einkaufszentrums erfüllt wäre. Jeden-
falls ist die Ausführung eines Einkaufszentrums i.S.d. § 11 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 
1 Nr. 1 BauNVO in dem Plangebiet Sondergebiet SO1, das den zulässigen Einzelhandel allein 
auf Betriebe bzw. einen Betrieb des großflächigen Einzelhandels i.S.d. § 11 Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO im Ergebnis beschränkt, nicht zulässig.  

Dem Bestandsbetrieb bzw. dem im Gebiet bereits angesiedelten Betrieb verbleiben schließlich 
aber auch im Hinblick auf die getroffenen Festsetzungen über die Mindestgesamtverkaufsfläche 
auch bei Reduzierung der heute bestehenden Verkaufsfläche auf diese Flächengröße indes 
auch ausreichende Diversifikationsmöglichkeiten für die Zukunft. So wären auch Umstellungen 
der gegenwärtigen Betriebsweise in Form des SB-Warenhauses auf größere Betriebe in Form 
etwa von Lebensmittelvollsortimentern als großer Supermarkt, Discounter u. ä. oder auch sons-
tige Betriebsweisen mit den überwiegenden Sortimenten der Nahrungs- und Genussmittel 
möglich.  

Soweit es das Sondergebiet SO2 betrifft ist das Planziel der Stadt im Ergebnis dahin gerichtet, 
in dem betreffenden Plangebietsteil bzw. auf dem Grundstück Flurstück Nr. 1101 einen kleine-
ren Baumarkt unter Beachtung der von diesem ausgehenden negativen städtebaulichen 
Auswirkungen unterzubringen. Abgesehen davon, dass das Grundstück schon von seiner Flä-
chengröße mit rund 2.670 m2 nicht geeignet sein dürfte, zwei der Begrifflichkeit der 
Großflächigkeit unterliegende Baumärkte dort anzusiedeln, wird dieses Ziel auch schon mit der 
unter Ziffer A 1.2.2.2 getroffenen Festsetzung einer Höchstverkaufsfläche für den Plangebiets-
teil SO2 von 1.400 m2 erreicht, ohne dass es etwaiger weitergehender Festsetzungen bedürfte.  

Geht man nämlich davon aus, dass ein weiterer oder auch weitere Einzelhandelsbetrieb/e mit 
baumarktspezifischem Sortiment ihrerseits zumindest mit Blick auf das Zulässigkeitserfordernis 
der Großflächigkeit mindestens den Schwellenwert von 800 m2 Verkaufsfläche überschreiten 
müsste/n, 

vgl. zu dieser Anforderung: BVerwG, Urteil vom 24.11.2005  4 C 10.04; BVerwG, 
Urteil vom 24.11.2005, BruR 2006, 644 
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so "sperrt" die Begrenzung der in dem Sondergebiet SO2 zulässigen Höchstverkaufsfläche von 
1.400 m2 die Ansiedlung auch schon eines weiteren großflächigen Betriebes neben dem im 
Plangebiet im Ergebnis zugelassenen einen großflächigen Betrieb, der wiederum 800 m2 Ver-
kaufsfläche erreichen bzw. aufweisen müsste. Unterhalb der Schwelle der Großflächigkeit von 
800 m2 Verkaufsfläche liegende Betriebe wären ohnehin in einem Sondergebiet für großflächi-
gen Einzelhandel, wie hier festgesetzt ist, ausgeschlossen.  

Das Gebiet ist damit für die Ansiedlung von 2 oder gar mehr großflächigen Baumärkten nicht 
mehr offen, sondern kann angesichts der getroffenen Festsetzungen nur einen solchen Betrieb 
aufnehmen. So ist das Planziel der Stadt, auch in dem Sondergebiet SO2 nur einen Betrieb 
zuzulassen, auch bereits ohne das Erfordernis weiterer Festsetzungen erreicht.  

12.1.5 Festsetzung von Gewerbegebieten 

Die Flächen für die Gewerbegebietsteile (GE 1 und GE 2) reagieren auf die bestehende Situa-
tion am Standort der Kanalstraße. Diese ist wesentlich durch das Vorhandensein eines großen 
produzierenden Gewerbebetriebes und eines Handwerksbetriebes geprägt und entspricht da-
mit wesentlich dem Gebietstyp des Gewerbegebiets gem. § 8 BauNVO, wenn auch noch 
gewisse Freiflächen im Plangebiet der betreffenden Gewerbegebietsteile vorhanden sind.  

Ziel des Bebauungsplans ist es grundsätzlich auch, die im Plangebiet bestehenden Gewerbe-
flächen dem eigentlichen Hauptzweck eines Gewerbegebiets gemäß § 8 BauNVO, nämlich 
vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben vorzuhal-
ten. Deshalb werden die Flächen weiterhin als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO ausgewiesen. 
Es werden dabei grundsätzlich Nutzungen ausgeschlossen, die nicht der eigentlichen Ziel-
gruppe eines Gewerbegebiets zuzuordnen sind. Im Bereich GE 2 befindet sich eine 
Pflegeeinrichtung im Bestand, diese wird weiterhin zulässig sein. Um einen Trading-Down-Ef-
fekt an diesem Standort zu vermeiden, werden Vergnügungsstätten ausgeschlossen. 

Es war ferner darüber zu befinden, wie mit dem zumindest grundsätzlich in einem Gewerbege-
biet gemäß § 8 BauNVO auch zulässigen Einzelhandel umgegangen werden sollte. Zu dem 
hierzu in dem Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungskonzept näher:  

Dieses berücksichtigt die Vorgaben des städtebaulichen Entwicklungskonzeptes der Stadt 
Mühlacker auf der Grundlage der Beschlussfassung des Gemeinderates über das Konzept in 
der Sitzung vom 23.06.2015 sowie des Gutachtens für ein Einzelhandelskonzept für die Stadt 
Mühlacker des Büros Dr. Acocella vom 02.07.2015.  

Zum Erhalt und zur Stärkung der besonderen Versorgungsfunktion des zentralen Versorgungs-
bereichs soll nach dem Entwicklungskonzept zentrenrelevanter Einzelhandel nur innerhalb des 
zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt und in den zentralen Bereichen Dürrmenz und Enz-
berg angesiedelt werden. Nahversorgungsrelevante Sortimente sind nach der Sortimentsliste 
Mühlacker (Gutachten Dr. Acocella) der Spalte und damit den zentrenrelevanten Sorti-
menten zugeordnet. 

In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 2 werden daher Einzelhandelsbetriebe, die zentrenrele-
vante, inklusive nahversorgungsrelevante Sortimente anbieten, ausgeschlossen.  

Es wird dort nur noch nicht zentrenrelevanter Einzelhandel, der von der Verkaufsfläche her un-
terhalb der Schwelle der sog. Großflächigkeit liegt, zulässig sein. Hierzu weiter:  

Nicht zentrenrelevanter Einzelhandel soll entsprechend dem vorgenannten Gutachten des Bü-
ros Dr. Acocella vorrangig an etablierten, nicht integrierten (Einzelhandels-) Standorten 
realisiert werden. Ferner heißt es in dem Gutachten aber auch, dass nicht zentrenrelevanter 
Einzelhandel zunächst grundsätzlich im gesamten Stadtgebiet, wo Einzelhandel zulässig ist, 
angesiedelt werden kann. Schließlich ist in dem Gutachten Dr. Acocella die grundsätzliche Emp-
fehlung ausgesprochen, Gewerbegebietsflächen möglichst dem Handwerk und 
produzierendem Gewerbe vorzuhalten und jedenfalls mit Flächenbereitstellungen in Gewerbe-
gebieten behutsam umzugehen. (vgl. jeweils Seite 86 des Gutachtens).  
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Solcher Art Empfehlungen sind aber nicht abschließend verbindlich für die Abwägung im Rah-
men eines Bebauungsplanes, über die der Gemeinderat jeweils selbständig zu befinden hat.  

Es wird im Rahmen der Abwägung danach für die Gebiete GE 1 und GE 2 nicht zentrenrele-
vanter Einzelhandel zugelassen.  

Dies zum einen unter Berücksichtigung dessen, dass in dem städtebaulichen Entwicklungskon-
zept auch eigens der Bereich der Kanalstraße in Enzberg als geeigneter Standort für die 
Ansiedlung von nicht zentrenrelevanten Sortimenten bezeichnet ist (vgl. Seite 87 des Gutach-
tens des Büros Dr. Acocella). Dies zum anderen  davon unabhängig  aber auch, weil sich die 
hier für die Inanspruchnahme für Einzelhandel mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten in den 
betreffenden Gewerbegebietsteilen geeigneten Flächen bei der gegebenen Bestandssituation 
in einem überschaubaren Rahmen bewegen dürften. 

12.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl, die 
Zahl der Vollgeschosse sowie die Höhe der baulichen Anlage bestimmt. Durch die Vielzahl an 
dichtebegrenzenden Instrumenten, wird eine städtebaulich angemessene und gebietstypische 
Dichte im Plangebiet angestrebt. 

12.2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

Die Grundflächenzahl wird baugebietsweit auf GRZ 0,8 festgesetzt und damit für die Gewerbe-
gebietsflächen - Teilbereich Süd - 1. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) in den Teilbereichen 
SO1 und SO2 sind durch das bauliche Entwicklungskonzept begründet. Es wird vergleichbar 
zu den Gewerbegebietsteilflächen eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Die Orientierungswerte des § 
17 BauNVO bleiben eingehalten. Es wird damit eine gebietstypische Flächenausnutzung und -
versiegelung gewährleistet. Dabei wird im Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-
den eine (Nach-) Verdichtung im erschlossenen Innenbereich ermöglicht. 

Zur Minimierung der Versiegelungswirkung sind neu anzulegende Stellplätze und Wege, mit 
Ausnahme der Fahrgassen, aus wasserdurchlässigen oder wasserzurückhaltenden Materialien 
wie Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen, Pflaster mit Breitfugen oder wassergebun-
denen Decken herzustellen. Negative Auswirkungen einer hohen Versiegelung durch die 
zulässige Grundflächenzahl werden durch die Festsetzung von Pflanzgeboten auf den Flächen 
für Stellplätze minimiert. Zusätzlich sind weitere Pflanzgebote im Übergangsbereich zur Bun-
desstraße B 10 festgesetzt. 

12.2.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die zulässige Geschossflächenzahl 
biet Enzberg - Teilbereich Süd  
angeglichen. Für den Bereich SO 1 wird anstatt der bisher zulässigen maximalen Geschossflä-
chenzahl (GFZ) von 0,7 eine maximale GFZ von 1,6 festgesetzt. Eine Erhöhung innerhalb der 
Sondergebietsflächen auf 1,6 im SO2 ermöglicht die städtebauliche Ausnutzung auch über 
mehrere Geschosse unter Einhaltung der maximal zulässigen Verkaufsflächen.  

Der Orientierungswert einer GFZ von 2,4 für Gewerbegebiete und sonstige Sondergebiete ge-
mäß § 17 BauNVO bleibt im gesamten Plangebiet unterschritten. Mit den entsprechenden 
Festsetzungen wird eine verträgliche Dichte im Gebiet angestrebt.  

12.2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Die Begrenzung der Zahl der Vollgeschosse wird für die Gewerbegebietsflächen GE 1 und GE 
2 aus dem  Teilbereich Süd  1. Änderung und Teil-

rnommen, da das Gebiet bereits überwiegend bebaut ist und somit die 
Charakteristik des Gebiets im Sinne der städtebaulichen Bestandssicherung fortgeführt wird. 
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In den Sondergebieten wird auf die Festsetzung einer Zahl der Vollgeschosse verzichtet, da 
durch die Höhenbegrenzung eine ausreichend begrenzende Festsetzung getroffen ist, die städ-
tebauliche Ordnung zu sichern. 

12.2.4 Höhe der baulichen Anlagen 

Die Begrenzung der Höhe von baulichen Anlagen wird 
biet Enzberg - Teilbereich Süd -  bzw. 
angeglichen. Für den Bereich SO1 wird anstatt der bisher zulässigen maximalen Gebäudehöhe 
von 7,0 m eine Gebäudehöhe von 18,0 m festgesetzt. Ein städtebauliches Einfügen der Bebau-
ung in die Umgebung wird nach wie vor gewährleistet, da die benachbarten Sonder- und 
Gewerbegebietsbauflächen bereits bisher eine einheitliche Gebäudehöhe von 18,0 m festset-
zen. 

12.3 Bauweise und Stellung der baulichen Anlagen 

Im gesamten Geltungsbereich ist die Bauweise als abweichende Bauweise festgesetzt. Abwei-
chend zur offenen Bauweise erlaubt die Festsetzung eine Gebäudelänge größer 50 m sowie 
einseitige Grenzbauten innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen. Diese Festsetzung 
wird aus dem bereits rechtsgültigen Bebauungsplan von 1994 entsprechend übernommen, da 
es sich bereits um bebautes Gebiet handelt, die baulichen Situationen vorkommen und weiter-
hin den städtebaulichen Zielen entspricht.  

Die Stellung der baulichen Anlagen wird aus dem Bebauung  
Teilbereich Süd  
ständig um bebautes Gebiet handelt. Weiter sind die eingezeichneten Pfeilrichtungen, die im 
Wesentlichen die parallele bzw. senkrechte Flucht der Kanalstraße aufnehmen, aus städtebau-
lichen Gründen weiterhin nachvollziehbar und sinnvoll, auch wenn im Bestand Abweichungen 
festzustellen sind, sollte dieses städtebauliche Ordnungsziel weiterhin verfolgt werden. 

12.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche ist in der Planzeichnung durch Baugrenzen festgesetzt.  
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind weitestgehend an die im zeichnerischen Teil fest-
gesetzten  Teilbereich Süd - 1. 

  

Gemäß § 9 des Bundesfernstraßengesetzes dürfen längs der Bundesfernstraßen Hochbauten 
jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 Metern bei Bundesstraße, außerhalb der zur Erschlie-
ßung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen 
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden. Im derzeit rechtgültigen 

 Teilbereich Süd  
beträgt die Entfernung zwischen dem südlichen Rand der Baugrenze und dem äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn 10 m und liegt bereits unter den Vorgaben des Bundesfernstraßen-
gesetzes. Dies wird mit dieser Bebauungsplanänderung im Sinne des Bestandsschutzes 
beibehalten, da zudem davon auszugehen ist, dass diese Unterschreitung bereits damals schon 
unter Mitwirken des Trägers der Straßenbaulast zustande gekommen ist. 

12.5 Von der Bebauung freizuhaltende Flächen 

Die freizuhaltenden Sichtfelder an Straßeneinmündungen gewährleisten eine freie Sicht auf den 
angrenzenden öffentlichen Verkehrsraum. Somit sollen Beeinträchtigungen des Verkehrsflus-
ses und der Verkehrssicherheit vermieden werden. 

12.6 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Die aus dem Bestand übernommene Verkehrsfläche  gewährleistet eine gute Ver-
kehrsabwicklung am Standort. Aufgrund der Realisierung einer neuen Gewerbehalle auf den 
Flst.-Nr. 1197/30 kann der Erschließungsstich gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplans 
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Enzberg  Teilbereich Süd  1. Änderung und Teilaufhebung
bauungskonform ausgebaut werden. Zur Sicherung einer ausreichenden Erschließungsstruktur 
wird mit der Bebauungsplanaufstellung dieser Erschließungsstich entsprechend seiner tatsäch-
lichen Lage sowie zusätzlich mit einer Wendeanlage am Ende des nördlichen 
Erschließungsstichs festgesetzt. Eine weitere (private) Verkehrsfläche befindet sich südwestlich 
im Gebiet. Diese ist bereits vorhanden und wird zur Aufrechterhaltung des Erschließungsnetzes 
im Plangebiet festgesetzt. 

Zum Erhalt der Zugänglichkeit für Fußgänger in das Plangebiet bzw. in das südöstlich gelegene 
Naturschutzgebiet zwischen Enztal und Niefern und Mühlacker, wird eine Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung Fußgängerbereich  festgesetzt, die an die Unterführung an der 
Geltungsbereichsgrenze anbindet und damit die fußläufige Verbindung auch planungsrechtlich 
sichert. 

12.7 Grünflächen 

Aus städtebaulichen und umweltbezogenen Zielen werden öffentliche Grünflächen und Pflanz-
gebote festgesetzt, um die Ein- und Durchgrünung des Plangebiets zu gewährleisten. Dadurch 
sollen mögliche negative Auswirkungen die sich aus dem Vorhaben ergeben vermieden bzw. 
minimiert werden.  

12.8 Maßnahmen sowie Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft 

Dachbegrünung 

Flachdächer ab einer Größe von 10 qm sind mit einem Mindestsubstrataufbau von 10 cm zu 
begrünen. Die Größe für zu begründende Flachdächer wird festgesetzt, um eine wirtschaftlich 
angemessene und funktionsgerechte Dachbegr nung zu gewährleisten. Die Dachbegrünung 
dient der Pufferung und Reduzierung des Oberflächenwasserabflusses zur Entlastung des Lei-
tungsnetzes sowie zur Sicherung des kleinräumigen Wasserkreislaufs durch Verdunstung; sie 
führt damit zum Ausgleich kleinklimatischer Belastungen durch Versiegelung. 

Außenmaterialien 

Der Ausschluss von solchen Metallverkleidungen als Außenmaterial, die nicht dauerhaft sicher-
stellen, dass eine Ausschwemmung von Schwermetallen erfolgt, dienen dem Gewässer- und 
Bodenschutz, durch die getrennte Regenwasserableitung lagern sich abgeschwemmte Metalle 
unmittelbar in der Umwelt an. 

12.9 Mit Leitungsrecht zu belastenden Flächen 

ebiet Enzberg - Teilbereich Süd - 1. Änderung und Teilauf-
-kv-Freileitung ist 

nicht mehr wirksam, da die Freileitung nicht mehr existent ist. Sie wird im Zuge der 2. Bebau-
ungsplanänderung nicht mehr festgesetzt werden. 

Zur Sicherung des sich im Gebiet abschnittsweise befindlichen Schlupfgrabens wird dieser 
durch die Fläche für ein Leitungsrecht von 5,0 m gesichert. Zur Gewährleistung der dauerhaften 
Zugänglichkeit durch den Eigenbetrieb Stadtentwässerung sowie die Betriebe der Stadtwerke 
Mühlacker GmbH, werden weitere Festsetzungen zum Schutz und Zugänglichkeit getroffen. 

12.10 Anpflanzung und Bindung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Die Festsetzungen zu Pflanzgeboten und Pflanzbindungen werden größtenteils aus dem 
- Teilbereich Süd - 1. Änderung und 

übernommen und dienen der grünordnerischen Gliederung und einer qualitäts-
vollen Gestaltung der Freiräume. Eine Konkretisierung der Pflanzgebote soll zur 
kleinklimatischen Eingriffsminderung durch ausreichende Baumpflanzungen unterstützen.  
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Sie dienen einer Mindestdurchgrünung im Gebiet und tragen dazu bei, das Quartier in seine 
Umgebung einzubinden. Sie übernehmen zudem Minderungsfunktionen durch den Bestand 
und Eingriffe im Rahmen des zulässigen Versiegelungsgrads. Es werden Vorgaben zur Anlage 

beständen und Vegetationsfläch  bei bestehender Vegetation 
anzuwenden ist. 

Den Festsetzungen zum Bebauungsplan ist eine Liste von Baum- und Straucharten beigefügt, 
die hinsichtlich der Artenauswahl eine empfehlende Funktion hat. 
zur Ums
acker. Festgesetzt sind dagegen die genannten Mindestqualitäten und -größen. 

13. Nachrichtliche Übernahme 

Gemäß § 9 Absatz 6 BauGB wird das fachtechnisch abgegrenzte Wasserschutzgebiet Tiefbrun-
nen III  V der Stadtwerke Mühlacker in den Bebauungsplan nachrichtlich übernommen, da 
dieses für das Verständnis bzw. für die städtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig 
oder zweckmäßig ist.  

Es wird zudem auf das Risiko von Überschwemmungen i.S. eines HQ-extrem hingewiesen. 

Die planexterne Kompensationsmaßnahme zum Artenschutz wird ebenfalls nachrichtlich dar-
gestellt. Eine Festsetzung ist nicht erforderlich, da die Sicherung planersetzend über einen 
städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt und dem Planbegünstigten erfolgt. Zum Planver-
ständnis der räumlichen Lage dieser FCS-Maßnahme ist im Übersichtsplan auf der 
Planzeichnung der planexterne Maßnahmenort vermerkt. 

14. Städtebauliche Begründung der Örtlichen Bauvorschriften 

14.1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 

Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zur äußeren Gestaltung dienen vorrangig 
einer gestalterischen Qualitätssicherung für die Baulichkeiten innerhalb des Plangebiets sowie 
umweltschützenden Belangen. 

14.1.1 Dachform, Dachneigung 

Es sind Satteldächer mit einer Neigung von 30° bis 45° sowie begrünte Flachdächer zulässig. 
Die Festsetzung zur Dachform Satteldach, ist aus dem rechtgültigen 
begebiet Enzberg - Teilbereich Süd - übernommen, um dieses 
gestalterische Element weiterhin zuzulassen. Da sich im Geltungsbereich bereits Gebäude mit 
Flachdächern befinden und das Flachdach einer zeitgemäßen Gewerbestruktur entspricht, wer-
den diese mit dieser Bebauungsplanaufstellung ebenfalls zulässig sein.  

14.1.2 Dachaufbauten 

Die Nutzung von regenerativen Energien ist erwünscht, solange andere Belange nicht übermä-
ßig benachteiligt werden. Daher wird die Gestaltung bzw. Anbringung von Anlagen zur 
Gewinnung von erneuerbarer Energie gesteuert. Es wird eine Einheitlichkeit der Dachlandschaft 
angestrebt, die im Einklang mit der bestehenden Bebauung steht. 

14.2 Werbeanlagen 

Die Festsetzungen zu Werbeanlagen haben das Ziel, Werbeanlagen bezüglich ihres Standorts 
und Zulässigkeitsbereiche an Gebäuden zu integrieren und sie visuell nicht dominant wirken zu 
lassen, jedoch für Nutzungen angemessene Werbemöglichkeiten generell zu eröffnen. Insofern 
werden für Werbeanlagen Vorgaben zu Standorten festgelegt. 
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Um die visuellen Belastungen von Werbeanlagen gegenüber der Wohnnachbarschaft zu mini-
mieren, werden wechsel-leuchtende und dynamische Werbeanlagen ausgeschlossen. 

14.3 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke 

14.3.1 Gestaltung der unbebauten Flächen 

Die Festsetzungen dienen zum einen der Mindestdurchgrünung des Gebiets, zum anderen der 
Minimierung der Eingriffswirkung in Form der Sicherstellung der Versickerung, Speicherung und 
Verdunstung von anfallendem Regenwasser.  

14.3.2 Oberflächengestaltung von Stellplätzen und Wegen 

Stellplätze und Wege sind mit wasserdurchlässigen oder wasserzurückhaltenden Materialien 
zu errichten, dies dient dem Boden- und Umweltschutz. Der Versiegelungsgrad der Grundstü-
cke wird somit so gering wie möglich gehalten. Es ist heute technisch möglich, die geforderten 
Anforderungen mit nutzerfreundlichen und haltbaren Oberflächen zu erfüllen. 

14.3.3 Einfriedungen 

Die Festsetzungen zur Einfriedungsart verfolgen das städtebauliche Ziel ein zu starkes visuelles 
Abschotten des Baugrundstücks gegenüber dem öffentlichen Raum zu vermeiden. Sie werden 

- Teilbereich Süd - 1. 
 

15. Hinweise 

Die nachrichtlichen Übernahmen und Hinweise erklären und begründen sich selbst. Sie dienen 
der Information und dem Verständnis. 

16. Städtebauliche Kenndaten 

 
Ermittlung der Flächenanteile Fläche 

in m2 

Anteil 

in % 

Plangebiet / Geltungsbereich 48.570 100% 

öffentliche Verkehrsfläche, VBZ 1.350 2,5% 

öffentliche Grünfläche 194 0,5% 

   

private Verkehrsfläche 692 1,5% 

Baugebietsfläche SO1 

davon Pflanzgebot PFG 

25.375 

665 

52,5% 

 

Baugebietsfläche SO2 2.753 5,5% 

Gewerbegebiet GE 1 

davon Pflanzgebot PFG 

12.502 

420 25,5% 

Gewerbegebiet GE 2 5.704 12,0% 
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Bebauungsplanänderung Gewerbegebiet Süd  2. Teiländerung Verbrauchermarkt  
Artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 (1) i.V.m. (5) BNatSchG - Zauneidechse 

 

1. Veranlassung 

Die Bebauungsplanaufstellung dient der planungsrechtlichen Erfassung und Steuerung des 
bestehenden Einzelhandelsstandorts an der Kanalstraße in Mühlacker-Enzberg. Für das 
Plangebiet besteht ein rechtsgültiger Bebauungsplan, der einer zeitgemäßen Entwicklung der 
Flächen nicht mehr gerecht wird. Der Geltungsbereich umfasst bebaute und erschlossene 
Grundstücksflächen innerhalb des bestehenden Gewerbegebiets. Neben der Anpassung und 
Neufassung textlicher Festsetzungen werden die überbaubaren Grundstücksflächen i.V.m. mit 
der Bauweise und Festsetzung von Verkehrsflächen geändert werden. 

Zur Einschätzung artenschutzrechtlicher Belange gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) wurde das Plangebiet einer Vorprüfung (Relevanzprüfung) unterzogen (WICK 

UND PARTNER 2016). Im Rahmen dieser Vorprüfung wurden im Plangebiet Zauneidechsen 
festgestellt. Für andere Reptilienarten wurde das Gebiet als nicht geeignet bewertet. Eine 
vertiefte Untersuchung der Zauneidechse wird empfohlen. Für andere streng geschützte Arten 
sind vertiefte Untersuchungen nicht erforderlich (WICK UND PARTNER 2016). 

Die hier vorliegende artenschutzrechtliche Prüfung wird dieser Forderung gerecht und 
bearbeitet die Zauneidechse (Lacerta agilis) hinsichtlich ihrer Verbreitung im Plangebiet und 
der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG.  
 

2. Methode 

Begehungen des Untersuchungsgebietes erfolgten bei acht Begehungen zwischen Mitte Mai bis 
Ende September am 10.05., 18.05., 31.05., 22.06., 09.08., 17.08., 04.09. und am 28.09.2017. 
Da ausschließlich nach der Zauneidechse gesucht wurde, erfolgten alle Begehungen bei 
sonniger, windstiller und warmer Witterung. Erfolgversprechend ist die Suche am frühen 
Vormittag bei beginnender Erwärmung. Dann sind Zauneidechsen gut zu beobachten, wenn sie 
auf ihren Sonnplätzen liegen. Durch gezieltes Aufsuchen geeigneter Orte wie Holzstapel, 
Steinhaufen und ähnlichen Strukturen sind sie gut zu erfassen. Durch Umwenden von Folien 
oder Blechen können Eidechsen aufgespürt werden.  

Auch später am Tag sind Eidechsen bei entsprechenden Temperaturen zu beobachten. Auf 
Jahres- und tageszeitliche Aktivitätsschwankungen ist dabei zu achten. Die Nachweiswahr-
scheinlichkeit erhöht sich ab Ende Juli mit dem Erscheinen der diesjährigen Schlüpflinge. 

 

 

 

 



 

3. Das Untersuchungsgebiet 

Das Untersuchungsgebiet umfasst einen Teil des Gewerbegebiets von Enzberg westlich der B 
10. Es besteht überwiegend aus bebauten und versiegelten Flächen. Weiterhin gibt es mehrere 
größere unbefestigte Abstellflächen. Im Südwesten gedeiht auf Flurstück 1101 eine 
stellenweise lückige, eher magere Wiese; nördlich angrenzend ist ein Privatgrundstück mit 
Grünland und Gehölzen ausgestattet. Im Nordosten ist auf Flurstück Nr. 1197/29 ein 
unbefestigter Platz angelegt. Dort wurden im Zuge der Vorprüfung Zauneidechsen festgestellt. 
An der Grenze zum westlich anschließenden Grundstück ist auf ganzer Länge eine Reihe 
niedriger Steine angelegt. Dazwischen und davor wächst krautige Vegetation, außerdem sind 
einige niedrige kriechende Sträucher vorhanden. Die Situation ist auf dem Deckblatt des 
Berichts abgebildet. Das Nachbargrundstück ist mit einer artenarmen Grasflur bewachsen. 
Ebenfalls im Norden des Gebietes gibt es an der Böschung zu einer Unterführung unter der B 
10 hindurch ebenfalls Grünland, Gehölze und auch Steinaufbauten. Weitere kleine Grün-
flächen, Pflanzungen und Einzelbäume (Industriegrün) treten kaum in Erscheinung. 

Abb. 1: Untersuchungsgebiet 

 
 

4. Ergebnisse 

Zauneidechsen wurden lediglich an einer Stelle nachgewiesen. Es handelt sich um denselben 
Ort, an dem bereits im Rahmen der Vorprüfung Zauneidechsen festgestellt wurden. Am 
31.05.2017 und am 09.08.2017 wurden jeweils einzelne adulte Zauneidechsen zwischen den 
Steinen am westlichen Rande des Flurstücks Nr. 1197/29 beobachtet. Das Deckblatt zu diesem 
Bericht zeigt den Fundort. Das westlich angrenzende Grundstück war von einer sehr dichten 
Grasflur bewachsen und damit für Eidechsen eher ungeeignet.  



 
An den anderen Terminen gelangen keine Nachweise und auch eine Fortpflanzung konnte nicht 
dokumentiert werden. Zwar ist die Untersuchungsfläche zum größten Teil versiegelt oder 
bebaut, es gibt aber doch Stellen, an denen man Zauneidechsen hätte erwarten können. Die 
Begehung am 28.09.2017 erfolgte unmittelbar im Anschluss an eine Eidechsenkartierung bei 
Kämpfelbach, bei der juvenile Zauneidechsen beobachtet werden konnten. Die Bedingungen 
waren daher nachweislich geeignet zur Erfassung der Zauneidechse.  

Abb. 2: Fundorte Zauneidechse 

 

Das Ergebnis entspricht einer weiteren Untersuchung des Jahres 2017, etwa 300 Meter 
nordöstlich im selben Gewerbegebiet. Dort wurde während der Begehungen ein einzelnes Tier 
erfasst, das mehrfach an derselben Stelle angetroffen wurde. Auch in diesem Fall gelangen trotz 
intensiver Suche keine weiteren Nachweise oder Hinweise auf eine Fortpflanzungsstätte. 

Damit ist die Situation der Zauneidechse sowie die Größe und Verbreitung der lokalen 
Population im Gewerbegebiet Süd nach wie vor unklar. Offenbar streifen eher wenige 
Exemplare umher. Zu berücksichtigen ist die isolierte Lage des Gewerbegebiets zwischen der 
vielbefahrenen B 10 im Südosten und dem EVS-Kanal im Nordwesten. Dadurch wird eine 
Einwanderung in das Gebiet erschwert. 
 

 

 

 

 



 
5. Artenschutzrechtliche Einschätzung, Konfliktermittlung nach § 44 BNatSchG 

5.1 Gesetzliche Grundlage 

Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören (§ 44 (1) Nr. 1 BNatSchG, Tötungsverbot) 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung 
der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert (§ 44 (1) Nr. 2 
BNatSchG, Störungsverbot). 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (§ 44 (1) Nr. 3 
BNatSchG, Beschädigungsverbot) 

 
§ 44 Absatz 5 sieht für bestimmte Fälle Ausnahmen vor (Legalausnahme): 

Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 
18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, gelten die 
Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in Anhang 
IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten oder 
solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt 
sind, liegt ein Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und im Hinblick auf damit verbundene 
unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 
Nummer 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben 
betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird. Soweit erforderlich können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. 

Die Legalausnahme nach § 44 (5) BNatSchG für das Zerstörungsverbot (§ 44 (1) 3) und in 
Verbindung mit diesem bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen auch für das Tötungsverbot (§ 
44 (1) 1) setzt also voraus, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin gegeben ist. 

Das Vorhaben kann grundsätzlich zu Beeinträchtigungen und Störungen der Tier- und 
Pflanzenwelt führen. Unter die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG fallen die 
FFH-Arten des Anhang IV (streng geschützte Arten) und die Europäischen Vogelarten. Im 
vorliegenden Falle wurde nach einer Vorprüfung die Zauneidechse als planungsrelevant 
eingestuft. 
 

 

 



 
5.2 Konfliktanalyse  Zauneidechse (Lacerta agilis) 

§ 44 (1) Nr. 1 BNatSchG, Tötungsverbot 

Baumaßnahmen an den Fundorten dürfen nicht während der Winterruhe (witterungsabhängig 
zwischen Anfang September und Ende März) und der Zeit, in der die Gelege sich im Boden 
entwickeln (Mitte Mai  Mitte/Ende August) durchgeführt werden. Sollte dies dennoch 
erforderlich sein, so sind die Tiere von der Fläche zu vergrämen. Dazu werden zunächst die 
Steine und Gehölze vorsichtig entfernt (o.g. Ausschlusszeiten beachten). Arbeiten mit leichtem 
Gerät, die nur oberirdische Tätigkeiten beinhalten, können auch im Winter durchgeführt 
werden. Im Frühjahr sollten die Tiere aus dem nun deckungsarmen Gelände abwandern. 
Anschließend werden die Eidechsen z.B. mittels einer ausgelegten Folie von der Fläche 
ferngehalten. Dies setzt voraus, dass sich in entsprechender Nähe ein Ersatzbiotop befindet, 
dass von den Tieren leicht und hindernisfrei erreicht werden kann (20  50 m). Arbeiten auf 
dem zentralen Bereich des Platzes sind weniger problematisch. Hier ist der Boden verdichtet 
und hart und daher als Winterquartier oder Eiablageplatz nicht geeignet. Auf der großen, 
deckungslosen Fläche wurden auch nie Eidechsen beobachtet. 

§ 44 (1) Nr. 2 BNatSchG, Störungsverbot 

Eine erhebliche Störung der Zauneidechse im Sinne des § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG ist aus fach-
gutachterlicher Sicht nicht zu erwarten. 

§ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG, Beschädigungsverbot 

Auch wenn keine Fortpflanzungsstätte der Zauneidechse nachgewiesen werden konnte, so ist 
eine Fortpflanzung am Fundort durchaus möglich. In jedem Falle aber handelt es sich um eine 
Ruhestätte und ein Nahrungshabitat. Wird die Fläche durch das Vorhaben beansprucht, so ist 
die Anlage eines Ersatzlebensraums im räumlichen Zusammenhang und im zeitlichen Vorgriff 
(cef-Maßnahme) erforderlich. Hierzu werden folgende Habitatbestandteile geschaffen: 

 offener oder schütter bewachsener Boden 
 Holzstapel oder Steinschüttungen als Sonnplätze und Rückzugsgebiete (frostsicher) 
 grabbares Substrat zur Eiablage 
 sonniger Standort 
 am besten mit Anschluss an offene, unversiegelte Flächen 

Entsprechend den Beobachtungen sollten ca. 400 m² vorgesehen werden. 

In allen anderen Bereichen des Untersuchungsgebiet wurden keine Eidechsen beobachtet, dort 
sind Maßnahmen, bezogen auf die Zauneidechse, jederzeit möglich, mit dem Eintreten der 
Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG ist hinsichtlich dieser Art nicht zu rechnen. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
Stand: Mai 2012 

  

 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
Hinweise:  

 Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  
 Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 
 Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 
 Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Die Bebauungsplanaufstellung dient der planungsrechtlichen Erfassung und Steuerung des bestehenden Ein-
zelhandelsstandorts an der Kanalstraße in Mühlacker-Enzberg. Für das Plangebiet besteht ein rechtsgültiger 
Bebauungsplan, der einer zeitgemäßen Entwicklung der Flächen nicht mehr gerecht wird. Der Geltungsbereich 
umfasst bebaute und erschlossene Grundstücksflächen innerhalb des bestehenden Gewerbegebiets. Neben 
der Anpassung und Neufassung textlicher Festsetzungen werden die überbaubaren Grundstücksflächen i.V.m. 
mit der Bauweise und Festsetzung von Verkehrsflächen geändert werden. 
 
Für die saP relevante Planunterlagen: Erläuterungen (Planungsbüro Beck und Partner) 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2   
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name 

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

 

 
1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
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3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 
3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. 
B. Angaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

 Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

 Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 
 

Die Zauneidechse besiedelt alle Naturräume in Baden-Württemberg mit Schwerpunkten in den Flusstälern 
von Rhein und Neckar. Die meisten Nachweise stammen aus dem Oberrheingebiet. Lebensraum sind tro-
ckenwarme, sonnenexponierte, nach Süd, Südwest und Südost ausgerichtete Habitate mit lockerem, trocke-
nem bis mäßig trockenem Substrat, unbewachsenen Teilflächen, mäßiger Verbuschung sowie niedrigwüch-
sigen Pflanzen und Offenbodenbereichen. Steine oder Äste, die über die Vegetation hinausragen, werden als 
Sonnplätze genutzt. Steine, Totholz, Kleinsäugerbaue oder selbst gegrabene Höhlen dienen als Versteck. 
Als Habitate werden u.a. genannt: extensiv genutztes, trockenes Grünland, Ruderalflächen, Brachen, Weg-
böschungen, Straßenbegleitgrün, Bahndämme, Gärten, geeignete Habitate im Siedlungsbereich. Wald und 
geschlossene Gehölzbestände werden gemieden. Gebüsche, Feldhecken und Waldränder werden aber bei 
Verfolgung als Versteck oder als Schattenspender genutzt.  
Die Reviergröße liegt zwischen 100 und 300 m² 
Die Paarungszeit erstreckt sich von Ende April bis etwa Mitte Juni, die Eiablage erfolgt zwischen Ende Mai 
und Ende Juni. Die Zeitigungsdauer ist von verschiedenen Faktoren abhängig und dauert 25  75 Tage. Als 
Eiablagesubstrat werden sonnige, vegetationsarme aber nicht zu trockene Stellen mit lockerem, grabbarem 
Substrat benötigt. Große Kies- oder Steinanteile sowie schwere Böden sind ungeeignet. Jungtiere erschei-
nen ab Mitte  Ende Juli. 
Die Dauer der Winterruhe ist witterungsabhängig. Sie beginnt spätestens Ende Oktober/Anfang November 
und dauert bis Ende Februar/Anfang April. Männchen ziehen sich i.d.R. früher zurück (manchmal bereits En-
de August) als Weibchen, die nach der Eiablage länger benötigen, um ihre Reserven aufzufüllen. Als Winter-
quartiere eignen sich Fels- und Erdspalten, Nagerbauten, Baumstubben sowie selbstgegrabene Wohnröhren. 
Das Quartier muss frostsicher und gut drainiert sein. Die Tiefe der Überwinterungsquartiere liegt zwischen 10 
cm und 1 Meter. 

Quelle: Grundlagenwerk Baden-Württemberg (LAUFER) 
 

3  Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen. 

 
4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 
3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 

Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 
 Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
 Lage zum Vorhaben, 
 Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

Während mehrerer Begehungen wurden einzelne Zauneidechsen am Rand einer Stein-Gehölzformation auf 
Flurst. Nr. 1101 beobachtet. Hinweise auf eine Brut gibt es nicht, kann aber nicht völlig ausgeschlossen 
werden. Es handelt sich aber auf jeden Fall um Ruhestätten und ein Nahrungshabitat 
 

Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, welche Gegebenheiten (insb. Biotopstruktu-
ren) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen, aus welchen Gründen der Nachweis des Vor-
kommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissen-
schaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss 
(z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann 
oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen 
Naturschutzbehörde festzustellen wäre).  
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3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 

 
Es wurden stets nur einzelne Tiere beobachtet. An anderen Stellen des Untersuchungsgebietes gelangen 
keine Nachweise (s. Abb. 2 des Berichts). Eine Kartierung im Rahmen eines anderen Vorhabens weiter nörd-
lich im Gewerbegebiet ergab ebenfalls nur einen Einzelnachweis. Im gesamten Gewerbegebiet gibt es aber 
durchaus Bereiche mit geeigneter Habitatqualität. Die Größe der lokalen Population kann nicht eingeschätzt 
werden, ist den Beobachtungen zufolge jedoch nicht sehr groß. Das Gewerbegebiet liegt recht isoliert zwi-
schen EVS-Kanal und Umgehungsstraße/Enz, wodurch eine Einwanderung erschwert wird. Aufgrund des 
hohen Versiegelungsgrades des Gebietes sind geeignete Lebensstätten eher selten. 
 

3.4  Kartografische Darstellung 

Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  
beschädigt oder zerstört? 

  ja  nein 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 

Hinweise auf eine Fortpflanzung bzw. auf die Anwesenheit mehrerer Individuen konnten nicht 
erbracht werden. Zur Fortpflanzung geeignete Orte sind aber vorhanden und könnten von 
eventuell übersehenen Tieren genutzt werden. 
 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

(vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen unbe-
stimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 

Wird der Fundort verändert (bebaut oder versiegelt), so entfällt mit diesem einzigen Nachweisort im Unter-
suchungsgebiet möglicherweise ein essentielles Nahrungshabitat. 

c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   

 ja  nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009) 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja  nein 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung.      
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

Erhalt der Fläche und eines Pufferstreifens. Sollte dies nicht möglich sein, siehe 4.1.g. 
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e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?  

  ja  nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen.      

 
f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? 

 ja  nein 
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 
 
Falls die Fundstelle nicht erhalten werden kann, sind Maßnahmen erforderlich 

      
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  

 ja  nein 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
 Art und Umfang der Maßnahmen,  
  der ökologischen Wirkungsweise,  
  dem räumlichen Zusammenhang,  
  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
  der rechtl. Sicherung der Maßnahmenflächen (tats. und rechtl. Verfügbarkeit). 

 
     Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

Anlage eines Ersatzlebensraums im räumlichen Zusammenhang und im zeitlichen Vorgriff (cef-Maßnahme) 
erforderlich. Hierzu werden folgende Habitatbestandteile geschaffen: 

 

 
 

 

 
Entsprechend den Beobachtungen sollten ca. 400 m² vorgesehen werden. 

 
h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt: 
 ja 

  
 nein 

 
 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 
Im Falle der Baufeldfreimachung während der Winterruhe der Eidechsen oder der Eiablagezeit besteht 
die Gefahr, dass Eidechsen oder ihre Gelege beschädigt werden. 
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b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
       
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

 den artspezifischen Verhaltensweisen, 
 der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
 der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 

Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
 

c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Baumaßnahmen an den Fundorten dürfen nicht während der Winterruhe (witterungsabhängig zwischen An-
fang September und Ende März) und der Zeit, in der die Gelege sich im Boden entwickeln (Mitte Mai  Mit-
te/Ende August) durchgeführt werden. Sollte dies dennoch erforderlich sein, so sind die Tiere von der Flä-
che zu vergrämen. Dazu werden zunächst die Steine und Gehölze vorsichtig entfernt (o.g. Ausschlusszeiten 
beachten). Arbeiten mit leichtem Gerät, die nur oberirdische Tätigkeiten beinhalten, können auch im Winter 
durchgeführt werden. Im Frühjahr sollten die Tiere aus dem nun deckungsarmen Gelände abwandern. An-
schließend werden die Eidechsen z.B. mittels einer ausgelegten Folie von der Fläche ferngehalten. Dies 
setzt voraus, dass sich in entsprechender Nähe ein Ersatzbiotop befindet, dass von den Tieren leicht und 
hindernisfrei erreicht werden kann (20  50 m). Arbeiten auf dem zentralen Bereich des Platzes sind weni-
ger problematisch. Hier ist der Boden verdichtet und hart und daher als Winterquartier oder Eiablageplatz 
nicht geeignet. Auf der großen, deckungslosen Fläche wurden auch nie Eidechsen beobachtet. 

 
 Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 

  
 ja 

  
 nein 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  
und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben ausgehenden Wirkungen 
(z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw. Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die 
lokale Population sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

      
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung.      
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 



FORMBLATT ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG VON ARTEN DES ANHANGS IV DER FFH-RL UND VON  
EUROPÄISCHEN VOGELARTEN NACH §§ 44 UND 45 BNATSCHG   Seite 6 

 

 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 

 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 

  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)             
 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 

  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           
erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 

 



Anlage 4.4
zu Sivola
247/2024



















































































Anlage 4.5
zu Sivola
247/2024

















































































































































































































































 
GR 23.06.2015 

 
§ 85 

 
Beschluss über das Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker 
 
 
 
Sitzungsvorlage Nr. 151/2015 siehe Anlage 
 
 
Herr Helbig erläutert den Sachverhalt und das Einzelhandelskonzept. 
 
StR Bächle möchte klargestellt haben, dass die CDU-Fraktion das Gutachten zur Kenntnis 
nehme, aber nicht für so wichtig erachte, wie der Gutachter dies vielleicht gern hätte. 
 
Er stellt den Antrag, dass der Beschlussvorschlag um einen Punkt 6 erweitert werde, in dem 
festgehalten wird, dass der HIT-Markt der Familie Schrammel in Enzberg die Möglichkeit haben 
muss zu erweitern. 
 
Der Vorsitzende stellt klar, dass der HIT-Markt der Familie Schrammel in Enzberg die Möglich-
keit habe, sich um 10% seiner Quadratmeterzahl, also um 500qm zu erweitern.  
 
 
Beschluss [bei 27 Ja-Stimmen, einer Nein-Stimme, einer Enthaltung] gemäß Sitzungsvorlage 
Nr. 151/2015.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 4.6
zu Sivola
247/2024



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stadt Mühlacker Sitzungsvorlage Nummer  151/2015 
Der Oberbürgermeister  
 (zu Vorgang Nr. 065/2015) 

 
 
Federführendes Amt Planungs- und Baurechtsamt 
 
Beratungsfolge     Beschlussfassung 
 
  Termin Ja Nein Nichtteiln. 
Gemeinderat öffentlich 23.06.2015    
 
 
Betreff: 
Beschluss über das Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt auf Basis des Einzelhandelsgutachtens des Büros Acocella vom 
30.09.2014 wie folgt über das Einzelhandelskonzept für die Stadt Mühlacker als städtebauliches 
Entwicklungskonzept i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB: 

1. Den Zielen für die zukünftige Einzelhandelsentwicklung gemäß Kapitel 6. Vorschlag für 
einen Zielkatalog, Seite 59 -64 des Gutachtens für die Einzelhandelskonzeption wird zu-
gestimmt. 

2. Dem Entwicklungsspielraum der Bedarfsprognose von 25.000 EW in der Status-Quo-
Variante bzw. 26.500 EW in der FNP 2025-Variante wird zugestimmt. 

3. Der auf die Stadt Mühlacker abgestimmten Sortimentsliste für zentrenrelevante und 
nicht zentrenrelevante Sortimente gemäß dem Vorschlag auf Seite 81 des Gutachtens 
wird zugestimmt. 

4. Der Abgrenzung des zentralen Versorgungsbereichs der Innenstadt für die Neuansied-
lung von Einzelhandelsgeschäften entlang der Bahnhofstraße zwischen Kelterplatz und 
Beim Igelsbach sowie im weiteren Verlauf auf der südlichen Straßenseite der Bahnhof-
straße bis zur Poststraße entsprechend der dargestellten Abgrenzung in Anlage 5 wird 
zugestimmt. 

in den 
Bereichen Gastronomie, Dienstleistung und kleinteiliger Einzelhandel gesehen. 

5. Den Grundsätzen und Maßnahmen zur räumlichen Einzelhandelsentwicklung wird zu-
gestimmt. 

 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Stellungnahme GHV 
Anlage 2: Vorschlag Zielkatalog (Seite 59-64 des Gutachtens) 
Anlage 3: Entwicklungsspielraum (Seite 65-74) 
Anlage 4: Sortimentsliste (Seite 81) 
Anlage 5: Abgrenzung zentraler Versorgungsbereich (Seite 87-89) 
Anlage 6: Grundsätze und Maßnahmen zur räumlichen Einzelhandelsentwicklung (Seite 81-87) 
Anlage 7: Aufzeigen des Entwicklungsspielraumes 
 
 



Sachdarstellung 
Das Gutachten für ein aktualisiertes Einzelhandelskonzept wurde in der Sitzung am 30.09.2014 
eingebracht und von Herrn Helbig, Büro Acocella vorgestellt.  
 
Die Vielzahl an unterschiedlichen Neuplanungen und Umsiedlungswünschen bestehender Ein-
zelhandelsbetriebe innerhalb der Kernstadt und in Enzberg machten eine ganzheitliche Be-
trachtung des Einzelhandels erforderlich. 
 
Für eine realistische Einschätzung der Entwicklungsziele für den Einzelhandel in der Stadt 
Mühlacker hatte die für die Genehmigung raumbedeutsamer Planungen zuständige Raumord-
nungsbehörde eine Aktualisierung des Einzelhandelsgutachtens aus dem Jahr 2006 als Beur-
teilungsgrundlage eingefordert. Sie hatte in diesem Zusammenhang eine Entscheidung über 
mögliche Umsiedlungen und Erweiterungen an den von den politischen Gremien getragenen 
Beschluss über eine aktualisierte Einzelhandelskonzeption für die Gesamtstadt gebunden. 
Der Gewerbe-, Handels- und Verkehrsverein Mühlacker e.V. (GHV) befasste sich intensiv mit 

k-
 

 
Am 01.12.2014 stellte die Arbeitsgruppe ihre Stellungnahme den Fraktionen im großen Sit-
zungssaal vor. Im Ergebnis unterstützt der Gewerbe-, Handels- und Verkehrsverein Mühlacker 
e.V. das Gutachten in seinen inhaltlichen Empfehlungen.  
 
Die nichtöffentliche Vorberatung ist Basis für eine anschließende Beschlussfassung durch den 
Gemeinderat. Der Gutachter wird auch an diesem Termin für die Beantwortung der 
gemeinderätlichen Fragen zur Verfügung stehen.  
 
1. Ziele für die zukünftige Einzelhandelsentwicklung (Kapitel 6. Vorschlag für einen 

Zielkatalog, Seite 59ff. des Gutachtens für die Einzelhandelskonzeption). 
 
Die Stadt Mühlacker verfolgte schon in der Vergangenheit vorrangig das Ziel, ihre Einkaufsstadt 
zu erhalten und zu stärken. Darüber hinaus werden die bestehenden Stadtteilzentren sowie 
bestehende Einzelhandelsstandorte erhalten und mit der Möglichkeit einer maßvollen Eigen-
entwicklung versehen. 
 
Ziel des aktualisierten Einzelhandelsgutachtens ist deshalb unverändert die räumliche Steue-
rung des Einzelhandels. Hierbei sind vorrangige Zielsetzungen: 
 die Erhaltung und Stärkung der mittelzentralen Versorgungsfunktion der Stadt Mühlacker 

sowie der Einzelhandelszentralität des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt, 
 die Erhaltung und Stärkung der Einzelhandels- und Funktionsvielfalt des zentralen Versor-

gungsbereichs Innenstadt, 
 die Erhaltung und Stärkung der Identität des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt, 
 die Verkürzung der Wege ("Stadt der kurzen Wege")  

 
Weitere Ziele sind 
 Erhaltung und Stärkung der integrierten, dezentralen Nahversorgungsstruktur (Erhaltung und 

Stärkung der Nahversorgungsfunktion in den Stadtteilen) 
 Schaffung von Investitionssicherheit insgesamt und einer Entscheidungssicherheit für städ-

tebaulich erwünschte Investitionen 
 Sicherung von Gewerbegebieten für Handwerk und produzierendes Gewerbe 

 
Für die Umsetzung der genannten Ziele soll neben der Bestimmung des möglichen bzw. prog-
nostizierten Entwicklungsspielraums auch die Festlegung einer auf die Stadt zugeschnittenen 
Sortimentsliste erfolgen. 
 



2. Entwicklungsspielraum für die Bedarfsprognose von 25.000 EW in der Status-
Quo-Variante bis 26.500 EW in der FNP 2025-Variante mit einem prognostizierten 
zusätzlichen Bedarf von 9.600 m² bis 19.500 m² Verkaufsflächen. 

 
Die Bedarfsprognose für den Einzelhandel beruht auf zwei Handelsszenarien, der Wettbe-
werbsprognose und der Entwicklungsprognose in Kombination mit zwei Szenarien der Bevölke-
rungsentwicklung (Status Quo mit 25.000 EW, positiv mit 26.500 EW (vgl. FNP)). Aus der Kom-
bination dieser Szenarien entsteht ein Entwicklungsspielraum für die Ansiedlung von Einzel-
handel, der zwischen 9.600 m² (Wettbewerbsszenario, Bevölkerung: Status Quo) bis 19.500 m² 
(Entwicklungsszenario, Bevölkerung: FNP-Prognose) liegt. Diese Entwicklungsspielräume ver-
teilen sich auf unterschiedliche Sortimente. 
 
3. Festlegen einer auf die Stadt Mühlacker abgestimmten Sortimentsliste für 

zentrenrelevante und nicht zentrenrelevante Sortimente (Seite 81 des Gutachtens 
für die Einzelhandelskonzeption). 

 
Für Mühlacker wurde auf Grundlage der in Mühlacker vorhandenen Sortimente eine Sortiments-
liste erstellt. Sie definiert welche Sortimente zentrenrelevant sind und welche nicht 
zentrenrelevant sind. Sie stellt zunächst einen Vorschlag dar. Mit der politischen Verabschie-
dung einer Sortimentsliste signalisiert die Stadt, welcher Einzelhandel aus städtebaulichen 
Gründen zukünftig im zentralen Versorgungsbereich der Innenstadt angesiedelt werden soll. 
 
4. Abgrenzung des zentralen Versorgungsbereichs der Innenstadt für die Neuansied-

lung von Einzelhandelsgeschäften zwischen Kelterplatz und Beim Igelsbach so-
wie der südlichen Straßenseite der Bahnhofstraße bis zur Poststraße entspre-
chend der dargestellten Abgrenzung in Anlage 5. 

 
Die Attraktivität des zentralen Versorgungsbereichs ist neben seinen städtebaulichen Qualitäten 
erheblich von seiner Nutzungsdichte, Frequenz und lebendigen Atmosphäre abhängig. Sie wird 
auch von den Entfernungen bestimmt, die innerhalb des Zentrums fußläufig zurückgelegt wer-
den können. Der zentrale Versorgungsbereich der Mühlacker Innenstadt soll eine kompakte 
räumliche Ausdehnung haben und außerdem hinreichende räumliche Entwicklungsmöglichkei-
ten aufweisen. 
 
Die empfohlene Ausdehnung entlang der Achse Kelterplatz-Bahnhofstraße-Erich-Fuchslocher-
Platz-Igelsbach beträgt ca. 700 m und ermöglicht noch eine fußläufige Erreichbarkeit aller Teil-
bereiche. Sie wird auf der südlichen Straßenseite der Bahnhofstraße nach Nordosten bis zur 
Poststraße ergänzt (obere Bahnhofstraße). Die Entwicklung dieses Bereichs wird insbesondere 
in der Ansiedlung von Gastronomie, Dienstleistung und kleinteiligem Einzelhandel gesehen, die 
bereits heute die obere Bahnhofstraße überwiegend prägen. 
 
Zusätzlich wird im Bereich der Goethestraße eine Fläche für ein Entwicklungspotenzial einbe-
zogen. Hier befindet sich bereits mit dem Biomarkt ein wichtiger Bestandteil des zentralen Ver-
sorgungsbereichs. Der Bereich ist geeignet bei attraktiver funktionaler Nutzung die vorhandene 
Linearität entlang der Bahnhofstraße aufzubrechen. 
 
Ein weiteres Entwicklungspotenzial ist durch den Standort Mühlehof gegeben. Gemeinsam mit 
dem nahegelegenen Warenhaus Sämann kann hier ein Angebotsschwerpunkt für den südli-
chen Teilbereich geschaffen werden. 
 
(siehe hierzu Kapitel 8.3.1 des Gutachtens für die Einzelhandelskonzeption sowie die geänderte 
Abgrenzung in Anlage 5). 
 



5. Grundsätze und Maßnahmen für die räumliche Einzelhandelsentwicklung 
 
Zur Umsetzung der in Nr. 1 genannten Ziele sowie zur Steuerung des Einzelhandels sind Vor-
gaben darüber erforderlich, wo welcher Einzelhandelstyp angesiedelt werden soll. In Tabelle 6 
(Seite 82) des Gutachtens erfolgt anhand einer Matrix die Konkretisierung, welche Vorhaben 
zukünftig an welchen Standorttypen angesiedelt werden sollen. Diese soll eine Bewertung zu-
künftiger Planvorhaben erleichtern. Es gilt hierbei: Verträglich = grün, nicht verträglich = rot). 
Folgende Grundsätze und Maßnahmen wurden formuliert: 
 Großflächiger zentrenrelevanter Einzelhandel (mehr als 800 m ²) soll nur im zentralen Ver-

sorgungsbereich der Innenstadt angesiedelt werden 
 Nachbarschaftsläden sowie nicht großflächiger nahversorgungsrelevanter und sonstiger 

zentrenrelevanter Einzelhandel zur Gebietsversorgung (mit einer Größe bis 400 m²) kann 
auch in den zentralen Bereichen Dürrmenz und Enzberg angesiedelt werden. 

 
Ausnahmen bilden Nachbarschaftsläden, Lebensmittelbetriebe und zentrenrelevante Randsor-
timente: 
 Nachbarschaftsläden sowie sonstiger nahversorgungsrelevanter Einzelhandel zur Gebiets-

versorgung, soweit diese nicht großflächig sind, können auch an sonstigen integrierten Stan-
dorten angesiedelt werden.  

 Lebensmittelbetriebe sind bei standortgerechter Dimensionierung auch in den zentralen Be-
reichen Dürrmenz und Enzberg und an sonstigen integrierten Standorten auch großflächig 
zulässig, wenn sie standortgerecht dimensioniert sind und der Verbesserung der räumlichen 
Nahversorgung dienen. 

 zentrenrelevante Randsortimente, diese können bei nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment 
mit bis zu 10 % der Gesamtverkaufsfläche und maximal bis 800 m² auch innerhalb der Ver-
sorgungsbereiche und an sonstigen integrierten Standorten angesiedelt werden. 

 Nicht zentrenrelevanter Einzelhandel kann grundsätzlich im gesamten Stadtgebiet angesie-
delt werden. Es soll jedoch auf eine behutsame Ansiedlung in bestehenden Gewerbegebie-
ten geachtet werden, um die Standortqualität der bestehenden Gewerbegebiete nicht zu ver-
schlechtern (erhöhte Bodenpreise, Flächenbelegung). 

 
6. Aufzeigen des Entwicklungsspielraums für den Einzelhandel und Beurteilung der 

geplanten Vorhaben in ihrer Gesamtauswirkung 
 
Je nach Szenario (Entwicklungsprognose oder Wettbewerbsprognose) ergibt sich ein Entwick-
lungskorridor für die Ansiedlung von Einzelhandelsgeschäften. 
 
Bei den Nahrungs- und Genussmitteln liegt dieser Korridor bei 400 - 1.700 m². Unter der Vo-
raussetzung, dass alle derzeit zur Diskussion stehenden Vorhaben realisiert würden, würde bei 
den Nahrungs- und Genussmitteln eine zusätzliche Verkaufsfläche von insgesamt 3.640 m² 
entstehen. Das bedeutet, dass selbst nach dem optimistischsten Szenario (Entwicklungsprog-
nose, 26.500 EW in 2025) mit einem Flächenbedarf von 1.700 m² bei einer Realisierung aller 
Projekte deutliche Verdrängungen gegen den Bestand zu erwarten sind (Anlage 7: Entwick-
lungsspielraum). 
 
Bedeutung der Einzelhandelskonzeption auf bestehenden Einzelhandel an nicht inte-
grierten Standorten 
 
Hit Einkaufsmarkt Enzberg 
 
Eine Erweiterung des bestehenden Standortes in der Kanalstraße steht zunächst nicht in Ein-
klang mit den Zielen und Grundsätzen des Gutachtens. Allerdings handelt es sich hier um eine 
relativ geringe Erweiterung eines bestehenden Betriebs, so dass mit hoher Wahrscheinlichkeit 
keine wesentlichen Auswirkungen gegen den Bestand zu erwarten sind. 



Einzelhandel im Bereich des Ziegeleigeländes 
 
Der Bereich Ziegelei/Vetterstraße liegt ebenfalls nicht im zentralen Versorgungsbereich Innen-
stadt. Die Verlagerung ins Ziegeleigelände ist unproblematisch, während ein über einen übli-
chen Entwicklungsspielraum (s. Schrammel) hinausgehender Flächenzuwachs kritisch zu hin-
terfragen ist. 
 
 
 
 
 
 
D a u n e r 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bisherige Vorlagen 
UTA 065/2015 
Nicht öffentlich 

Beratung über das Einzelhandelsgutachten für die Stadt Mühlacker 

GR 189/2014 Einzelhandelsgutachten für die Stadt Mühlacker Einbringung und Vorstellung der 
Ergebnisse 

GR 117/2014 Einzelhandelsgutachten für die Stadt Mühlacker Einbringung (abgesetzt) 
GR 218/2013 Fortschreibung des Einzelhandelsgutachtens für die Stadt Mühlacker aus dem 

Jahr 2006 
UTA 168/2013 Entwicklung des Einzelhandels in Mühlacker Fortschreibung des Einzelhandels-

gutachtens 
 



































































Anlage 4.7
zu Sivola
247/2024





 

 

 



 



 

 

 

 

 

 



 

 



 

 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

 



 

 
 

 





 

 

 

 

 

 

 



 

 

 



 


